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„Die Geschichte lehrt dauernd, aber sie findet keine 
Schüler.“ 
 
Ingeborg Bachmann 
 

 

 

 

 

 

 

 

Bibliothèque Nationale. 
„Ich sitze und lese einen Dichter. Es sind viele 
Leute im Saal, aber man spürt sie nicht. Sie sind in 
den Büchern. Manchmal bewegen sie sich in den 
Blättern, wie Menschen, die schlafen und sich 
umwenden zwischen zwei Träumen. Ach, wie gut ist 
es doch, unter lesenden Menschen zu sein. Warum 
sind sie nicht immer so? Du kannst hingehen zu 
einem und ihn leise anrühren: er fühlt nichts. Und 
stößt du einen Nachbar beim Aufstehen ein wenig an 
und entschuldigst dich, so nickt er nach der Seite, 
auf der er deine Stimme hört, sein Gesicht wendet 
sich dir zu und sieht dich nicht, und sein Haar ist 
wie das Haar eines Schlafenden. Wie wohl das tut. 
Und ich sitze und habe einen Dichter. Was für ein 
Schicksal.[…]“ 
 
Rainer-Maria Rilke: Die Aufzeichnungen des Malte 
Laurids Brigge, 1910 
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Einleitung: 

 

Inhalt der Arbeit: 

 Die bilateralen Maßnahmen der EU im Jahr 2000 aufgrund der Regierungsbeteiligung 

der FPÖ wurden in Österreich rasch und am häufigsten mit „EU-Sanktionen“ bezeichnet, es 

entstand aber eine Vielzahl von Ausdrücken, so waren etwa auch „Protestmaßnahmen“, 

„Boykott“  oder „Strafmaßnahmen“ durchaus gebräuchlich. In der französischen Presse ist die 

Rede von „sanctions internationales“, „sanctions communautaires“, meist verkürzt als 

„sanctions“, „réaction commune“, „embargo politique“ aber auch „affaire Haider“ . Im 

Vordergrund dieser Maßnahmen stand dabei ausdrücklich der bilaterale Charakter, der sich 

nur auf die offiziellen Kontakte auf politischer Ebene bezog. Keinesfalls handelte es sich um 

wirtschaftliche oder gar militärische Sanktionen. Nichtsdestotrotz wurde die Zusammenarbeit 

mit Österreichern von einigen Firmen, Künstlern oder Universitäten kritisch hinterfragt. 

Nachdem ich meine Beweggründe für dieses Thema dargelegt habe, soll kurz auf die 

Auswahl der Zeitungen, deren Entstehungsgeschichte sowie Ausrichtung eingegangen 

werden. Danach soll neben einem kurzen Abriss meiner Vorgangsweise auch noch eine kurze 

Zusammenschau über die zu diesem Thema bereits erschienen Arbeiten versucht werden. 

Im allgemeinen Teil wird dann zunächst einmal ein Überblick über die Ereignisse 

gegeben, vom Wahlausgang im Oktober 1999 über die Sondierungsgespräche, die 

Regierungsbildung unter Beteiligung der FPÖ bis zu den internationalen Reaktionen. Weiters 

werden die Sanktionen und deren innen- und außenpolitischen Auswirkungen, sowie die 

Entwicklungen, die schließlich zu ihrer Aufhebung im September 2000 geführt haben, 

analysiert. In der Darstellung der Ereignisse möchte ich auch auf den sogenannten 

Weisenbericht eingehen, da dieser sowohl eine möglichst objektive Darstellung aufgrund der 

vorliegenden Fakten versucht, als auch auf breite Zustimmung im In- und Ausland gestoßen 

ist. Im Anschluss wird das in Frankreich vorherrschende Österreichbild kurz dargelegt. 

Danach soll auf die Entstehungsgeschichte der Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ) sowie 

mögliche Gründe für deren Erstarken, das seit Mitte der 80er-Jahre stets eng mit der Person 

Jörg Haider verknüpft war, eingegangen werden, weil sie mir im Hinblick auf ein besseres 

Verständnis der Ereignisse und der Reaktionen darauf unerlässlich erscheinen. Dabei sei 

gleich noch festgehalten, dass es sich um ein kontroverses Thema handelt, es also schwierig 

ist, objektiv zu sein, was aber trotzdem versucht werden soll. 

Im empirischen Teil wird auf die ausgewählten Medien und deren Berichterstattung 

eingegangen werden. Da relativ wenig Literatur zum Thema vorhanden ist, stütze ich mich 
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hauptsächlich auf die Aussagen von Journalisten und einige wenige Tagebücher. Zuerst soll 

die Haltung des offiziellen Frankreich1 analysiert werden. Werden die Sanktionen in allen 

politischen Lagern begrüßt? Wie reagieren Künstler und Intellektuelle? Hauptaugenmerk liegt 

dabei auf der Analyse der Artikel zum Thema Österreich im betreffenden Zeitraum anhand 

der Untersuchung möglicher Unterschiede in der Berichterstattung zwischen einer 

überregionalen Zeitung und einer Regionalzeitung. Wie haben die französischen 

Tageszeitungen Le Figaro und Ouest-France über Österreich im Jahr 2000 berichtet? Welche 

Besonderheiten treten dabei auf? Entsprechen sie den Erwartungen und Ansprüchen, die man 

an die unterschiedlichen Zeitungsformate stellt? Im folgenden Verlauf der Berichterstattung 

soll festgestellt werden, welchen Stellenwert Österreich in den Medien einnimmt, wie 

differenziert die Darstellung der politischen Verhältnisse ist und wie lange das verstärkte 

Interesse an Österreich dauert. Verändert sich die Berichterstattung im Verlauf der Zeit? 

Werden das Land, die Leute, die FPÖ und Haider verteufelt? Welche Argumente werden 

gebracht, um die Sanktionen zu begründen bzw. die FPÖ und Jörg Haider zu kritisieren? 

Welche Vorurteile kommen zum Vorschein? Welche Bezüge werden hergestellt, sowohl im 

internationalen als auch im geschichtlichen Kontext? Gibt es überhaupt Gastkommentare bzw. 

wenn ja, wer schreibt diese? Ist auch Platz für Stellungnahmen aus Österreich? Im Schlussteil 

sollen die historischen, gesellschaftlichen und europapolitischen Auswirkungen kurz 

analysiert werden. 

Da eine vollständige Wiedergabe der untersuchten Zeitungsartikel aufgrund der 

großen Anzahl nicht möglich ist, scheinen im Anhang einige ausgewählte Artikel auf, die die 

jeweilige Blattlinie unterstreichen bzw. das große Medieninteresse an Österreich 

verdeutlichen sollen. Diese Diplomarbeit wird versuchen, die Beziehungen zwischen 

Frankreich und Österreich auf Basis aller im Untersuchungszeitraum zum Thema 

erschienenen Artikel näher zu beleuchten. 

 

Beweggründe: 

Die Berichterstattung2 ausländischer Medien über Österreich und das Bild, das dadurch in der 

Öffentlichkeit über Österreich entsteht, ist wohl für viele Staatsbürger interessant, trotzdem 

möchte ich hier auch noch meine persönlichen Beweggründe für die Themenwahl in den 

Vordergrund stellen. Als ich von Februar bis Juli 2002 in Frankreich zur Schule ging, lag das 

                                                 
1 Offizielles Frankreich meint hier insbesondere die Reaktionen des französischen Präsidenten Jacques Chirac 
sowie die Stellungnahmen von Regierungsmitgliedern, aber auch der einzelnen politischen Parteien, 
Intellektuellen und Künstlern. 
2 Berichterstattung meint hier die Gesamtheit der das Thema betreffenden erschienenen Artikel im Zeitraum von 
Jänner bis Oktober 2000, insbesondere auch Gastkommentare und andere meinungsbetonte Texte. 
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Ende der Sanktionen der EU 14 gegen Österreich noch nicht lange zurück. Ich hatte reichlich 

Erklärungsbedarf und konnte viel Aufklärungsarbeit über die tatsächliche politische Lage in 

Österreich leisten. Frankreich spielte bei der Verhängung der Sanktionen ja durchaus eine 

Vorreiterrolle und viele Franzosen begegneten mir als Österreicher anfänglich mit ein 

bisschen Skepsis. Mit ein Grund für diese Skepsis war ohne Zweifel eine relativ 

undifferenzierte mediale Berichterstattung in Frankreich (nicht nur dort, sicherlich auch in 

Österreich), deshalb verdient dieses Feld nähere Betrachtung. Andererseits war das Jahr 2002 

ja auch das Jahr der Stichwahl zwischen Jacques Chirac und Jean-Marie Le Pen um das 

Präsidentenamt, was vor allem aus österreichischer Sicht mit Argusaugen beobachtet wurde 

und für viele Franzosen einen schweren Schock darstellte. Im Sanktionsjahr 2000 konnte sich 

niemand in Frankreich vorstellen, dass Le Pen es zwei Jahre später in die Stichwahl um das 

Präsidentenamt schaffen würde. Aus dieser persönlichen Erfahrung heraus, ist es für mich von 

großem Interesse wie Österreich nach der Regierungsbildung im Jahr 2000 in der 

französischen Presse dargestellt wurde. Mir ist dabei durchaus bewusst, dass ein Unterschied 

zwischen dem in den Medien transportierten Bild und der Meinung vieler Franzosen besteht, 

dennoch wird die Meinungsbildung wesentlich durch die Berichterstattung beeinflusst. Es 

geht mir allerdings nicht darum, aus gekränktem Stolz oder gar Verbitterung über die 

Ereignisse mit Frankreich im Allgemeinen oder der französischen Presse abzurechnen, 

sondern einen Einblick in die französische Presselandschaft zu gewinnen und vielleicht auch 

beleuchten zu können, warum in der Bewertung der Vorkommnisse eine so starke Diskrepanz 

zwischen der österreichischen Sichtweise und der europäischen, insbesondere der 

französischen herrschte und nach wie vor herrscht. Weiters beschäftigte mich die Frage, 

warum die EU gerade gegen Österreich erstmals in ihrer Geschichte „bilaterale Maßnahmen“ 

gegen einen Mitgliedsstaat verhängte, wo doch auch in anderen Ländern postfaschistische 

oder rechtspopulistische Parteien große Wahlerfolge für sich verbuchen konnten.3 

 

Auswahl des Untersuchungsmaterials und -zeitraums: 

Bei der Auswahl des Untersuchungsmaterials erscheint mir zunächst eine 

Bestandsaufnahme in Sachen Auflagenstärke sowie Konzentrationsgrad der französischen 

Presse allgemein unerlässlich, um die behandelten Zeitungen auch in der französischen 

Presselandschaft einordnen zu können. Weiters soll auch kurz auf die Entstehungsgeschichte, 

                                                 
3 In diesem Zusammenhang sei an das Erstarken rechtspopulistischer Gruppierungen auch in anderen Ländern 
Europas gedacht, insbesondere an: Gian Franco Finis Alleanza Nazionale (postfaschistisch, Mitglied der 
Regierungen unter Silvio Berlusconi (1994, 2001-2006)), Umberto Bossis Lega Nord, die Wahl des Kandidaten 
der Front National zum Bürgermeister von Toulon 1995, das gute Abschneiden des Kandidaten der Front 
National (Jean-Marie Le Pen) bei den Präsidentschaftswahlen 1995 und 2002, … 
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die politische Ausrichtung sowie Leserklientel der für die Untersuchung ausgewählten 

Zeitungen eingegangen werden. 

Der Markt für französische Tageszeitungen lässt sich in sogenannte „quotidiens 

nationaux“, manchmal auch als „presse parisienne“4 bezeichnet, und sogenannte „quotidiens 

régionaux“ unterteilen. Erstere meinen dabei in der Hauptstadt Paris konzentrierte 

Tageszeitungen (etwa: Le Monde, Le Figaro, Libération, …) bei denen Themen wie Politik, 

Wirtschaft und Internationales dominieren. Zweitere sind regionale Tageszeitungen (etwa: 

Ouest-France, Le Parisien, Sud Ouest …, sie bilden die Mehrheit), die sich auf die jeweilige 

Region konzentrieren und über einen großen Lokalnachrichtenteil sowie über einen 

ausgedehnten Sportteil verfügen. Außerhalb von Paris ist die Konkurrenz regionaler Blätter 

gegenüber den nationalen Tageszeitungen sehr stark. „Außerhalb des Großraums Paris 

beträgt ihr Anteil am Zeitungsmarkt gerade noch 10% (Ausnahme: die Picardie), und das, 

obwohl die Franzosen in der Provinz eigentlich fleißigere Zeitungsleser sind als die in der 

Hauptstadt.“5 Deshalb sind die größten Tageszeitungen Frankreichs auch Regionalzeitungen, 

die aber im Ausland nicht gelesen werden, für die Meinungsbildung in Frankreich aber enorm 

wichtig sind. Deshalb fiel die Wahl also nicht auf mehrere überregionale Tageszeitungen 

sondern auf eine regionale und eine überregionale Tageszeitung, um einen Vergleich anstellen 

zu können. Nun zur Auflagenstärke, die als weiteres wichtiges Entscheidungskriterium in die 

Auswahl der Zeitungen eingeflossen ist: 

 

Diffusion OJD 2007-2008  
 Nom du journal diffusion totale 
1. OUEST-FRANCE 795 765 
2. LE MONDE 344 053 
3. LE FIGARO 339 236 
4. LE PARISIEN 337 322 
5. L’EQUIPE (EDITION GENERALE) 336 665 
6. SUD OUEST 317 929 
7. LA VOIX DU NORD 291 781 
8. LE DAUPHINE LIBERE 248 556 
9. INTERNATIONAL HERALD TRIBUNE (engl.) 241 638 
10. LE PROGRES - LA TRIBUNE 226 342 
11. LA NOUVELLE REPUBLIQUE DU CENTRE-OUEST 215 344 
12. LE TELEGRAMME 208 664 
13. LA MONTAGNE 199 213 
14. LA DEPECHE DU MIDI 197 999 

                                                 
4 Vgl. Grosse, E./ Seibold, E.: S. 5. 
5 Weber, T./ Woltersdorff, S.: S. 44. 
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15. AUJOURD’HUI EN FRANCE 193 711 
16. L’EST REPUBLICAIN 193 227 
17. DERNIERES NOUVELLES D’ALSACE 181 623 
18. MIDI LIBRE 157 040 
19. LA PROVENCE 151 858 
20. LE REPUBLICAIN LORRAIN 144 420 

21. LES ECHOS 137 475 
22. LIBERATION 133 631 
23. NICE MATIN 116 479 
24. L’UNION-L’ARDENNAIS 110 851 
25. L’ALSACE-LE PAYS 106 628 
26. LE COURRIER DE L’OUEST 103 406 
27. LA CROIX 102 976 
   (Fett gedruckt: quotidiens nationaux, die anderen: quotidiens régionaux) 

   Abbildung 1: Auflagenstärke französischer Tageszeitungen6 

 

Auffallend dabei ist die verglichen mit anderen europäischen Ländern geringe 

Auflagenstärke der einzelnen Zeitungen.7 Ouest-France – und damit eine Regionalzeitung –

ist nach den Verkaufszahlen dabei mit Abstand die größte französische Tageszeitung. Danach 

folgen mit Le Monde und Le Figaro zwei überregionale Zeitungen. Die landläufige Annahme 

dass die Meinung der quotidiens nationaux auch die Meinung der Franzosen widerspiegle, 

erweist sich im Hinblick auf die Auflagenstärke also als falsch. Circa 76% der verkauften 

Exemplare entfallen auf Regionalzeitungen, in Österreich beträgt dieser Anteil nur rund 

31,3%.8 Dieser große Anteil erklärt sich dadurch, dass der Markt in Regionen aufgeteilt ist 

und die einzelnen Regionalzeitungen oft keinen Konkurrenten in ihrer Region haben, billiger 

als die überregionalen sind und sehr effizient in der Auslieferung der Zeitungen arbeiten.9 

Durch die große Anzahl an Zeitungen und den daraus resultierenden enormen 

Konkurrenzdruck verfügen nur wenige Tageszeitungen über eine gesunde finanzielle Basis, 

vor diesem Hintergrund ist auch die Bildung von Medienkonglomeraten, etwa Havas, 

Hachette Filipacchi Médias, Groupe Hersant, La Vie- Le Monde oder Groupe Ouest-France 

zu verstehen. Diese französischen Medienkonzerne sind privatwirtschaftlich finanziert. Sie 

kontrollieren meist mehrere Zeitungen und sind daher sehr einflussreich. Wichtig ist aber 

auch das Kultur- und Kommunikationsministerium, das sich als Hüter des Wettbewerbs 

zwischen den einzelnen Medien sieht. Natürlich erhalten die Zeitungen auch finanzielle 
                                                 
6 Vgl. http://www.ojd.com/engine/adhchif/adhe_list.php?mode=chif&cat=1771&subcat=353, 
http://www.ojd.com/engine/adhchif/adhe_list.php?mode=chif&cat=1771&subcat=354. 
7 Vgl. Albert, P.: S. 39. 
8 Vgl. Albert, P.: S. 40. 
9 Vgl. Albert, P.: S. 153. 



 

- 6 - 

Zuwendungen vom Staat, sowohl indirekter als auch direkter Natur, was natürlich die 

Unabhängigkeit der Berichterstattung in Frage stellen kann.10 

Weiters ist zu bemerken, dass Frankreichs Zeitungen mit einem großen Leserschwund 

zu kämpfen haben, unter anderem wohl auch weil sie bis in die späten 80er Jahre 

vergleichsweise relativ teuer waren. Heute liegt ihr Preis mit 0,7 – 1,3 € etwas unterhalb der 

Preise in Österreich (0,9 – 1,5 €).11 Weltweit liegt Frankreich in der Statistik der Leserdichte 

auf dem schwachen 28. Rang. Nicht einmal jeder Fünfte liest noch regelmäßig eine der 

„quotidiens nationaux“. Auch die Vielfalt hat gelitten, so gab es 1946 noch 203 verschiedene 

Tageszeitungen, heute gibt es inklusive neu dazugekommener Zeitungen nur noch 70, davon 

sind 58 Regionalblätter.12 Die französischen Tageszeitungen haben über längere Zeit 

verabsäumt auf veränderte Leserbedürfnisse einzugehen, ein Umstand, den diverse 

Zeitschriften zur Auflagensteigerung nutzen konnten. Auch die Werbeeinahmen gingen stark 

zurück, weiters verschärft wird die Situation durch die elektronischen Medien (etwa seit 

1991), die Online-Verfügbarkeit mancher Zeitungen und das Aufkommen diverser 

Gratiszeitungen (seit 2002).13 Im Gegensatz zu vielen anderen Zeitungsmärkten konnte sich in 

Frankreich keine Boulevardzeitung à la Bild, Kronen Zeitung oder Sun herausbilden. Eine 

weitere Besonderheit des französischen Journalismus ist, dass er sich aus einer literarischen 

Tradition heraus versteht, daher weniger Wert auf Reportagen, Zusammenfassungen und 

Analysen legt sondern mehr auf Meinungen, Kolumnen und Kommentare setzt.14 

Bei der vorliegenden Auswahl der Medien spielte vor allem die Auflagenstärke, aber 

auch wie gut die Zeitungen bereits untersucht wurden, eine Rolle. Durch die Auswahl von 

Zeitungen mit großer Auflage können eher Rückschlüsse auf das vorherrschende 

Meinungsbild in der Öffentlichkeit gezogen werden, daher wurden die Zeitung mit der 

größten Auflage, Ouest-France, und die mit der drittgrößten, Le Figaro, herangezogen. Die 

Analyse beschränkt sich aus Gründen der Vergleichbarkeit und Machbarkeit auf diese beiden. 

Eine wichtige Rolle bei der Auswahl der Zeitungen spielte auch, dass Le Figaro auch im 

Ausland als französisches Referenzblatt gilt, wohingegen Ouest-France außerhalb 

Frankreichs weitgehend unbekannt ist, ein Vergleich daher interessante Erkenntnisse 

verspricht. Le Figaro ist die älteste Pariser Tageszeitung, gegründet 1854, erscheint sie seit 

1866 täglich.15 Während der Dreyfus-Affäre bezieht sie für diesen Stellung, was ihr die Hälfte 

                                                 
10 Vgl. Albert, P.: S. 59ff. 
11 Vgl. Albert, P.: S. 45. 
12 Vgl. Weber, T./ Woltersdorff, S.: S. 39. 
13 Vgl. Albert, P.: S. 11 sowie S. 23. 
14 Vgl. Albert, P.: S. 47. 
15 Vgl. Blandin, C.: S. 297. 
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ihrer Leserschaft kostet.16 1922 wird sie vom Industriellen François Coty aufgekauft und nahe 

den faschistischen ligues positioniert. Mit Pierre Brisson nimmt das Blatt nach dem 

Ausscheiden Cotys aber neuen Aufschwung und wird zur Zeitung der französischen 

bourgeoisie.17 Ab 1975 befindet sich das Blatt in Besitz von Robert Hersant, der ein wahres 

Presseimperium aufbaut und teils autoritär in die Redaktion der Zeitung eingreift, was den 

Rücktritt des Chefredakteurs Jean d’Ormesson nach sich zieht, dem die Linie Hersants zu 

konservativ ist.18 Erst Franz-Olivier Giesbert öffnet die Zeitung ab 1988 wieder für liberalere 

Leserschichten, unter anderem indem er die Rubrik Débats et opinions einführt, die eine 

Plattform für Kommentare von außen darstellt.19 Giesbert wurde 1999 von Jean de Belot 

abgelöst, was einen neuerlichen Rechtsruck zur Folge hatte.20 Seit Anfang 2004 befindet sich 

die Zeitung im Besitz des Flugzeugindustriellen Serge Dassault, dessen Vater als großer 

Förderer von Präsident Chirac galt. Er übernahm von Hersant das größte französische 

Presseimperium Socpresse, dazu gehören neben Le Figaro unter anderem La Voix du Nord, 

Le Progrès oder Le Daupiné libéré.21 Laut obiger Statistik hatte Le Figaro im 

Beobachtungszeitraum 2007-2008 eine Auflage von durchschnittlich 339.236 Stück, was dem 

dritten Rang knapp hinter dem Konkurrenten Le Monde entspricht. Die Blattlinie ist liberal- 

bis rechts-konservativ, eher intellektuell und kritisch.22 Die Leserschaft gehört großteils der 

bürgerlichen Mittel- und Oberschicht an. Politik, sowohl national als auch international, 

Kultur und Wirtschaft, über die umfangreich auch optisch deutlich abgesetzt berichtet wird, 

sind traditionell wichtige Themen. Mit regelmäßigen supplements thématiques, Le 

Figaroscope (mittwochs), Le Figaro littéraire (donnerstags) oder Le Figaro-Magazine 

(samstags) versucht die Zeitung auch weitere Leserkreise anzusprechen. Le Figaro verfügt 

über ein dichtes Netz an Korrespondenten. Die Zeitung liegt mit ihren Werbeeinnahmen auf 

Platz 2, im Vergleich dazu Ouest-France nur auf Platz 18. Obwohl sie rund 80% ihrer 

Einnahmen aus der Werbung lukriert, arbeitet Le Figaro mit Verlust.23 

Die zweite untersuchte Tageszeitung ist die Regionalzeitung Ouest-France, die seit 

Jahrzehnten die mit Abstand größte Tageszeitung Frankreichs ist. Sie wurde 1944 in Rennes 

von Paul-Hutin Desgrées und Emilien Amaury gegründet. Sie folgt der 1899 gegründeten 

                                                 
16 Vgl. Schmidt, B./ Doll, J./ Fekl, W., Loewe/ S., Taubert/ F.: S. 395. 
17 Vgl. Blandin, C.: S. 2. 
18 Vgl. Schmidt, B./ Doll, J./ Fekl, W., Loewe/ S., Taubert/ F.: S. 395. 
19 Vgl. Blandin, C.: S. 271. 
20 Vgl. Schmidt, B./ Doll, J./ Fekl, W., Loewe/ S., Taubert/ F.: S. 396. 
21 Vgl. Blandin, C.: S. 273. 
22 Vgl. Blandin, C.: S. 1 sowie S. 301. 
23 Vgl. Albert, P.: S. 103. 
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Zeitung Ouest-Eclair nach, die im Zuge der Libération verboten worden war.24 Anfangs stand 

sie der christdemokratischen Mouvement républicain populaire (MRP) nahe, zeichnete sich 

jedoch in der Folge durch eine objektive Berichterstattung aus.25 In der Nachfolge von Paul 

Huntin konnte sich François-Regis Huntin gegen seinen Onkel durchsetzen und schrieb 

seither zahlreiche (Leit-)Artikel. 1990 wurde eine große Strukturreform durchgeführt. Um 

unabhängig bleiben zu können, wurde die Groupe Ouest-France gegründet.26 Dieser Gruppe 

gehören mittlerweile unter anderem auch die Zeitungen La Presse de la Manche, Le Courrier 

de l’Ouest, Le Maine libre und Presse-Océan an.27 Seit ihrer Gründung konnte die Zeitung 

die lokalen Konkurrenten in Rennes vom Markt verdrängen und erscheint heute in 42 

verschiedenen Lokalausgaben in der Bretagne, dem Pays de la Loire, der Basse-Normandie 

und der Haute-Normandie.28 Die Zeitung hat auch starken Einfluss im lokalen Fernsehen und 

ist mit 0,7 € die billigste der großen Tageszeitungen.29 Für die Chefredaktion zeichnet seit 

1991 Didier Pillet verantwortlich. Seit 1997 erscheint auch die Sonntagsausgabe Dimanche 

Ouest-France.30 Den Großteil der Berichterstattung nehmen Lokalthemen ein, es gibt eigene 

Rubriken für Landwirtschaft, Fischerei und einen großen Anzeigen- und Sportteil. Der 

nationale und internationale Teil der Zeitung umfasst maximal die ersten acht Seiten. Die 

Zeitung sieht sich der christlichen Moral verpflichtet und versteht sich als katholisch-

konservativ.31 Sie setzt sich für eine Verbesserung der Lebensbedingungen der Menschen in 

der Dritten Welt, die katholische Schule und für ein vereintes Europa ein.32 Sie trat auch für 

die Abschaffung der Todesstrafe ein. Für eine Regionalzeitung berichtet sie sehr seriös und 

relativ ausführlich auch über die wichtigsten internationalen Themen. 

Der gewählte Untersuchungszeitraum beginnt am Montag dem 17. Jänner 2000. 

Zunächst gibt es noch Berichte über die Fortführung der rot-schwarzen Koalition. Doch mit 

dem Scheitern der Koalitionsverhandlungen in der Nacht vom 20. auf den 21. Jänner und der 

darauf folgenden Ankündigung von ÖVP und FPÖ am 24. Jänner, gemeinsam eine Regierung 

bilden zu wollen, steigt das Interesse an Österreich stark an. Bereits ab diesem Zeitpunkt ist 

ein verstärktes Medieninteresse an Österreich erkennbar. Aufgrund der Reaktionen der EU-

Partner, der EU-Kommission und des EU-Parlaments rückt Österreich immer mehr in den 

Mittelpunkt der Berichterstattung, um zum Zeitpunkt der Regierungsbildung am 3. und 4. 

                                                 
24 Vgl. Delorme, G.: S. 5. 
25 Vgl. Schmidt, B./ Doll, J./ Fekl, W., Loewe/ S., Taubert/ F.: S. 697. 
26 Vgl. Delorme, G.: S. 241. 
27 Vgl. Schmidt, B./ Doll, J./ Fekl, W., Loewe/ S., Taubert/ F.: S. 697. 
28 Vgl. Weber, T./ Woltersdorff, S.: S. 49. 
29 Vgl. Albert, P.: S. 163. 
30 Vgl. Delorme, G.: S. 236. 
31 Vgl. Schmidt, B./ Doll, J./ Fekl, W., Loewe/ S., Taubert/ F.: S. 697. 
32 Vgl. Delorme, G.: S. 6. 
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Februar ihren Höhepunkt zu erreichen. Den ganzen Februar erscheinen täglich mehrere 

Artikel über die Lage in Österreich. Erst im März flaut das Interesse wieder ab, um sporadisch 

wieder aufzuflackern, etwa bei diversen EU-Gipfeln, nach Aussagen Haiders oder anderer 

Politiker. Die Beendigung der Sanktionen erfolgte am 12. September 2000. Um etwaige 

Kommentare und Berichte zu deren Ende nicht von der Untersuchung auszunehmen, wurde 

der Untersuchungszeitraum bis 15. Oktober 2000, also auf rund einen Monat nach 

Sanktionsende, ausgedehnt. Untersucht wurden alle Zeitungsartikel, die im obigen Zeitraum 

in Le Figaro und Ouest-France erschienen sind und sich um Österreich drehen. Im 

Vordergrund stehen dabei natürlich solche, die die politischen Ereignisse und die Debatte, die 

rund um die Sanktionen entsteht, betreffen. Dabei wurden alle Textsorten berücksichtigt, also 

etwa Reportagen, Kurzmeldungen, Gastkommentare, Leitartikel, Hintergrundberichte, aber 

auch Leserbriefe. 

 

Vorgangsweise: 

 Die Zeitung Le Figaro aus dem entsprechenden Zeitraum konnte ich in der 

Nationalbibliothek in Wien beziehen. Hinderlich war der Umstand, dass ich keine Fotografien 

oder auch nicht selbstständig Kopien der Artikel anfertigen durfte, was die Arbeit insofern 

erschwerte als neben der Recherche auch die Analyse der Artikel zu den Öffnungszeiten in 

den Räumlichkeiten der Nationalbibliothek stattfinden musste. Die Möglichkeit das 

(überteuerte) Reproduktionsservice der Nationalbibliothek in Anspruch zu nehmen, das auf 

Bestellung Kopien einzelner Seiten liefert, war bei der Menge an Artikeln zu aufwändig und 

zu kostspielig. Nachdem keine französische Regionalzeitung in Österreich verfügbar war, flog 

ich nach Paris, wo ich dank einer von Professor Loewe ausgestellten Bestätigung Zugang zur 

Bibliothèque de recherche der Nationalbibliothek erhielt. Die Zeitungen waren dort auf 

Mikrofilm vorhanden, bei Ouest-France auch die Titelseiten der damals 40 Regionalausgaben 

und all jene Seiten des allgemeinen Teils, die andere Artikel als die Ausgabe aus Rennes 

enthielten. Dort war es mir auch möglich selbst Kopien direkt vom Mikrofilm anzufertigen, 

wodurch ich Untersuchungsmaterial zum Teil auch nach Wien mitnehmen konnte. Außerdem 

hatte ich dort Zugang zur Datenbank Europresse, einer Onlinedatenbank der Artikel vieler 

Zeitungen. Leider war nur Le Figaro für den entsprechenden Zeitraum verfügbar, trotzdem 

stellte die Datenbank eine große Hilfe dar. Abschließend möchte ich noch hinzufügen, dass 

die komplette Durchsicht der Zeitungen und die Lektüre und Analyse der Artikel sehr, sehr 

zeitintensiv und anstrengend war! 
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Forschungsstand: 

Über diesen noch nicht allzu weit zurückliegenden Aspekt der österreichisch-

französischen Beziehungen gibt es noch relativ wenig ausführliche Literatur. Zwar gibt es 

einige Chroniken, die einen Überblick über die damaligen Ereignisse geben, doch sind diese 

allgemeiner Natur und beschränken sich meist auf eine österreichische Sichtweise oder sie 

beschäftigen sich mit der rechtlichen Grundlage der Sanktionen. Dann gibt es Tagebücher, 

etwa von Jacques Le Rider33 oder Paul Pasteur34. Diese persönlichen Aufzeichnungen 

beschäftigen sich mit den eigenen Erlebnissen im Zusammenhang mit den Sanktionen aber 

auch mit den Zeitungen Le Monde und Libération und teils auch mit der Reaktion von 

Intellektuellen. Pierre de Trégomain wiederum versucht die Reaktionen der französischen 

Öffentlichkeit zusammenzufassen.35 Von Thomas Angerer gibt es noch einen Kommentar zu 

einem Vortrag Le Riders zum Österreichbild, in dem auch auf die französischen Hintergründe 

der Reaktionen auf schwarz-blau eingegangen wird.36 Von Danny Leder gibt es schließlich 

noch einen Artikel zum Thema Sanktionen, der sich hauptsächlich mit der Rolle Frankreichs 

während der Sanktionen beschäftigt.37 Er zieht auch Vergleiche zwischen der Situation in 

Frankreich und in Österreich. 

Dafür beschäftigen sich einige Diplomarbeiten der Universitäten Wien und Salzburg 

mit der französischen Rezeption der EU-Sanktionen gegen Österreich, mit zum Teil ganz 

unterschiedlichen Schwerpunkten. Oft steht das Länderimage Österreichs im Mittelpunkt. Auf 

deren Ergebnisse soll zum Teil im empirischen Teil mittels Querverweisen genauer 

eingegangen werden, um auch einen Vergleich mit der Linie anderer Blätter anstellen zu 

können. Eva Baumgardinger beschäftigt sich in ihrer Inhaltsanalyse des Österreichbildes in 

Frankreich nur mit Le Monde im Monat Februar.38 Michaela Lobner analysiert das Image 

Österreichs in ausgewählten französischsprachigen Tageszeitungen der Schweiz (Le Temps, 

l’Hebdo, Le Matin), Frankreichs (Le Monde, Le Figaro, Libération) und Belgiens (la libre 

Belgique, Le Soir) im Zeitraum von Ende Jänner bis Ende Februar.39 Nina Schmidt untersucht 

in ihrer Diskursanalyse im Zeitraum von Oktober 1999 bis März 2000 fünf französische 

Wochenmagazine (Le Canard enchaîné, l’Express, Le Nouvel Observateur, Minute, Le 

Point).40 Mit den Meldungen von fünf französischen Tageszeitungen (Aujourd’hui/ Le 

                                                 
33 Vgl. Le Rider, J. (2001). 
34 Vgl. http://intra.fdr.at/fdr/fdr01/Affaire_autrichienne.html. 
35 Vgl. Trégomain, P. 
36 Vgl. Le Rider, J. (2003). 
37 Vgl. Leder, D. 
38 Vgl. Baumgardinger, E. 
39 Vgl. Lobner, M. 
40 Vgl. Schmidt, N. 
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Parisien, Le Figaro, Le Monde, Libération, L’Humanité) am Höhepunkt der Berichterstattung 

zu den Sanktionen (3. und 4. Februar 2000) sowie der Anwendung der Diskurstheorie von 

Siegfried Jäger auf diese Meldungen beschäftigt sich Bernd Jaritz.41 Eine Gegenüberstellung 

des Österreichbildes in der Berichterstattung vom 1. bis 7. Februar in Le Monde und Le 

Figaro versucht Ingrid Gielesberger.42 Ingrid Haslinger verfolgt als einzige die 

Österreichberichterstattung in einer Regionalzeitung, und zwar von Mai 1999 bis Mai 2000 in 

Midi Libre, mit Schwerpunkt Länderimage.43 

In der wissenschaftlichen Beschäftigung mit dem Thema fehlt bisher einerseits die 

Analyse einer großen Regionalzeitung, andererseits wurde bisher noch keine Vollerhebung 

bis zum Ende der Sanktionen im September 2000 durchgeführt und damit das Ende der 

Berichterstattung noch nicht näher behandelt. Weiters wurde bisher kein Vergleich einer 

renommierten überregionalen Zeitung mit einer großen Regionalzeitung durchgeführt. Diese 

Lücke in der Forschung soll mit der vorliegenden Arbeit nun geschlossen werden. 

                                                 
41 Vgl. Jaritz, B. 
42 Vgl. Gielesberger, I. 
43 Vgl. Haslinger, I. 
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Allgemeiner Teil: 

 

Überblick über die Ereignisse: 

 

Die Nationalratswahl 1999 und die gescheiterten Koalitionsverhandlungen SPÖ-ÖVP: 

Aus der Nationalratswahl vom 3. Oktober 1999, die sich durch eine niedrige 

Wahlbeteiligung auszeichnet, geht die Sozialdemokratische Partei Österreichs (SPÖ) trotz 

eines Minus von fünf Prozentpunkten zwar als stimmenstärkste Partei hervor, erreicht aber ihr 

schlechtestes Ergebnis der Nachkriegszeit (siehe Abb. 2). Die Freiheitliche Partei Österreichs 

(FPÖ) erreicht hingegen Platz zwei und damit ihr bisher bestes Ergebnis. Der Vorsprung auf 

die drittplatzierte Österreichische Volkspartei (ÖVP) ist mit 415 Stimmen denkbar knapp, in 

Mandaten erreichen beide Parteien die gleiche Anzahl. Die Grünen (Grüne) erreichen ein 

gutes Ergebnis, das Liberale Forum (LIF) hingegen scheitert mit nur 3,65% der Stimmen 

knapp an der 4%-Hürde und muss sich aus dem Nationalrat verabschieden. Alle weiteren 

Parteien scheitern und bleiben deutlich unter 1,5% der Stimmen. 

Nationalratswahl vom 3. Oktober 1999: 
 
Gesamtergebnis:Wahlberechtigte 5.838.373 

Wahlbeteiligung 80,42%   
 

Parteibezeichnung Kurzbezeichnung Stimmen Prozente Mandate 
Sozialdemokratische Partei Österreichs SPÖ 1.532.448 33,15% 65 
Freiheitliche Partei Österreichs FPÖ 1.244.087 26,91% 52 
Österreichische Volkspartei  ÖVP 1.243.672 26,91% 52 
Die Grünen - Die Grüne Alternative GRÜNE 342.260 7,40% 14 
Liberales Forum - Heide Schmidt LIF  168.612 3,65% 0 
Die Unabhängigen - Liste Lugner DU 46.943 1,02% 0 
Kommunistische Partei Österreichs KPÖ 22.016 0,48% 0 
Nein zu NATO und EU Neutrales 
Österreich Bürgerinitiative 

NEIN  19.286 0,42% 0 

Christliche Wählergemeinschaft  CWG 3.030 0,07% 0  
 

Abbildung 2: Wahlergebnis der österreichischen Nationalratswahl 199944 

Der massive Stimmenzuwachs der FPÖ löst sowohl im In- als auch im Ausland zum 

Teil heftige Reaktionen, vor allem aber Besorgnis aus. Israel überlegt eine Neudefinition der 

Beziehungen zu Österreich, sollten „neonazistische Elemente“ an einer künftigen 

                                                 
44 Vgl. http://www.bmi.gv.at/wahlen/, Nationalratswahl 1999. 
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Bundesregierung beteiligt sein.45 Der Erfolg der FPÖ sucht auch europaweit seinesgleichen, 

dazu die Politikwissenschaftler Pelinka und Rosenberger: „Keine der extreme-right-wing-

parties (definiert als Parteien mit nationalistischen, ausländerfeindlichen und faschistischen 

Inhalten) hat bisher auch nur eine ähnlich hohe Zustimmung bei [bundesweiten, Anm. des 

Verf.] Wahlen erhalten.“46 Bundespräsident Thomas Klestil beauftragt den damaligen SPÖ-

Vorsitzenden Viktor Klima am 14. Oktober „Sondierungsgespräche“ mit allen 

Parlamentsparteien zu führen, lässt aber seine persönliche Präferenz für die Weiterführung der 

sogenannten großen Koalition erkennen. In dieser Bestrebung wird er auch von der Neuen 

Kronen Zeitung unterstützt.47 Die ÖVP unter Wolfgang Schüssel, der noch im Sommer um 

möglichst viele Wähler zu mobilisieren den Gang seiner Partei in die Opposition angekündigt 

hatte, sollte diese nur drittstärkste Kraft werden, nimmt nach anfänglichem Zögern doch 

Koalitionsverhandlungen mit der stimmenstärksten Partei, der SPÖ, auf. Die 

Regierungsverhandlungen gestalten sich von Beginn an schwierig. Die ÖVP führt ab 28. 

Oktober sogenannte „Zukunftsgespräche“ mit allen anderen Parteien, auch mit der FPÖ. 

Am 12. November 1999 kommt es zu einer großen Demonstration am Wiener 

Stephansplatz unter dem Motto „Keine Koalition mit dem Rassismus“ zu der unter anderem 

die demokratische Offensive, ein Zusammenschluss mehrerer Vereine als Reaktion auf das 

Erstarken der FPÖ bei der Wahl, aufgerufen hat. Schon während des OSZE-Gipfels in 

Istanbul im November 1999 warnt Jacques Chirac österreichische Diplomaten vor weit 

reichenden Konsequenzen gegen Österreich im Falle einer FPÖ-Regierungsbeteiligung. 

Weiters habe ihm Schüssel dort versichert, er würde nie eine Koalition mit der FPÖ 

eingehen.48 Am 9. Dezember wird Viktor Klima von Bundespräsident Klestil mit der Bildung 

einer „Regierung mit klarer, solider Mehrheit im Parlament […] sowie Ansehen im In- und 

Ausland“ beauftragt.49 Am 9. Jänner 2000 tauchen Gerüchte über einen blau-schwarzen 

Geheimpakt auf, FPÖ und ÖVP dementieren jedoch heftig. 

In der Nacht vom 20. auf den 21. Jänner werden die Koalitionsverhandlungen 

zwischen SPÖ und ÖVP endgültig ohne Ergebnis abgebrochen. Die ÖVP hatte zuvor die 

Übernahme vom bisher von den Sozialdemokraten geleiteten Finanzministerium verlangt 

sowie die Unterschrift aller SP-Verhandler unter das Koalitionspaket um dessen Umsetzung 

zu garantieren. Rudolf Nürnberger, der Vorsitzende der Fraktion Sozialdemokratischer 

Gewerkschafter, wollte die Pensionsreform nicht mittragen, verweigerte daher seine 

                                                 
45 Vgl. Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 113f. 
46 Pelinka, A./ Rosenberger, S.: S. 164. 
47 Vgl. Kopeinig, M./ Kotanko, C.: S. 9. 
48 Vgl. Trégomain, P.: S. 212. 
49 Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 117. 
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Unterschrift.50 Das Verhältnis zwischen Bundespräsident Klestil und ÖVP-Chef Schüssel war 

schon länger durch tiefe persönliche Ressentiments geprägt.51 Nicht zuletzt deshalb 

unterstützte Klestil seinen früheren Parteigänger Schüssel nicht bei der Ergreifung der 

Kanzlerschaft und beauftragte den SPÖ-Vorsitzenden Klima nun mit der Bildung einer 

Minderheitsregierung, was nur vier Tage später, am 24. Jänner durch die 

Absichtsichtserklärung von ÖVP und FPÖ gemeinsam eine Regierung bilden zu wollen, zum 

Scheitern verurteilt wurde. Zum ersten Mal in der Geschichte der österreichischen Republik 

wurden Koalitionsgespräche ohne Auftrag des Bundespräsidenten geführt. 

 

Regierungsbildung und Sanktionen: 

Ausländische Politiker warnen auf einer dreitägigen Holocaustkonferenz Ende Jänner 

in Stockholm vor einer Isolation Österreichs im Falle einer Regierungsbeteiligung der FPÖ. 

Am 27. Jänner verleiht Jacques Chirac in Telefonaten mit dem österreichischen 

Bundespräsidenten Thomas Klestil und mit ÖVP-Klubobmann Andreas Kohl seiner 

Besorgnis über die politischen Entwicklungen in Österreich Ausdruck und droht mit weit 

reichenden Konsequenzen im Falle einer Regierungsbeteiligung der FPÖ.52 Gemeinsam mit 

der deutschen Regierung erarbeitet die französische ein Vierpunkteprogramm für den Fall 

einer Regierungsbeteiligung der FPÖ. Die zwölf anderen EU-Mitgliedsländer lehnen jedoch 

den vierten Punkt, der die Abberufung der Botschafter aus Österreich vorsieht, ab. Am 31. 

Jänner veröffentlicht der amtierende Vorsitzende des Europäischen Rates, der portugiesische 

Ministerpräsident António Guterres im Namen aller EU-Staaten außer Österreich eine 

Erklärung, in der mit der Verhängung der folgenden Maßnahmen gedroht wird: Die 

„bilateralen offiziellen Kontakte auf politischer Ebene“ zu einer Regierung mit FPÖ-

Beteiligung würden eingefroren, weiters die österreichischen Botschafter nur mehr zu 

Arbeitsgesprächen empfangen werden und österreichische Kandidaten für Ämter in 

internationalen Organisationen dürften mit keiner Unterstützung rechnen.53 Die zu diesem 

Zeitpunkt geltenden Verträge der Europäischen Union sehen Sanktionen gegen einen 

Mitgliedsstaat nur bei „schwerwiegender und anhaltender Verletzung der Grundsätze der 

Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der 

                                                 
50 Vgl. Kopeinig, M./ Kotanko, C.: S. 12. 
51 Vgl. Kopeinig, M./ Kotanko, C.: S. 15. 
52 Vgl. Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 122. 
53 Vgl. Erklärung des portugiesischen EU-Ratspräsidenten vom 31. Jänner 2000, in: Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 
185. 
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Rechtsstaatlichkeit“54 vor. Eben jener Artikel 7, auf dessen Grundlage unter anderem nun die 

EU gegen Österreich vorgeht, wurde interessanterweise 1996 von Italien und Österreich 

vorgeschlagen.55 Auch dass die Europäische Stelle zur Beobachtung von Rassismus und 

Fremdenfeindlichkeit als erste dezentralisierte EU-Institution ihren Sitz in Wien hat, kann in 

diesem Kontext als Ironie der Geschichte angesehen werden. 

Am 29. Jänner heizt Jörg Haider die ohnehin angespannte Situation weiter an, er wirft 

Chirac vor, in den vergangenen Jahren so ziemlich alles falsch gemacht zu haben, was man 

falsch machen kann und ruft ihn dazu auf vor der eigenen Tür zu kehren. Belgische Politiker 

bezeichnet er als korrupt und erfolglos, diese sollten sich nicht in die inneren Angelegenheiten 

eines anderen Staates einmischen.56 Am 1. Februar teilt die EU-Kommission ihre Besorgnis 

über die Lage in Österreich mit, sie äußert sich aber nicht zur Vorgehensweise der EU 14.57 In 

der Nacht geben ÖVP und FPÖ den Abschluss eines Koalitionsabkommens bekannt. Am 2. 

Februar veröffentlichen die dänischen Zeitungen Ekstra Bladet und Jyllands Posten Berichte, 

nach denen Klestil und Klima persönlich auf Maßnahmen gegen die ÖVP-FPÖ Koalition 

gedrängt hätten, was von diesen heftig dementiert wird.58 In Wien kommt es zu 

Kundgebungen gegen die geplante Koalition, die auch in den darauf folgenden Wochen 

fortgesetzt werden. Am 3. Februar verurteilt das Europäische Parlament mit großer Mehrheit 

in einer Resolution die „[…] beleidigenden, ausländerfeindlichen und rassistischen Aussagen 

[…]“ 59 des FPÖ-Vorsitzenden Jörg Haider. Weiters werden der Europarat und die 

Europäische Kommission dazu aufgefordert, die Anwendung der in Artikel 7 des 

Amsterdamer Vertrages genannten Bestimmungen vorzubereiten. Der Verabschiedung der 

Resolution geht eine heftige Debatte in der Europäischen Volkspartei (EVP) voraus. Dabei 

stellt sich die deutsche CDU-CSU Parlamentsgruppe gegen die Position des Europäischen 

Rates, wohin gegen die bürgerlich-liberale französische UDF für einen zeitweiligen 

Ausschluss der ÖVP aus der EVP plädiert.60 

Wolfgang Schüssel und Jörg Haider unterzeichnen die vom Bundespräsidenten 

vorgelegte Deklaration „Verantwortung für Österreich – Zukunft im Herzen Europas“ die 

ihrem Regierungsprogramm als Präambel vorangehen soll. Darin bekennen sich die 

zukünftigen Koalitionspartner unter anderem zur „Verbundenheit mit den geistigen und 

                                                 
54 Vgl. Art. 6 und 7, Absatz 1 des Vertrages über die Europäische Union (EUV) von Amsterdam, 1997, in: 
Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 178ff. 
55 Vgl. Hummer, W.: S. 63. 
56 Vgl. Czernin, H: S. 69f. 
57 Vgl. Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 1. Februar 2000, in: Hummer, W./ 
Pelinka, A.: S. 283. 
58 Vgl. Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 126. 
59 Entschließung des Europäischen Parlaments, vom 3. Februar 2000, in: Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 284ff. 
60 Vgl. Kopeinig, M./ Kotanko, C.: S. 29. 
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sittlichen Werten, die das gemeinsame Erbe der Völker Europas sind […] zum Schutz und zur 

Förderung der Menschenrechte“.61 Außerdem besteht das Dokument auf der „Verantwortung 

aus der verhängnisvollen Geschichte des 20. Jahrhunderts“, der „Einmaligkeit und 

Unvergleichbarkeit des Verbrechens des Holocausts“ und fordert die „kritische 

Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit“ sowie die Entschädigung von „NS-

Zwangsarbeit“ ein.  

Am Abend gibt Klestil, der sich offen gegen dieses Bündnis ausspricht, seine 

Zustimmung zur schwarz-blauen Koalition, akzeptiert allerdings die Ernennung von Thomas 

Prinzhorn, der gemeint hatte, Ausländer würden gratis Hormonpräparate zur Steigerung ihrer 

Fortpflanzungsfähigkeit erhalten, und Hilmar Kabas, aufgrund seiner offen 

ausländerfeindlichen Aussagen im Wahlkampf zum Minister, nicht.62 Deren Aussagen stehen 

im Widerspruch zu der von Schüssel und Haider unterschriebenen Präambel des 

Regierungsprogramms, in der ausdrücklich auf die Charta der europäischen politischen 

Parteien für eine nichtrassistische Gesellschaft hingewiesen wird, und nach der Vorurteile 

gegenüber Ausländern zu schüren, zu unterlassen sei.63 

Am 4. Februar wird die neue Bundesregierung vom Bundespräsidenten angelobt. 

Wolfgang Schüssel (ÖVP) wird Bundeskanzler, Susanne Riess-Passer (FPÖ) Vizekanzlerin. 

Beide Parteien stellen je fünf Minister und zwei Staatssekretäre. Daraufhin treten die 

Maßnahmen der EU-14 in Kraft. Für den Rechtswissenschafter Waldemar Hummer stellen sie 

zum Teil „[…] lediglich eine (grobe) Verletzung der internationalen „Courtoisie“, aber 

keine wie immer geartete Völkerrechtsverletzung“64 dar, andererseits aber eine Verletzung der 

gegenseitigen Loyalitätspflicht und eine gemeinschaftsrechtlich verbotene Diskriminierung. 

Israel zieht aus Protest seinen Botschafter aus Österreich ab und verhängt über Jörg Haider 

ein Einreiseverbot.65 Auch andere Staatengemeinschaften wie die AKP66 und die 

MERCOSUR67 äußern ihre Bedenken zur demokratiepolitischen Lage in Österreich, allein die 

asiatischen Staaten, Norwegen, die Schweiz, Liechtenstein, Ungarn und Russland wollen die 

Regierung lieber nach ihren Taten beurteilen. Ein nationaler Schulterschluss zwischen allen 

im Parlament vertretenen Parteien, in dem die Vorgehensweise der EU-14 gemeinsam 

                                                 
61 Regierungsprogramm der ÖVP-FPÖ-Koalition (Präambel) vom 3. Februar 2000, in: Hummer, W./ Pelinka, A.: 
S. 174ff. 
62 Vgl. Pelinka, P.: S. 88. 
63 Vgl. Charta der europäischen politischen Parteien für eine nichtrassistische Gesellschaft vom 28. Februar 
1998, in: Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 170ff. 
64 Hummer, W.: S. 89. 
65 Vgl. Hummer, W.: S. 94. 
66 AKP: Gruppe der afrikanischen, karibischen und pazifischen Staaten, Entschließung zur Lage in Österreich, 
in: Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 288ff. 
67 MERCOSUR: Gemeinsamer Markt Südamerikas, Vgl. Hummer, W.: S. 96. 
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zurückgewiesen wird, scheitert, was die Vorgehensweise Österreichs gegen die Sanktionen 

erschwert. Der damalige Bewerber um die amerikanische Präsidentschaft John McCain 

kritisiert die Maßnahmen der EU-14.68 

Unter Künstlern und Intellektuellen wird über Österreich, das sich im Ausland gerne 

als Kulturland präsentiert, eine heftige Debatte geführt.69 Sie beginnt mit dem am 4. Februar 

in der Zeitung Libération veröffentlichten Aufruf „Ajouter l’isolement artistique“ des Arte- 

Vorsitzenden Jérôme Clément und 42 weiterer Unterzeichner, der Künstler auffordert, von 

jeglicher Teilnahme an künstlerischen oder intellektuellen Veranstaltungen, die eine 

Verbindung mit der österreichischen Regierung aufweisen, Abstand zu nehmen. Luc Bondy, 

der Leiter der Wiener Festwochen, Pierre Boulez und andere sprechen sich hingegen gegen 

diese Boykottinitiativen aus und in der Folge setzen sich die Intellektuellen für die Stärkung 

der Opposition, des „anderen Österreichs“ ein. Von der FPÖ waren im Vorfeld 

österreichische Künstler und Intellektuelle, etwa Claus Peymann, Gerhard Roth, Peter Turrini 

oder Elfriede Jelinek als Gutmenschen und „sozialistische Staatskünstler“ bezeichnet 

worden. Weiters sei es politisch-moralischer Landesverrat, wenn man den Ruf des eigenen 

Landes im Ausland gefährde, im Mai 2000 droht Haider gar mit gerichtlicher Verfolgung und 

bezeichnet Gegner der Koalition als moralische Landesverräter.70 Innerhalb Österreichs 

kommt es zu schwarz-weiß Malerei, diejenigen die die EU-Sanktionen befürworten, werden 

gleichzeitig als Regierungsgegner abgestempelt, die Gegner mit den Regierungsbefürwortern 

in einen Topf geworfen. 

Seit dem 10. Februar läuft in der Europäischen Volkspartei (EVP) ein 

Ausschlussverfahren gegen die ÖVP wegen ihrer Koalition mit der FPÖ. Die ÖVP stellt 

daraufhin ihre Mitgliedschaft ruhend und stimmt einer Beobachtermission zu. Beim EU-

Ministerrat am 11. Februar in Lissabon verlassen die Vertreter Frankreichs und Belgiens den 

Raum, als Sozialministerin Elisabeth Sickl (FPÖ) das Wort ergreift, von den meisten anderen 

Kollegen wird sie ignoriert.71 In der Folge ergeht es einigen Ministern ähnlich. Nach der 

Regierungsbildung kommt es für die Dauer von etwa drei Wochen beinahe täglich zu 

Kundgebungen gegen die neue Regierung, die schließlich in einer Großdemonstration mit 

150.000 Teilnehmern am 19. Februar gipfelt, zu der die Oppositionsparteien, die 

Demokratische Offensive sowie Gewerkschaften aufgerufen haben. Auch in anderen 

europäischen Städten kommt es zu Kundgebungen, so auch in Paris.72 Haider, ein Meister der 

                                                 
68 Vgl. Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 131. 
69 Vgl. Le Rider, J. (2001): S. 15ff sowie S. 24ff. 
70 Vgl. Scharsach, H. (2002): S 25 sowie S. 32. 
71 Vgl. Kopeinig, M./ Kotanko, C.: S. 26. 
72 Vgl. Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 132. 



 

- 19 - 

Provokation, speist an diesem Tag in einem italienischen Restaurant in der Florianigasse, wo 

viele Demonstranten vorbeikommen, wird von diesen bemerkt und benötigt beim Verlassen 

Polizeischutz.73 Die Demonstranten sind für ihn „Gesindel mit linkslinken Parolen“.74 Am 

28. Februar legt der Kärntner Landeshauptmann und bisherige Parteichef der FPÖ, Jörg 

Haider, seine Funktion als Parteiobmann zurück, sie wird von Susanne Riess-Passer 

übernommen.75 

Der damalige Nationalratspräsident Heinz Fischer versucht den EU-Ratspräsidenten 

António Guterres für ein Gespräch über Österreich zu gewinnen.76 Jörg Haider kritisiert in 

seiner traditionellen Aschermittwochsrede auf einer FPÖ-Parteiveranstaltung neuerlich das 

Vorgehen der EU und bezeichnet Chirac als „Westentaschen-Napoleon“.77 Die Universität 

Wien fordert in ihrem Leitbild dazu auf, gesellschaftliche Entwicklungen „[…] mit kritischer 

Aufmerksamkeit […]“ zu verfolgen.78 Eine Reihe von Persönlichkeiten (u.a. Karl 

Schwarzenberg, Ariel Muzicant, Simon Wiesenthal, …) nimmt zur Regierungsbildung 

Stellung und erklärt abschließend, dass Österreich „[…] keinen Ausschluss aus der 

europäischen Familie verdiene.“79 Valéry Giscard d’Estaing spricht im Zusammenhang mit 

den EU-Sanktionen von Einmischung in innenpolitische Entscheidungen und erinnert daran, 

dass 70% der Österreicher Haider nicht gewählt hätten.80 

 

Der Weisenbericht und die Aufhebung der Sanktionen: 

International bemüht sich erstmals der italienische Außenminister Lamberto Dini um 

eine Diskussion und eine eventuell daraus resultierende Änderung der Behandlung 

Österreichs. Am EU-Gipfel in Lissabon vom 23. und 24. März 2000 versucht Bundeskanzler 

Schüssel Verbündete für ein Ende der Sanktionen zu gewinnen, stößt aber auf breite 

Ablehnung.81 Da die österreichischen Bemühungen um die Aufhebung der Sanktionen nicht 

von Erfolg gekrönt sind, beschließt die Bunderregierung ein „Aktionsprogramm zur 

Aufhebung der Sanktionen“, in dem Meinungsumfragen zum Thema, ein Vorschlag zur 

Reform von Art. 7 EUV und die Abhaltung einer Volksbefragung im Herbst erwogen werden, 

falls bis Ende der portugiesischen Ratspräsidentschaft kein Plan zur Aufhebung der 

                                                 
73 Vgl. Scharsach, H. (2002): S. 207. 
74 Vgl. Scharsach, H. (2002): S. 28. 
75 Vgl. Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 134. 
76 Vgl. Brief von Heinz Fischer an António Guterres vom 8. März 2000, in: Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 196f. 
77 Czernin, H.: S. 71. 
78 Leitbild der Universität Wien vom 14. März 2000, in: Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 260f. 
79 Erklärung Pro Österreich vom 14. März 2000, in: Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 274f. 
80 Vgl.: Giscard récuse le boycott de l’Autriche, in: Le Figaro, 12.4.2000, S. 6. 
81 Vgl. Kopeinig, M./ Kotanko, C.: S. 96. 
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Sanktionen in Aussicht stehen würde.82 Österreich droht außerdem damit, Entscheidungen in 

der EU zu verzögern, da man nicht voll in die laufenden Amtsgeschäfte eingebunden sei. 

Auf der Tagung der EU-Außenminister auf den Azoren vom 5. bis 7. Mai 2000, treten 

Dänemark, Finnland, Griechenland, Irland, Italien und Spanien mehr oder weniger für die 

Aufhebung der Maßnahmen gegen Österreich ein.83 Der Bericht der Beobachtermission der 

EVP stellt keine Beeinträchtigungen des demokratischen Systems in Österreich durch die 

schwarz-blaue Koalition fest, woraufhin die ÖVP ab 6. Juni wieder als vollwertiges EVP-

Mitglied in alle Entscheidungen eingebunden wird.84 

Portugal präsentiert schließlich einen für alle praktikabel erscheinenden Ausweg – es 

beauftragt den Schweizer Luzius Wildhaber, Präsident des Europäischen Gerichthofes für 

Menschenrechte, mit der Ernennung von drei Personen, die eine Beobachtungsmission in 

Österreich durchführen und einen Bericht erstellen soll. Die ÖVP akzeptiert den Plan unter 

Vorbehalten, die FPÖ war von Anfang an gegen jedes Überwachungsverfahren gewesen. Die 

Leiterin der EU-Beobachtungsstelle für Rassismus und Fremdenfeindlichkeit Beate Winkler 

stellt fest, das Österreich nicht fremdenfeindlicher als irgendein anderes EU-Land sei.85 Am 

12. Juli präsentiert Wildhaber drei Experten, die als Berichterstatter über die Situation in 

Österreich tätig werden sollen: Martti Ahtisaari (Sozialdemokrat), ehemaliger Präsident 

Finnlands und Spitzendiplomat, Marcelino Oreja (Christdemokrat), ehemaliger spanischer 

Außenminister und Europaratsgeneralsekretär sowie den Völker- und 

Menschenrechtsexperten Jochen Frowein.86 In diesem Zusammenhang erwähnenswert ist die 

Tatsache, dass Martti Ahtisaari 2008 den Friedensnobelpreis für seine diplomatischen 

Tätigkeiten in aller Welt erhalten hat. Die sogenannten „drei Weisen“ sollen einen Bericht 

über „das Eintreten der österreichischen Regierung für die gemeinsamen europäischen Werte, 

insbesondere hinsichtlich der Rechte von Minderheiten, Flüchtlingen und Einwanderern“ 

sowie über die „Entwicklung der politischen Natur der FPÖ“87 erstellen. Auf der Grundlage 

dieses Berichts soll eine mögliche Neubewertung der bilateralen Beziehungen zu Österreich 

geprüft werden. 

Nach (eingehenden) Untersuchungen in Österreich88, Gesprächen mit Politikern und 

Intellektuellen aber auch mit Vertretern von Nichtregierungsorganisationen89 wird der 

                                                 
82 Vgl. Aktionsplan vom 5. Mai 2000, in Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 376f. 
83 Vgl. Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 142. 
84 Vgl. Bericht des „Beobachtungskomitees“ der EVP vom 6. Juni 2000, in: Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 324ff. 
85 Vgl. Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 146. 
86 Vgl. Ernennung der „Drei Weisen“ durch Luzius Wildhaber, in: Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 387f. 
87 Übereinkunft der 14 EU-Mitgliedsstaaten vom 27. Juni, in: Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 378. 
88 Die drei Weisen sind von 28. bis 30.7. 2000 in Österreich. 
89 Vor allem am 29. 8. 2000 in Heidelberg, dort auch Gespräch mit Susanne Riess-Passer auf ihren Wunsch. 
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„Weisenbericht“ am 8. September in Paris vorgelegt, da Frankreich gerade den EU-Vorsitz 

führt. Frankreich hatte im Vorfeld nur eine schrittweise Aufhebung der Sanktionen 

angekündigt. Vorab wird der Bericht in der spanischen Zeitung El País abgedruckt. Im 

Bericht wird nicht mit massiver Kritik an der FPÖ, vor allem was „missverständliche 

Formulierungen“ hoher Parteifunktionäre sowie den „Gebrauch von 

Beleidigungsverfahren“90 betrifft, gespart. Für die weitere Entwicklung der Partei höchst 

interessant ist die Feststellung „Es erscheint nicht ausgeschlossen, dass sich mit der Zeit neue 

Richtungen innerhalb der Partei herausbilden“91, was dann ja später tatsächlich auch 

eintreten sollte. Es sei allerdings nicht Teil des Mandats der Beobachter über die 

Rechtmäßigkeit der Vorgehensweise der EU-14 zu urteilen.92 Weiters plädieren die „drei 

Weisen“ aber für eine Aufhebung der getroffenen Sanktionen. Sie hätten zwar das „[…] 

Bewusstsein für die gemeinsamen europäischen Werte gestärkt“93, insgesamt komme man 

aber zu der Auffassung, dass sie „[…] kontraproduktiv wirken würden, wenn sie 

fortbestünden, und dass sie daher beendet werden sollten.“ 94 Weiters sprechen sich die 

Experten für „[…] die Entwicklung eines Verfahrens innerhalb der EU, um das Eintreten und 

die Leistungen der einzelnen Mitgliedsstaaten für die Beachtung der gemeinsamen 

europäischen Werte zu überwachen […] damit in Zukunft eine der gegenwärtigen Situation in 

Österreich vergleichbare Lage von Anfang an […] behandelt werden kann“95, aus. 

Nur vier Tage später, am 12. September, kommt es nach rund siebenmonatiger Dauer 

durch ein Kommuniqué des französischen EU-Ratspräsidenten Jacques Chirac im Namen der 

14 EU-Mitgliedsstaaten zur Aufhebung der bilateralen diplomatischen Maßnahmen gegen 

Österreich. Darin wird die Nützlichkeit der Sanktionen hervorgehoben, diese könnten nun 

aber beendet werden. Die FPÖ gebe aber weiter Anlass zu Besorgnis und bleibe daher unter 

wachsamer Beobachtung. In der Folge sollen neue Maßnahmen angedacht werden, wie in 

analogen Situationen in Zukunft vorgegangen werden solle.96 Die Sanktionen verschwinden 

damit relativ unbemerkt in der Versenkung, verglichen mit dem Aufschrei, der ihre 

Einführung begleitet hatte. 

 

 

                                                 
90 Vgl. Ahtisaari, M./ Frowein, J./ Oreja, M.: S. 35-88: Kapitel II, v.a. Abs. 88, sowie Abs. 95 bis 103. 
91 Ahtisaari, M./ Frowein, J./ Oreja, M.: Kapitel II, Abs. 113. 
92 Vgl. Ahtisaari, M./ Frowein, J./ Oreja, M.: Kapitel III, Abs. 114. 
93 Ahtisaari, M./ Frowein, J./ Oreja, M.: Kapitel III, Abs. 115. 
94 Ahtisaari, M./ Frowein, J./ Oreja, M.: Kapitel III, Abs. 116. 
95 Ahtisaari, M./ Frowein, J./ Oreja, M.: Kapitel III, Abs. 117. 
96 Vgl. Kommuniqué des französischen Ratspräsidenten vom 12. September, in: Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 
419f. 
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Nachwirkungen: 

Am 4. Oktober fordert die EU-Kommission ein „Frühwarnsystem“ und eine 

Novellierung des Sanktionsverfahrens nach Art. 7 des EU-Vertrages. Bis Mitte November 

wird in Wien jeden Donnerstag gegen die Bundesregierung demonstriert. Am 28. November 

besucht Jacques Chirac mit Außenminister Hubert Védrine im Rahmen der für ein EU-

Vorsitzland traditionellen Hauptstädtetour auch Österreich, ein Anzeichen für die 

Normalisierung der Beziehungen. Noch im August 2001 bestätigt der israelische 

Außenminister Shimon Peres die Haltung gegenüber Österreich nicht revidieren und auch 

weiterhin keinen Botschafter nach Österreich entsenden zu wollen.97 Seit In-Kraft-Treten des 

Vertrages von Nizza am 1. Februar 2003 gibt es ein Frühwarnsystem, das eine Wiederholung 

der Vorgänge um Österreich ausschließt.98 

Neben den offiziell abgesegneten Maßnahmen gab es eine Reihe weiterer Reaktionen, 

die nicht auf die Sanktionen beschränkt blieben. So riet der belgische Außenminister Louis 

Michel seinen Mitbürgern dringend davon ab, ihren Schiurlaub in Österreich zu verbringen.99 

Als weiteres Beispiel sei die ausgesetzte Zusammenarbeit der niederländischen Bank ABN 

Amro mit dem Bundesland Kärnten genannt.100 Aber auch diverse Schüler- bzw. 

Studentenaustauschprogramme sowie Sportler aber auch Künstler hatten unter Absagen und 

Behinderungen zu leiden. Tatsächlich dürften die wirtschaftlichen Auswirkungen auf 

Tourismus sowie Exporte gering ausgefallen sein, wie die wirtschaftlichen Rekordergebnisse 

im betreffenden Zeitraum zeigen.101 

Weil die Maßnahmen eben nicht nur auf den bilateralen Bereich beschränkt blieben, 

entstand in Österreich manchmal der Eindruck einer pauschalen Verurteilung, obwohl 

offizielle Stellen immer wieder betont hatten, dass sich die Kritik ausschließlich an die an der 

Regierung beteiligte FPÖ richte. Zu dieser Entwicklung hat sicher auch zu einem nicht 

unwesentlichen Teil die dramatisierende Berichterstattung in den französischen Medien 

geführt. Aber auch die österreichische Presse trug mit reißerischen Schlagzeilen dazu bei, den 

Eindruck, Österreich würde zur Gänze abgelehnt, zu verstärken. Diese falsche Ansicht einer 

Pauschalverurteilung war schließlich auch einer der Gründe für die „drei Weisen“ die 

Aufhebung der Sanktionen zu empfehlen. „Die Maßnahmen haben schon jetzt 

                                                 
97 Vgl. Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 157. 
98 Vgl. Hummer, W.: S. 106. 
99 Vgl. Kopeinig, M./ Kotanko, C.: S. 27. 
100 Vgl. Calle, Marie-France: Une banque hollandaise sanctionne l’Autriche, in: Le Figaro économie, 4.2.2000, 
S. IV. 
101 Vgl. Lobner, Michaela: S. 142ff. 
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nationalistische Gefühle im Land geweckt, da sie in manchen Fällen fälschlicherweise als 

Sanktionen verstanden wurden, die sich gegen die österreichische Bevölkerung richten.“102 

Die Sanktionen waren ein Lernprozess für die EU, erschwerend hinzu kam die 

fehlende rechtliche Basis. Offensichtlich hatten die 14 EU-Staaten bei der Verhängung der 

Sanktionen mehr an die Präventivwirkung als an die tatsächlichen Folgen gedacht, primäres 

Ziel war es wohl anfänglich die Regierungsbeteiligung der FPÖ zu verhindern, deshalb war 

auch in der Schnelligkeit kein Ausstiegsszenario festgelegt worden. Doch auch die späteren 

vorrangigen Ziele – Sturz der Regierung und unbefristete Aufrechterhaltung der Sanktionen – 

wurden nicht erreicht. 

Die Maßnahmen der EU-14 können auch in gewissem Maße als „historische 

Selbstentschuldigung“ gesehen werden - nicht nur in Österreich ist die Vergangenheit (noch) 

nicht (vollständig) bewältigt - aber auch als Bekenntnis, gegen die neuen rechtspopulistischen 

bzw. rechtsextremen Gruppierungen in den jeweiligen Ländern gemeinsam vorgehen zu 

wollen. A. Pelinka interpretiert die Sanktionen schlussendlich auch als Chance für Österreich 

sich endlich von der Opferrolle zu verabschieden und sich der Differenz zwischen 

Nationalsozialismus und Faschismus bzw. Totalitarismus besser bewusst zu werden.103 

Interessant ist, dass vor allem Konservative (Jacques Chirac, zu Beginn auch José-

María Aznar…) und Liberale (Guy Verhofstadt, Louis Michel…) bei der Entstehung der 

Maßnahmen eine Vorreiterrolle einnahmen, was meist auf innenpolitische Gesichtspunkte 

zurückzuführen ist. Von einer „[…] ideologisch motivierten Aktion der Sozialistischen 

Internationale“104, wie der EVP-Vorsitzende Hartmut Nassauer behauptet oder aus Gründen 

der Machterhaltung bzw. -ausweitung der Sozialistischen Internationale wie Josef Feldner 

behauptet105, kann also nur bedingt die Rede sein. Auch der Einsatz der finnischen Präsidentin 

Tarja Harlonen sowie des dänischen Ministerpräsidenten Poul Nyrup Rasmussen (beide 

Sozialdemokraten) für eine Beendigung der Sanktionen sprechen gegen diese 

verallgemeinernde These. Die Meinungen über die Sanktionen gehen europaweit quer durch 

die Parteien weit auseinander. 

                                                 
102 Ahtisaari, M./ Frowein, J./ Oreja, M.: Kapitel III, Abs. 116. 
103 Vgl. Pelinka, A. (2002): S. 48. 
104 Pressemitteilung des EVP-Vorsitzenden, Hartmut Nassauer, vom 6. Juni 2000, in: Hummer, W./ Pelinka, A.: 
S. 330f. 
105 Vgl. Feldner, J.: S. 73f. 



 

- 24 - 

Josef Feldner, seines Zeichens Obmann des Kärtner Heimatdienstes106, bezeichnet die 

EU-Sanktionen sowohl im Titel seines Buches als auch darin als „kalte Demonstration von 

Macht“107, weiters als grob rechtswidrig und außerdem als „beispiellose Strafexpedition“, 

Österreich sei wie ein Kolonialvolk von den EU-14 behandelt worden.108 Er warnt vor der 

Gefahr von links, verharmlost gleichzeitig aber auch die FPÖ. Auffällig ist sein Wir-Diskurs 

mit dem er versucht österreichische Patrioten anzusprechen. Seine Abscheu vor Brüssel 

gipfelt in folgendem Vergleich: „Die Abgesandten Brüssels bewegen sich heute schon auf 

österreichischem Boden mit ebensolcher Arroganz wie seinerzeit nationalsozialistische 

Parteibonzen aus Berlin oder Belgier einst in Leopoldville.“ 109 Er stellt auch die Nicht-

Bewältigung der österreichischen Vergangenheit in Frage.110 

Das Vorgehen der EU zeigte aber auch auf, wie schwach das europäische 

Gemeinschaftsbewusstsein noch ist und wie stark nationale Interessen weiterhin dominieren. 

Der Ruf nach einer Grundrechtecharta wurde dadurch verstärkt, auch eine gemeinsame 

europäische Verfassung stand und steht seither verstärkt zur Debatte. Ein, wenn auch nur zum 

Teil durch die Sanktionen bedingter, Erfolg stellt sich doch noch im Jahr 2000 ein. Bei den 

Landtagswahlen im Burgenland und in der Steiermark sowie bei allen weiteren auf die 

Regierungsbildung folgenden Landtagswahlen verliert die FPÖ deutlich. Das ist wohl auch 

durch die Probleme vom Wechsel von radikaler Oppositionspartei zur Regierungsbank und 

unglückliche personelle Besetzungen bedingt und führt zu immer größeren internen Querelen. 

                                                 
106 Der Kärnter Heimatdienst (KHD) bezeichnet sich selbst gerne als größte parteifreie patriotische 
Bürgerinitiative. In der ersten Republik war der KHD für die Propaganda zur Volksabstimmung über die 
staatliche Zugehörigkeit des Südostens von Kärnten am 10. Oktober 1920 zuständig. In der zweiten Republik 
entwickelte er sich zur Dachorganisation deutschnationaler Vereine und versucht seither unter anderem die 
Gleichbehandlung von Minderheiten zu verhindern. 
107 Feldner, J.: S. 37. 
108 Feldner, J.: S. 34. 
109 Feldner, J.: S. 40. 
110 Vgl. Feldner, J.: S. 42. 
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Österreichbild in Frankreich – österreichisch-französische Beziehungen im 

Rückblick:  

 

Im Hinblick auf ein besseres Verständnis für das in der Berichterstattung transportierte 

Bild Österreichs in Frankreich scheint es mir angebracht, die historische Entwicklung der 

Beziehungen – vor allem die des 20. Jahrhunderts – kurz darzustellen (ohne Anspruch auf 

Vollständigkeit). Ebenso soll kurz auf das vorherrschende Österreichbild eingegangen 

werden. 

Zunächst möchte ich kurz nach Béhar auf die zwei entgegengesetzten Traditionen in 

Frankreich eingehen, was die Österreichpolitik betrifft. Da gibt es zunächst die 

österreichfeindliche Linie, die auf Franz I. zurückgeht.111 Ziel war es, die Verbindung 

Österreichs und Spaniens aufzubrechen. Die andere politische Tradition ist die 

österreichfreundliche, die auf Ludwig den XIV. zurückgeht, der nachdem der spanische Thron 

nicht mehr in Habsburgischer Hand war, keine Gefahr mehr in Österreich sah, sondern 

vielmehr in einem vereinten Deutschland.112 Doch der König starb und die 

österreichfeindliche Tradition gewann wieder die Oberhand. Erst das Geschick des Fürsten 

Kaunitz brachte wieder eine Annäherung Frankreichs an Österreich, diese scheiterte 

letztendlich jedoch genauso wie die Heiraten österreichischer Prinzessinnen mit französischen 

Herrschern. Problematisch wurde das Verhältnis dann durch die Koalitionskriege gegen das 

revolutionäre Frankreich und die napoleonischen Feldzüge, dadurch gewann die feindliche 

Schule wieder die Oberhand. Durch die Niederlage Frankreichs gegen Preußen im deutsch-

französischen Krieg 1870/71 wurde eine erneute Annäherung möglich.113 Diese währte 

allerdings nur kurz und wurde durch die Annexion Bosnien-Herzegowinas zunichte gemacht. 

Nach Ende des Ersten Weltkrieges war zunächst noch eine Donauföderation im Gespräch.114 

Doch der österreichfeindlichen Schule wurde mit der Zerschlagung der Donaumonarchie zum 

Durchbruch verholfen. Clemenceaus vielzitierter Ausspruch „Österreich ist das, was übrig 

bleibt!“  verdeutlicht den Anteil Frankreichs am Zerfall des Habsburgerreiches.115 

Nach dem Ersten Weltkrieg wurde Frankreich vom Anschlusstrauma verfolgt. Ziel 

Frankreichs war die französische Hegemonie in Europa. Deswegen wurde die 

Donaumonarchie zerschlagen und Österreich als eigenständiger Staat in die Republik 

                                                 
111 Vgl. Béhar, P.: S. 32f. 
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114 Vgl. Kreissler, F.: S. 21. 
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entlassen, um Deutschland nicht zu neuer Stärke heranwachsen zu lassen. Diese Teilung 

Mitteleuropas erfolgte nach dem deutschen Nationsbegriff, also der linguistischen Konzeption 

von Nation.116 Diese Eigenständigkeit Österreichs steht aber im Widerspruch zu dieser 

Konzeption, da Österreich als deutschsprachigem Staat der Anschluss an Deutschland 

verboten wurde. Die Existenz Österreichs wurde daher über die kulturelle Differenz von 

Deutschland begründet.117 Österreich sollte eine tragende Rolle in Mittel- und Osteuropa 

spielen. Eine geplante deutsch-österreichische Zollunion, die letztendlich verhindert werden 

konnte, stellte eine schwere Belastung für die Beziehungen der beiden Länder dar.118 In der 

Folge stand die französische Sicherheitspolitik jedoch oft vor vollendeten Tatsachen und war 

nach dem Anschluss Österreichs an Deutschland 1938 endgültig gescheitert. 

Nach 1945 ging es um die Wiederherstellung der Ordnung in Mitteleuropa und die 

Erhaltung der Eigenständigkeit Österreichs. Dabei sollten die vor dem Krieg begangenen 

Fehler nicht wiederholt werden.119 Deshalb bemühte sich Frankreich als schwächstes Mitglied 

der Allierten um psychologische Unterstützung für Österreich. Diese erfolgte nach Angerer 

auf drei Ebenen. Erstens traten die französischen Besatzungstruppen bewusst nicht als 

Eroberer sondern als Befreier auf. Zweitens gab es intensiven Einfluss auf kultureller Ebene 

mit den französischen Kulturinstituten und drittens, da die Österreichfrage zunächst ungeklärt 

blieb, bemühte sich Frankreich um volles und gleichberechtigtes Mitspracherecht mit den 

anderen drei Siegermächten.120 Frankreich versuchte in den darauffolgenden langwierigen 

Staatsvertragsverhandlungen die Einheit Österreichs zu bewahren und eine Teilung 

Österreichs nach dem Vorbild Deutschlands zu verhindern. Nach Abschluss des 

Staatsvertrages ist eine Vernachlässigung der gegenseitigen Beziehungen zu bemerken, zumal 

für Frankreich die Aussöhnung mit Deutschland im Vordergrund stand. Gegensätze wurden 

im Zuge der EWG- und EFTA-Gründung deutlich. 1967 trug Frankreich wesentlich dazu bei, 

dass Österreichs Alleingang nach Brüssel scheiterte.121 

Mit der Waldheim-Affäre sei Österreich von einem hohen Podest gestürzt worden. 

Gerald Stieg spricht in diesem Zusammenhang von der Wahrnehmung Wiens als Geburtsort 

der Moderne und einer politisch sehr erfolgreichen Zeit unter Bruno Kreisky.122 Höhepunkt 

war die Ausstellung „Vienne, 1880-1938 L’apocalypse joyeuse“ 1986 im Centre 
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117 Vgl. Béhar, P.: S. 39. 
118 Vgl. Kreissler, F.: S. 24. 
119 Vgl. Angerer, T. (1994): S. 85. 
120 Vgl. Angerer, T. (1994): S. 88ff. 
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Pompidou.123 Die guten Beziehungen fanden jedoch mit Beginn der Waldheim-Affäre ein 

jähes Ende. Es kommt zu einer Verschränkung zwischen Kunst und politischer 

Wahrnehmung. Österreich, das sich gerne als erstes Opfer Nazideutschlands hinstellt(e), war 

plötzlich mit der eigenen Vergangenheit und deren bisherigen weitestgehenden Verdrängung 

konfrontiert, was eine gewisse Enttäuschung bei Frankreich zurücklässt. Möglicherweise 

erkannte man in den Problemen mit der Vergangenheitsbewältigung in Österreich die eigenen 

wieder! In der Folge wird die Wahrnehmung der Politik auf Waldheim reduziert, ab 1986 

„[…] wird es geradezu unvorstellbar, dass ein österreichischer Autor ohne Bezug auf Kurt 

Waldheim und/oder die verdrängte Vergangenheit besprochen wird […].“124 Dies gilt 

insbesondere für jene Autoren, die sich mit Geschichte, Verdrängung und Opportunismus 

beschäftigen, also Peter Handke, Thomas Bernhard, der in Frankreich gefeiert wird, und 

immer mehr auch für Elfriede Jelinek. Schon während der Waldheim-Affäre stellt Stieg fest, 

dass vor allem die linke und linksliberale Presse Wortführer in der radikalen Berichterstattung 

ist.125 Die Waldheimaffäre habe ein „[…] latentes österreichisches und europäisches 

Unbehagen an den Tag gebracht.“126 An dieser Stelle soll auf Parallelen zum Sanktionsjahr 

2000 hingewiesen werden. Erst der Vollbeitritt zur EU führte zu einer Wiederaufwertung der 

Beziehungen. 

Seit der Waldheim-Affäre, die die Sensibilität im Hinblick auf die österreichische 

Vergangenheit international wesentlich erhöht hat, hat sich das Österreichbild, verbunden mit 

dem Aufstieg des Populisten Jörg Haider, der sich immer wieder verbale Ausrutscher mit 

nationalsozialistischem Gedankengut erlaubt, nicht merklich verbessert. Dabei kann man 

durchaus Parallelen zwischen Österreich und Frankreich ziehen, beide haben/hatten immer 

schon Probleme im Umgang mit der Aufarbeitung der eigenen Vergangenheit. Dennoch ist 

das Österreichbild in Frankreich basierend auf einer vom französischen 

Meinungsforschungsinstitut SOFRES im November 1998 durchgeführten Umfrage 

grundsätzlich positiv, aber auf einige wenige kulturelle und historische Punkte beschränkt.127 

Demnach sei das Interesse an Österreich eher gering, daher gebe es auch kein klares 

Österreichbild. Stereotypen wie die mangelnde Vergangenheitsbewältigung herrschen vor. 

Österreich wird überwiegend als Kultur- und Tourismusland wahrgenommen, so verbinden 

viele Franzosen Mozart, die Salzburger Festspiele, die Habsburgermonarchie, Sissi, Natur 

und das Skifahren mit Österreich. Andererseits wird das Land auch als jenes von Freud, 
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Musil, Kraus, Zweig, Schnitzler, Roth und Canetti wahrgenommen.128 Das Österreichbild in 

Frankreich sei vom Selbstbild der Österreicher, von einer gewissen Zerrissenheit, ergänzt 

durch Stereotypen und Vorurteile geprägt, so Le Rider.129 Die negative Vorstellung von 1986 

lebt dann 1999/2000 wieder auf. Hauptsächlich beschäftigt man sich in Frankreich mit der 

österreichischen Kultur und Literatur, weniger mit Landeskunde bzw. Geschichte, deshalb ist 

die Wahl 1999 und auch die Regierungsbildung 2000 selbst für Experten erstaunlich, da 

wesentliche Daten der neueren Politikgeschichte vernachlässigt wurden.130 Bei der Debatte 

um Österreich spielen stets auch die internen Diskussionen der Franzosen über die eigene 

politische Kultur eine Rolle.131 

Abschließend ist noch eine Konstante in den Beziehungen der beiden Länder 

festzuhalten. Pfersmann, Angerer, Stieg und Le Rider kommen zu der Ansicht, dass 

Österreich in Frankreich nie getrennt von den Diskussionen über Deutschland und das 

europäische Gleichgewicht behandelt werden könne.132 Otto Pfersmann geht sogar so weit 

festzustellen, „[…] dass es eigentlich niemals strikt österreichisch-französische Beziehungen 

gegeben hat. Es war stets ein Dreiecksverhältnis, bei dem es auf beiden Seiten immer zuerst 

um die Beziehungen zu Deutschland ging.“133 

 

Geschichte der FPÖ bis 2000: 

 

Das Wahlergebnis von 1999 löste nicht nur ein Rauschen im internationalen 

Blätterwald aus, sondern auch einen Aufruhr auf politischer Ebene. Wie konnte es einer Partei 

gelingen mit einem ausländerfeindlichen, EU-kritischen Wahlkampf so viele Wählerstimmen 

auf sich zu vereinen? Ein wesentlicher Bestandteil dieses Erfolges liegt sicher in der Person 

des populären Parteichefs Jörg Haider, der schon zuvor selbst international kein 

unbeschriebenes Blatt mehr war. An dieser Stelle sei nur an seine rassistischen oder den 

Nationalsozialismus verharmlosenden Äußerungen erinnert. Um nun den großen Erfolg der 

Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ)  bei den Nationalratswahlen vom 3. Oktober 1999 

und die anschließende Regierungsbeteiligung besser verstehen zu können, soll zunächst 

einmal auf die Entstehung der FPÖ eingegangen werden. Davor soll allerdings darauf 

hingewiesen werden, dass zwar umfangreiche Literatur zum Thema FPÖ vorhanden ist, eine 
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objektive Sichtweise der Dinge jedoch eher die Ausnahme darstellt. Die FPÖ polarisiert auch 

in der Wissenschaft, so gibt es sowohl sehr FPÖ freundliche Abhandlungen (etwa: 

Andexinger, Reimann, Feldner) als auch überaus kritische Literatur zum Thema (Bailer-

Galanda/Neugebauer, Scharsach). 

 

Die Entstehung des dritten Lagers nach 1945: 

Das dritte Lager in Österreich hat seine Wurzeln im deutschnationalen bzw. später 

nationalsozialistischen und zum Teil auch im liberalen Lager der Zwischenkriegszeit.134 Der 

Auffassung des Deutschnationalismus in Österreich nach, gehören die deutschsprachigen 

Gebiete der Habsburgermonarchie geistig wie kulturell zu Deutschland, aufgrund ihrer 

Sprache sehen sich viele österreichische Deutschnationale als Deutsche. Nach Ende des 

Zweiten Weltkriegs waren in Österreich von den Alliierten nur drei Parteien zugelassen 

worden: die Sozialistische Partei Österreichs (SPÖ), die Österreichische Volkpartei (ÖVP) 

und die Kommunistische Partei Österreichs (KPÖ), alle anderen bundesweiten 

Gruppierungen waren von den Nationalratswahlen 1945 ausgeschlossen. Aufgrund der 

Nationalsozialistengesetze war jedoch allen ehemaligen Mitgliedern von NSDAP, SA oder SS 

die Wahlberechtigung entzogen worden, wodurch etwa ein Viertel der Wahlberechtigten nicht 

zur Wahl zugelassen wurde.135 Diese Gesetze trugen damit wesentlich zur Entstehung einer 

außerparlamentarischen Opposition bei. Doch nicht nur ehemalige Nationalsozialisten waren 

mit der neuen Ordnung im Staat unzufrieden, auch viele Heimkehrer, Frontkämpfer und 

Volksdeutsche136, aber auch Teile des (national-) liberalen Bürgertums fanden in den 

etablierten Parteien keine politische Heimat. Vor allem erstere und zweitere konnten nicht 

verstehen, dass sie nach jahrelangem Kampf für die Heimat nun für ihren Einsatz nicht 

gewürdigt wurden. Die etablierten Parteien wollten das Potenzial dieser Wählergruppe nicht 

ungenutzt lassen, deshalb wurden sogenannte „Minderbelastete“ bei den Nationalratswahlen 

1948 wieder zur Wahl zugelassen.137 

Doch bereits ein Jahr zuvor gab es Bestrebungen diese außerparlamentarische 

Opposition in einer Partei zu organisieren. Vor allem Herbert Alois Kraus, Herausgeber der 

Berichte und Informationen138 und Viktor Reimann, Journalist bei den Salzburger 

Nachrichten, denen keine Nähe zum Nationalsozialismus nachgesagt werden kann, 

engagierten sich für eine Aufhebung der Nationalsozialistengesetze. Sie wollten durch eine 
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vierte Partei eine Belebung der Politik erreichen, da sie die Gefahr eines Zweiparteienstaates 

fürchteten. Beide vertraten liberal-freiheitliche mit sozialen Reformen verbundene Ansichten. 

Aus diversen regionalen, meist von ehemaligen Nationalsozialisten gegründeten 

Gruppierungen, entstand am 26. März 1949 eine vierte Partei, der Verband der Unabhängigen 

(VdU), geleitet von Herbert Kraus. Als Sitz der Partei wurde die Stadt Salzburg auserkoren, 

erstens um nicht in der russisch besetzten Zone unter erschwerten Bedingungen arbeiten zu 

müssen, zweitens weil Salzburg ein Zentrum innerösterreichischer Opposition war. Zwar war 

die Parteiführung liberal, doch konnte das nicht darüber hinwegtäuschen, dass der Parteibasis 

auch viele ehemalige Nationalsozialisten angehörten, die weiter mit deren Ideen 

sympathisierten. Das Parteiprogramm vom Juli 1949 stand unter dem Motto „Recht, 

Sauberkeit und Leistung“. Die Forderung nach Gleichberechtigung eines jeden Bürgers im 

Staat nahm vor allem im Hinblick auf ehemalige Nationalsozialisten einen wichtigen Platz 

ein, was die Partei allerdings ständig dem Vorwurf des Neonazismus aussetzte. Unter Punkt 

10 bekannte sich die Partei zwar zur Eigenstaatlichkeit Österreichs gleichzeitig aber zum 

„deutschen Volkstum“. In Punkt 11 und 12 wird „die Schaffung der Vereinigten Staaten von 

Europa auf der Grundlage der Gleichberechtigung“ gefordert.139 

Vor allem die ÖVP versuchte vor den Wahlen 1949, eine Zulassung des VdU zu den 

Wahlen zu verhindern, der Alliierte Rat gab aber kurz darauf bekannt, dass die 

wahlwerbenden Gruppen frei an den Wahlen teilnehmen dürften.140 Die SPÖ, vor allem 

Innenminister Helmer, erhoffte sich eine Spaltung des bürgerlichen Lagers und unterstütze 

somit den Gründungsprozess des VdU.141 Damit war der Weg frei und der VdU erreichte als 

Wahlpartei der Unabhängigen (WdU) auf Anhieb 11,7% der Stimmen.142 

Der Zusammenhalt der Partei war durch den Kampf für die Rehabilitierung 

Ehemaliger und die radikale Oppositionsrolle noch gegeben, doch schon bald sollten erste 

Spannungen sichtbar werden. Die Fronten zwischen dem nationalen und dem liberalen Lager 

verhärteten sich immer mehr, das nationale Lager drängte weiter nach rechts, die liberale 

Führung wollte das verhindern. Der Wahlkampf 1953 stand kaum noch im Zeichen der NS-

Frage, viel mehr unter dem Motto „Einigung, Erneuerung, Europa“, der VdU erreichte 

10,9%.143 Aufgrund in aller Öffentlichkeit ausgetragener Richtungsstreitigkeiten zwischen 

nationalem und liberalem Lager kam es zu einer Schwächung des VdU. Mit dem Ausseer 
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Programm von 1954 versuchte die Parteispitze durch eine stärkere Betonung des nationalen 

Elements, die Partei noch einmal zusammenzuhalten. Die Suche nach einer neuen 

Führungspersönlichkeit und einem neuen Namen begann, da niemand mehr an die Zukunft 

des zerstrittenen VdU glaubte. 

 

Die FPÖ von der Gründung bis 1986: 

Am 7. April 1956 wurde schließlich in Wien die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) 

gegründet, zum Parteiobmann wurde Anton Reinthaller gewählt. Der Zeitpunkt der Gründung 

einer eindeutig national orientierten Partei war gut gewählt, denn nur ein Jahr zuvor waren die 

Alliierten endgültig abgezogen, die Nationalen konnten ihre Meinung nun sehr viel freier 

äußern. Reinthaller hatte schon früh der österreichischen NSDAP angehört, wollte diese aber 

von der deutschen abgrenzen. Er war Landwirtschaftsminister unter dem 

nationalsozialistischen Kabinett Seyß-Inquart, später Unterstaatssekretär für Angelegenheiten 

der Bergbauern im Reichsernährungsministerium. Er bekleidete ehrenhalber den Rang eines 

SS-Obergruppenführers.144 Nach dem Krieg wurde er von den Alliierten zwei Jahre im 

Internierungslager Glasenbach interniert, danach saß er sieben Jahre in Untersuchungshaft. Er 

wurde schließlich wegen Hochverrats verurteilt, anschließend aber begnadigt. Ausgelöst 

durch die Wahl Reinthallers zum Obmann traten Kraus und Reimann aus der Partei aus. Das 

bedeutet vorläufig das Ende für alle liberalen Bestrebungen innerhalb der FPÖ.  

Bei den Wahlen 1956 folgte der Absturz auf 6,6% der Stimmen145, einerseits bedingt 

durch die Richtungsstreitigkeiten, andererseits weil sich SPÖ und ÖVP aufgrund des gerade 

abgeschlossenen Staatsvertrages großer Popularität erfreuten. In den Richtlinien freiheitlicher 

Politik von 1957 wird ein betont nationaler Kurs eingeschlagen. Nach dem Tod Reinthallers 

1958 wird Friedrich Peter Parteiobmann. Er war Obersturmführer der Waffen-SS gewesen 

und setzte den nationalen Kurs seines Vorgängers fort. Die FPÖ konnte kleine Zugewinne 

verzeichnen. Außenminister Kreisky (SPÖ) trug wesentlich zur Annährung von SPÖ und FPÖ 

bei. 1962 wurde die Hoffnung auf eine von der ÖVP in Aussicht gestellten 

Regierungsbeteiligung enttäuscht.146 In der Habsburg-Frage konnte die FPÖ erstmals eine 

politische Schlüsselrolle spielen, gemeinsam mit der SPÖ verabschiedete die FPÖ einen 

Antrag, dass Otto Habsburg in Österreich nicht erwünscht sei.147 Um sich auch für nicht 

nationale Wählerschichten zu öffnen wurde 1964 das sogenannte Salzburger Bekenntnis 
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beschlossen, das vermehrt liberale Gedanken aufwies.148 Geschwächt durch die erneuten 

Richtungsstreitigkeiten und einen Parteienfinanzierungsskandal, angeblich hatte Franz Olah 

(SPÖ) an Peter eine Million Schilling zur Finanzierung des Wahlkampfs gezahlt, erreichte die 

FPÖ 1966 nur 5,4%.149 Im Bad Ischler Programm von 1968 bekennen sich die Freiheitlichen 

zu einem „europäischen Bundesstaat unter Wahrung der Eigenart seiner Völker“, dieses 

Programm stellt aber erneut einen Kompromiss dar.150 Diese Profillosigkeit blieb bis Ende der 

80er-Jahre ein massives Problem der Partei. 

Die Wahlen von 1970 brachten eine SPÖ-Mehrheit im Parlament, die 

Koalitionsverhandlungen mit der ÖVP scheiterten allerdings. Aufgrund der Ankündigung im 

Wahlkampf der FPÖ keinen roten Bundeskanzler zu unterstützen, bildete Bruno Kreisky eine 

Minderheitsregierung, wurde in einigen Bereichen dabei aber tatkräftig von den Freiheitlichen 

unterstützt. Im Gegenzug erhielten diese eine für sie günstige Wahlrechtsreform und die 

Anzahl der Abgeordneten wird von 165 auf 183 erhöht.151 Kreisky trug also wesentlich zur 

Aufwertung der FPÖ bei. Bei den Wahlen 1971 erreichte die SPÖ die absolute Mehrheit. Die 

FPÖ begann sich nun wieder verstärkt auf ihre Oppositionsrolle zurückzuziehen. Ein Antrag 

des Bundesjugendführers des Ringes Freiheitlicher Jugend, Jörg Haider, zielte auf die Ablöse 

Peters als Obmann.152 Am Villacher Parteitag 1972 wurde Peter mit großer Mehrheit 

wiedergewählt und das Freiheitliche Manifest zur Gesellschaftspolitik beschlossen. Die 

Wahlen 1975 änderten nichts an der politischen Lage, die SPÖ konnte weiter allein regieren. 

Kurz nach der Wahl beschuldigte Simon Wiesenthal Friedrich Peter der 1. SS-Infanterie-

Brigade angehört zu haben, die im hinteren Frontgebiet tausende unschuldige Menschen (vor 

allem Juden) ermordet hatte. Es konnte ihm jedoch nie offiziell etwas nachgewiesen werden. 

Die Presse stürzte sich auf dieses Thema, Bundeskanzler Kreisky, selbst Jude, verteidigte 

Peter jedoch offensiv gegen diese Vorwürfe.153 

Nach dem großen Wahlsieg 1978 von Alexander Götz in Graz übernahm dieser auf 

Drängen der Jungen den Parteivorsitz. Mit Götz als Parteivorsitzendem näherte sich die FPÖ 

mehr der ÖVP an.154 Sie strebte eine antisozialistische Orientierung, einen grundlegenden 

Wandel des politischen Systems an, in der Wirtschaftspolitik konzentrierte man sich auf 

kleine und mittlere Betriebe. 1979 wurde die FPÖ auch Mitglied der Liberalen 
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Internationalen (damals Liberale Weltunion).155 Bei der Nationalratswahl 1979 erreichte man 

keine guten Ergebnisse, Götz musste viel Kritik von Seiten der Jungen einstecken und trat im 

Dezember zurück. Favorit für seine Nachfolge war Norbert Steger, der sich bei einer 

Kampfabstimmung gegen den nationaleren Ofner durchsetzen konnte. 

Steger versuchte mit einem liberaleren Kurs nach Vorbild der deutschen FDP und mit 

mehr Engagement für Europa, Wähler der politischen Mitte anzusprechen und näherte die 

Partei wieder der SPÖ an. Doch ein harter Kern der Partei akzeptierte den von der Führung 

ausgegebenen liberalen Kurs nicht wirklich. Die FPÖ wurde als Kontrollpartei positioniert 

und war gegen den Bau des Atomkraftwerks Zwentendorf. Trotz vieler konstruktiver 

Vorschläge seitens der FPÖ, die Regierungsverantwortung anstrebte, gewann bei den 

Nationalratswahlen 1983 die ÖVP, die FPÖ verlor, erreichte aber in den darauf folgenden 

Koalitionsverhandlungen erstmals eine Regierungsbeteiligung als Juniorpartner der SPÖ unter 

Bundeskanzler Fred Sinowatz, dem Nachfolger Kreiskys. Letzterer trat deutlich für ein 

Bündnis mit der FPÖ ein. Für die SPÖ stellte nach 13 Jahren Alleinregierung die kleine 

Koalition mit der FPÖ wohl das geringere Übel dar.156 Die FPÖ stellte drei Minister, drei 

Staatssekretäre und den Vizekanzler. Das Regierungsprogramm trug wenig freiheitliche 

Handschrift, da die FPÖ im Vergleich zur SPÖ der wesentlich kleinere Partner war. In diesem 

Kabinett erregte der Verteidigungsminister Frischenschlager (FPÖ) Aufsehen, als er den SS-

Kriegsverbrecher Walter Reder bei seiner Rückkehr aus italienischer Haft in Österreich mit 

Handschlag begrüßte.157 Frischenschlager, obwohl dem liberalen Flügel der Partei 

zuzurechnen, erntete Applaus von rechts stehenden FPÖ-Funktionären, unter anderem Haider, 

der Reder als „[…] letzten österreichischen Kriegsgefangenen“ bezeichnete.158 Teile der SPÖ 

verlangten die sofortige Aufkündigung der Koalition, mit einer öffentlichen Entschuldigung 

Frischenschlagers wurde der Bruch gerade noch abgewehrt. Doch die innerparteilichen 

Konflikte nahmen zu, Haider kritisierte zunehmend den Obmann, den Regierungskurs und die 

SPÖ, weswegen er 1985 nur knapp einem Parteiausschluss entging, den Steger allerdings 

abwehrte und damit eine mögliche Parteispaltung verhinderte.159 Doch eines wurde deutlich, 

obwohl Steger viele Liberale in wichtige Positionen bringen konnte, konnte er keinen 

entscheidenden ideologischen Durchbruch bei der Parteibasis erreichen. 

Im selben Jahr wurde das sogenannte Salzburger Programm verfasst, es gilt trotz 

Zugeständnissen an das nationale Lager – so wurde nach wie vor das Bekenntnis zur 

                                                 
155 Vgl. Bailer/ Neugebauer/ Schiedel.: S. 111. 
156 Vgl. Pelinka, A. (1993): S. 13. 
157 Vgl. Pelinka, A. (1993): S. 46f. 
158 Czernin, H: S. 15. 
159 Vgl. Pelinka, A. (1993): S. 56f. 
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deutschen Volks- und Kulturgemeinschaft beibehalten – als liberalstes Parteiprogramm in der 

Geschichte der FPÖ. Nach Artikel 19 liegt die Zukunft Europas in einem engen Miteinander 

aller seiner Länder und Völker, ein Beitritt Österreichs zur EG wird in Artikel 109 für 

möglich und notwendig gehalten.160 Die Wahl Kurt Waldheims zum Bundespräsidenten 

führte zu einer Polarisierung in Österreich zum Thema Kriegsvergangenheit, Vranitzky wurde 

neuer Bundeskanzler. Die innerparteilichen Konflikte der FPÖ nahmen zu und auf dem 

Parteitag am 13. September 1986 in Innsbruck kam es zu einer Kampfabstimmung um den 

Parteivorsitz zwischen dem amtierenden Parteichef Norbert Steger und dem 

Landesparteiobmann von Kärnten Jörg Haider. Letzterer konnte sich mit 57,7%161 der 

Stimmen durchsetzen. 

 

Die FPÖ unter Jörg Haider: 

Der Aufstieg Jörg Haiders, der 1950 in ein nationalsozialistisch geprägtes familiäres 

Milieu geboren wurde – der Vater Robert Haider trat bereits 1929 im Alter von 15 Jahren der 

NSDAP bei162 – begann jedoch bereits im Jahre 1966, in dem Haider, damals Mitglied der 

deutschnationalen Burschenschaft Albia, anlässlich des Jahrestreffens des österreichischen 

Turnerbundes den Rednerpreis des Jahres für einen Beitrag über „Sind wir Österreicher 

Deutsche?“ erhielt.163 Nach Beendigung seines Studiums der Rechtswissenschaften in Wien 

übernahm Jörg Haider mehrere parteiinterne und parlamentarische Ämter in Kärnten, wo das 

deutschnationale Lager traditionell sehr stark war. Seit der Übernahme politischer Ämter in 

Kärnten konzentrierte er seine politischen Bemühungen auf dieses Bundesland bis er 1986 

schließlich den Bundesparteivorsitz übernehmen konnte. 

Mit diesem Führungswechsel war auch ein Schwenk nach rechts verbunden, 

woraufhin der amtierende Bundeskanzler Franz Vranitzky die Koalition mit der FPÖ 

aufkündigte. Erneut errang der nationale Flügel die Oberhand. Durch die Umdeutung des 

Deutschnationalismus in Liberalismus sei ein liberales Lager künstlich zum Leben erweckt 

worden, doch so Pelinka: „Den Liberalismus, […], den gab es eben einfach gar nicht.“164 Bei 

den darauffolgenden Neuwahlen gelang es Haider seine Partei als Oppositionspartei zu 

verkaufen und schaffte damit eine Verdoppelung des Stimmenanteils der FPÖ auf 9,7%, 

                                                 
160 Vgl. Politische Programme und Statuten des VdU und der FPÖ– Auszüge, in: Hummer W./ Pelinka A.: S. 
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161 Vgl. Pelinka, A. (1993): S. 116. 
162 Vgl. Riedl, J.: S. 149. 
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obwohl die Partei noch im Sommer in Umfragen wesentlich schlechter gelegen hatte.165 Das 

sollte nur der Beginn des Aufstiegs der FPÖ von einer Kleinpartei zu einer ernstzunehmenden 

Konkurrenz für SPÖ und ÖVP und deren Abstieg zu Mittelparteien sein. 

SPÖ und ÖVP bildeten wieder eine große Koalition, da die Zusammenarbeit mit der 

Haider-FPÖ abgelehnt wurde. Diese entdeckte nun das Volksbegehren als Mittel zur 

Mobilisierung von Wählern und der öffentlichen Meinung für sich und setzte unter Haider auf 

einen totalen Oppositionskurs. Die FPÖ entwickelte sich zu einer Aufdeckerpartei, der Kampf 

gegen rot-schwarze Machtkartelle, Privilegien und Freunderlwirtschaft wurden zum 

Markenzeichen der Partei. Bei der Kärntner Landtagswahl 1989 erreichte die FPÖ 11 von 36 

Mandaten166 und bildete mit der ÖVP eine Koalition. Haider wurde Landeshauptmann. Durch 

seine unbestreitbaren Wahlerfolge gelang es Haider sowohl nationale als auch liberale Kreise 

hinter sich zu vereinen. Spätestens seit dem Wahlkampf 1990 wird das Ausländerthema 

immer wichtiger, durch den Umbruch im Osten gelingt es der FPÖ Ängste der Bevölkerung 

vor einer Einwanderungswelle zu schüren. Ausländer werden als kriminell und arbeitsscheu 

hingestellt, sie seien Drogendealer und Sozialschmarotzer. Außerdem wird zwischen 

eingebürgerten und alteingesessenen Österreichern unterschieden. 

Bei der Nationalratswahl 1990 konnte die FPÖ vor allem konservative 

Wählerschichten ansprechen und erreichte 16,6%.167 Haider wurde zum Medienstar, von den 

Medien wurde er oft ins extrem rechte Eck gestellt, nichts desto trotz erhielt er immer 

größeren Rückhalt in der Bevölkerung. Er ging bewusst das Risiko der Tabuverletzung ein, 

wohl auch um größere Medienpräsenz zu erreichen. Als Kärntner Landeshauptmann musste 

er 1991 aufgrund seiner Aussage „[…] im Dritten Reich haben sie ordentliche 

Beschäftigungspolitik gemacht, […]“168 zurücktreten. Ein Verfahren wegen 

nationalsozialistischer Wiederbetätigung drohte, darum mobilisierte der Landeshauptmann 

Anhänger um auf der Straße gegen die Justiz anzutreten.169 Haider relativierte seine Aussage 

später und bedauerte sie – eine für ihn typische Reaktion. Trotzdem erfolgte daraufhin der 

Ausschluss aus der Liberalen Internationalen, dem die FPÖ durch einen selbst eingebrachten 

Antrag zuvorkam.170 Die Partei wurde immer stärker auf Haider zugeschnitten, darin sehen 

Bailer, Neugebauer und Schiedel immer mehr die Entwicklung zu einer autoritären 

                                                 
165 Vgl. Nationalratswahlergebnisse und Regierungszusammensetzungen in der II. Republik seit 1945, in 
Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 168. 
166 Vgl. Landtagswahlergebnisse seit 1945, in Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 169f. 
167 Vgl. Nationalratswahlergebnisse und Regierungszusammensetzungen in der II. Republik seit 1945, in 
Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 168. 
168 Czernin, H.: S. 31. 
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Führerpartei.171 Kritiker wurden aus Ämtern und Partei gedrängt bzw. traten von selbst aus, 

die freigewordenen Posten wurden mit von Haider direkt vorgeschlagene Kandidaten besetzt, 

dadurch konnte er ein immer größeres Dankbarkeits- bzw. Abhängigkeitsverhältnis 

aufbauen.172 Um die mangelnde Programmsubstanz zu kaschieren, konzentrierte sich die FPÖ 

stark auf ihre Kernthemen und versuchte mit Schwarzweißmalerei, extremer Vereinfachung 

und einer Aufteilung in „Wir“  und „die Anderen“ bei der Wählerschaft zu punkten. 

Das Ausländerthema spielt in den Wahlkämpfen der FPÖ eine immer größere Rolle. 

Mit dem Volksbegehren „Österreich zuerst“ (1993) wird versucht große Wählerschichten 

anzusprechen, Österreich wird nicht als Einwanderungsland definiert und es werden strengere 

Regelungen für bereits in Österreich lebende Ausländer gefordert.173 Darüber kam es zum 

Konflikt mit seiner Stellvertreterin Heide Schmidt. Sie und vier weitere Abgeordnete 

(darunter auch Frischenschlager) traten am 4. Februar 1993 aus der FPÖ aus und gründeten 

das Liberale Forum (LIF). Ausschlaggebend waren unterschiedliche Auffassungen in der 

Ausländer- und Europafrage, der Rechtsruck der Partei sowie der aggressive politische Stil 

Haiders. Durch diese Spaltung kam es allerdings zu keinen erheblichen Verlusten für die 

FPÖ. 

Der EU-Beitritt Österreichs stand kurz bevor, da eine Mehrheit der Bevölkerung zu 

diesem Zeitpunkt der EU noch ablehnend gegenüberstand, wurde die FPÖ aufgrund eines 

dadurch erhofften Stimmenzuwachses zum Gegner der EU. Bisher war die FPÖ stets eine 

starke Europabefürworterin gewesen, was auch aus den Parteiprogrammen ersichtlich ist, 

diese neue Linie stellt also einen Bruch mit der bisherigen dar! Bei der Volksabstimmung 

über den EU-Beitritt stimmten 66,6%174 für den EU-Beitritt, neben der FPÖ waren auch die 

Grünen dagegen gewesen. Trotz dieser Enttäuschung für die FPÖ, stellte sich die Partei 

geschlossen hinter Haider. Die SPÖ lehnte weiterhin jede Regierungsbeteiligung der FPÖ ab, 

in der ÖVP gab es zwar ein paar wohlwollende Stimmen, aber die Haltung der ÖVP war 

ebenfalls grundsätzlich ablehnend.  

Bei den Wahlen 1994 erreicht die Partei 22,5%, das LIF 5,9% 175 und zieht damit 

erstmals in den Nationalrat ein, die große Koalition verliert ihre Zwei-Drittel-Mehrheit. Durch 

ihre vehemente Kritik am EU-Beitritt verlor die FPÖ bei der Neuwahl 1995 erstmals seit der 

Übernahme des Parteivorsitzes durch Haider leicht. Zuvor war im Wahlkampf immer wieder 

                                                 
171 Vgl. Bailer, B./ Neugebauer, W./ Schiedel, H.: S. 120. 
172 Vgl. Minich, O.: S. 25. 
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vor schwarz-blau gewarnt worden. Vorher sorgte ein Sager Haiders beim Treffen der 

Kameradschaft IV in Krumpendorf für Aufregung, bei der er die Waffen-SS als einen Teil der 

Wehrmacht verharmloste und SS-Veteranen als anständige Leute mit Charakter 

bezeichnete.176 

Bei der ersten Europawahl 1996 erreichten SPÖ, ÖVP und FPÖ in dieser Reihenfolge 

etwa gleich gute Ergebnisse.177 Ein neues Parteiprogramm wurde am 30. Oktober 1997 im 

Linzer Design Center beschlossen, erstmals bekennt man sich zum Christentum als 

Fundament Europas,178 was im Hinblick auf die bisher immer ablehnende Haltung der FPÖ 

gegenüber der Kirche ein Novum darstellt. Erstmals gibt es kein klares Bekenntnis zur 

Deutschen Volks- und Kulturgemeinschaft mehr, die FPÖ bekennt sich zur Eigenstaatlichkeit 

Österreichs.179 Weiters wird in diesem Linzer Parteiprogramm festgestellt, dass Österreich 

auf Grund seiner Topografie, seiner Bevölkerungsdichte und seiner beschränkten Ressourcen 

kein Einwanderungsland und die künftige Bestimmung Europas in enger Zusammenarbeit 

seiner Völker bei Wahrung der Eigenständigkeit der Staaten zu gestalten sei.180 Minich stellt 

zum Parteiprogramm der FPÖ fest, dass „[…] bei der Freiheitlichen Partei Ideologie 

problemlos hinter Stimmenmaximierung zurücktritt […].“ .181 

Im Wahlkampf 1999 positionierte sich die FPÖ als Partei des kleinen Mannes, 

gleichzeitig aber auch als liberale Wirtschaftspartei, die für die freie Marktwirtschaft plädiert. 

Weitere wichtige Themen sind die Freiheit des Individuums, Heimat, Tradition, Familie und 

Sicherheit. Sie stellte einen Erneuerungsanspruch und setzte erneut auf einen Anti-Ausländer-

, Anti-EU- und Anti-Osterweiterungs-Kurs. Der Wahlkampf der FPÖ war geprägt durch 

Slogans wie „Stopp der Überfremdung“ oder „Stopp dem Asylmissbrauch“, Spitzenkandidat 

war Thomas Prinzhorn. Aus dieser Wahl ging die Partei als zweitstärkste Kraft, knapp vor der 

ÖVP hervor und bildete in der Folge trotz heftiger internationaler Warnungen eine Koalition 

mit der ÖVP, die mit Wolfgang Schüssel den Bundeskanzler stellte. Die 14 weiteren EU 

Staaten sowie andere Länder beschlossen bilaterale Maßnahmen gegen Österreich, um gegen 

den Regierungseintritt einer rechtspopulistischen Partei zu protestieren. Jörg Haider gab den 

Parteivorsitz, wohl auch aufgrund der internationalen Reaktionen, am 28. Februar an Susanne 

Riess-Passer, zu diesem Zeitpunkt Vizekanzlerin, ab. Auf die Ereignisse nach der Wahl soll 

im Kapitel Überblick über die Ereignisse genauer eingegangen werden. 
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Mögliche Gründe für den Erfolg der FPÖ: 

 Der Erfolg der FPÖ ist eng mit der Person Jörg Haider verknüpft, der durch scharfe 

Rhetorik, totalen Oppositionskurs und unterstützt durch moderne politische Werbung mit 

provokanten Slogans seine Partei von Wahlerfolg zu Wahlerfolg führte. Dabei verkaufte er 

seine Person ohne notwendigerweise auch politische Inhalte zu verkaufen.182 Die 

Sprachwissenschaftlerin Ruth Wodak beobachtete bei Jörg Haider das häufige Einsetzen 

folgender sprachlicher Mittel: Wir-Diskurs, Generalisierungen, Behauptungen und 

Schwarzweißmalerei sowie Leugnung und Verharmlosung im Zusammenhang mit NS-

Verbrechen, dazu zählen auch Verzerrung, Umdefinition, Aufrechnung und die Schaffung 

neuer Mythen.183 Einige häufig verwendete Begriffe des FPÖ-Vokabulars stammen aus der 

NS-Zeit, zum Beispiel „Altparteien“  oder so ist der im Wahlkampf 1999 oft plakatierte 

Begriff „Überfremdung“ von Goebbels geprägt worden.184 Sprache wird als Kampfmittel 

eingesetzt, politische Gegner werden herabgewürdigt, verleumdet und kriminalisiert. Durch 

sein Auftreten, seine Polemik, die bildhaften Vergleiche und seine aggressiven wie 

schockierenden Pointen rückte Haider oft in den Brennpunkt medialer Berichterstattung. Hier 

kommt die Neue Kronen Zeitung ins Spiel, Österreichs Tageszeitung mit der größten 

Reichweite, die gegenüber Haider immer eine wohlwollende Haltung eingenommen hat. Sie 

kann als Sprachrohr der Bevölkerung des „Wir“  angesehen werden. 

Die FPÖ profitierte aber auch von der erstaunlichen Wandlungsfähigkeit ihres Chefs. 

Dabei ist aber anzumerken, dass sich nicht alle FPÖ-Wähler mit den gelegentlichen 

nationalsozialistischen Äußerungen Jörg Haiders identifizieren konnten. Die NS-

Anspielungen oder die provokanten Wahlslogans liefern keine ausreichende Erklärung für 

den Erfolg der Partei in den 90er-Jahren. Wesentlich profitieren konnte die FPÖ auch von der 

Politik der beiden Großparteien SPÖ und ÖVP. 

Der Aufschwung der FPÖ seit den 80er-Jahren wird durch die politische Konstellation 

in Österreich, in der lange Zeit nur zwei Parteien an der Macht waren, erleichtert. Die 

österreichspezifische, konsensorientierte politische Kultur führte zu einer Stabilisierung des 

politischen Systems, allerdings auch zu Proporz und Stillstand. „Die enge Verflechtung 

zwischen Wirtschaftsverbänden und politischem System, das vor allem im „Verbändestaat“, 

im Kammersystem und in der Sozialpartnerschaft zum Ausdruck kommt, demonstriert die 

Unmöglichkeit einer klaren Grenzziehung zwischen Politik und Wirtschaft, zwischen Staat 
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184 Vgl. Wodak, R.: S. 182. 
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und Gesellschaft.“185 Diese Verflechtung aller Lebensbereiche mit der Politik, insbesondere 

den Parteien SPÖ und ÖVP, macht das System auch so angreifbar und legt damit einen 

Grundstein für den Aufstieg der FPÖ. Für den Politikwissenschafter Pelinka steht die 

Koalition zwischen FPÖ und ÖVP unter diesen Gesichtspunkten daher „unter dem Zeichen 

der Normalisierung und Verwestlichung“186 der österreichischen Demokratie, deren 

beginnende Verwestlichung er schon in der kleinen Koalition 1983-1986 sieht.187 Pelinka 

konstatiert seit damals eine Entfesselung des Wählerverhaltens und eine Abkehr von der 

dauerhaften Bindung an eine Partei. Nicht zuletzt, so Pelinka und Rosenberger, sei aber auch 

der EU-Beitritt Österreichs ein Grund für den Niedergang der Regierung aus SPÖ und ÖVP, 

da einige Agenden zur EU wanderten188 und damit subjektiv das Gefühl eines 

Einflussverlustes in Teilen der Bevölkerung entstand. Weiters profitierte die FPÖ auch von 

der zunehmenden Verwischung des rechts-links Gegensatzes der Großparteien, die die 

Identifikation mit diesen Parteien erschwert.189 

Das österreichische politische System entwickle sich immer mehr weg von der 

traditionellen Konsens- hin zur Konkurrenzdemokratie. Die mobiler werdenden 

Wählerschichten erfordern neue Wahlkampfstrategien und das führt zu schärferer Konkurrenz 

zwischen den Parteien. Die Amerikanisierung des Wahlkampfs und die damit verbundene 

Personalisierung, sowie das vermehrte Führen von Angriffswahlkämpfen womit verstärkte 

Medienpräsenz einhergeht, haben das ihre zum Erfolg der FPÖ und ihres Spitzenkandidaten 

beigetragen. Fritz Plasser und Peter Ulram sehen parallel zur sinkenden Parteienbindung eine 

generelle Unzufriedenheit mit der Politik. Kritik an den herrschenden Zuständen wird laut, im 

Gleichklang mit der Boulevardpresse.190 Diese Umstände brachten der FPÖ eine große Zahl 

an Proteststimmen ein. Es gelang ihr aber auch in Stammwählerschichten einzubrechen, mit 

dem Bekenntnis zum Christentum und zum Wirtschaftsliberalismus sprach sie vermehrt auch 

konservative Wähler und Wirtschaftstreibende an, mit ihren populistischen Aussagen zum 

Thema Ausländer die Ängste und Sorgen der Arbeiter. 
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Die FPÖ – eine rechtsextreme, radikale und/ oder populistische Partei? 

Ist die FPÖ eine rechtsextreme Partei? Laut Meinung vieler französischsprachiger 

Medien ja, es ist aber zwischen Jörg Haider und einem Teil seiner Anhängerschaft einerseits, 

die sehr wohl teils rechtsextreme Ansichten vertreten, und der breiten Wählerschaft der FPÖ 

andererseits zu unterscheiden, die keineswegs mehrheitlich diese Ansichten vertritt. Der 

Aufstieg Jörg Haiders verhilft auf alle Fälle dem (deutsch-) nationalen Lager zum 

Durchbruch. Festzuhalten ist, dass Populismus grundsätzlich nicht mit Extremismus 

gleichzusetzen ist,191 obwohl im landläufigen Sprachgebrauch nicht so streng unterschieden 

wird, wie es angebracht wäre. Da es mehrere Definitionen von Extremismus, Populismus und 

Radikalismus gibt, und diese zum Teil verschwimmen, ist eine Einstufung der FPÖ schwierig. 

Dennoch soll im Folgenden ein Überblick über unterschiedliche Positionen zu diesem Thema 

versucht werden. 

Viele Beobachter meinen, es handle sich bei der FPÖ um eine rechtspopulistische 

Partei oder auch Protestpartei. Dass die FPÖ ihr Wählerpotenzial zu einem guten Teil aus 

Proteststimmen schöpft, ist unbestritten. Viele Wähler wählen diese Partei nicht wegen 

sondern trotz ihres Programms und der „braunen“ Sprüche. Typische Merkmale für eine 

populistische Protestpartei sind ihr volksnaher Stil, das Auftreten gegen das etablierte 

politische System, unhaltbare Versprechungen, die häufige Dramatisierung der Lage, die 

gezielt an die Ängste und Vorurteile der Betroffenen anknüpft und die Zurückführung von 

komplexen Sachverhalten auf vereinfachte Darstellungen. Populismus ist also zunächst weder 

links noch rechts, sondern nur eine bestimmte Sichtweise von Demokratie.192 Von 

Rechtspopulismus spricht man im Allgemeinen dann, wenn noch eine autoritär organisierte 

Parteienstruktur, Verleumdung politischer Gegner und eine tendenziell xenophobe Haltung 

dazukommen, was unleugbar auf die FPÖ zutrifft. Nach Pelinka, für den der Begriff 

rechtspopulistisch für die FPÖ unzureichend ist, komme bei der FPÖ noch ein weiteres 

Element hinzu: die Tradition. Zu dieser Tradition zähle auch jene der NSDAP und des 

deutschnationalen Lagers, das für die FPÖ die wesentliche Rekrutierungsbasis darstelle, was 

ihn zur Einschätzung führt, die FPÖ sei zumindest partiell rechtsextremistisch.193 Plasser und 

Ulram stellen bei den FPÖ-Wählern in weiterer Folge auch kaum ideologische Begründungen 

für die Wahlentscheidung für die FPÖ fest,194 was die These, die FPÖ sei eine Protestpartei, 
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unterstützt. Sie attestieren der FPÖ außerdem eine weitgehende Ideologielosigkeit, was einen 

raschen Positionswechsel in politischen Fragen nach sich zieht.195 

Andere wiederum kommen zur Einschätzung, die FPÖ sei rechtsextrem. Nach Holzer, 

dessen Definition sehr weit gefasst ist und dadurch schwammig wird, seien folgende 

Merkmale für die Einstufung als rechtsextrem relevant: Volksgemeinschaft vor Individuum, 

Eintreten für einen starken Staat, Geschichtsrevision, Fremdenfeindlichkeit und Rassismus, 

Nationalismus, die Suche nach Sündenböcken, das Aufstellen von Verschwörungstheorien, 

Gewaltlatenz bzw. -akzeptanz.196 Demnach stufen Bailer, Neugebauer und Schiedel Haider 

als autoritären Populisten ein und sehen weiters in der FPÖ, die seit 1986 rechtsextreme 

Elemente in die Partei integriert habe, eine nach dieser Definition rechtsextreme Partei.197 Für 

Hans-Henning Scharsach sind die Führer wieder da, mit alten Inhalten aber in neuem Outfit, 

für ihn ist ihr Populismus nur eine Mogelpackung für die Rückwende in eine autoritäre 

Vergangenheit. Auch er bezeichnet Haider nach der Definition von Holzer als 

Rechtsextremist.198 

Nach Wohnout hingegen gibt es zwischen Radikalismus und Extremismus einen 

Unterschied. Extremismus versuche das bestehende politische System außerhalb der 

Verfassung zu beseitigen, wohingegen Radikalismus einen methodischen Umbau der 

Gesellschaft an den Grenzen der Verfassung zum Ziel hat.199 Rechtsradikalismus tritt meist in 

Zusammenhang mit Modernisierungsschüben auf und ist eng mit einem Kampf gegen das 

traditionelle politische Establishment verbunden. Angstmacherei, Stigmatisierung von 

Ausländern als Sündenböcke und Ausgrenzung spielen eine wichtige Rolle im Wahlkampf. 

Aufgrund dieser Definition tendiert Minich in seiner Einschätzung der FPÖ zu einer 

radikalen, rechtspopulistischen Partei.200 

Dabei darf aber nicht vergessen werden, dass ältere Parteiprogramme, der Unterhalt 

der Partei oder zumindest einiger Mitglieder von Kontakten zur rechtsextremen Szene sowie 

deren verbale Entgleisungen für eine Klassifizierung als rechtsextrem reichen würden. Trotz 

seiner revisionistischen und verharmlosenden Äußerungen kann Haider aber nicht als 

Nationalsozialist im klassischen Sinn angesehen werden, er war jedoch stark geprägt von 

nationalsozialistischem Gedankengut.201 

                                                 
195 Vgl. Plasser, F./ Ulram, P.: S. 142. 
196 Vgl. Scharsach, H. (2002): S. 10. 
197 Vgl. Bailer, B./ Neugebauer, W./ Schiedel, H.: S. 118 sowie S. 123. 
198 Vgl. Scharsach, H. (2002): S.7 sowie S. 10. 
199 Vgl. Minich, O.: S. 84. 
200 Vgl. Minich, O.: S. 84. 
201 Vgl. Rauscher, H.: S. 32. 
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Abschließend ist festzuhalten: „Die Freiheitliche Partei Österreichs ist in mehrfacher 

Hinsicht eine auffallende Partei. Sie ist die – zumindest relativ – erfolgreichste und größte 

Partei innerhalb der EU, die keiner europäischen Parteienfamilie und keiner Fraktion im 

Europäischen Parlament angehört.“202 Für Pelinka liegen die Wurzeln dieser Isolation darin, 

dass die FPÖ nicht nur eine rechtspopulistische Partei sei, sondern eben auch eine mit 

extremistischer Ausdrucksweise wie das auch der Weisenbericht in Absatz 92 festgestellt hat. 

Extremistische Äußerungen werden von ihr auch geduldet. Das Besondere an der FPÖ ist nun 

aber eben nicht ihr Rechtspopulismus, den gibt es bei anderen Parteien Europas auch, 

allerdings ist die FPÖ die einzige, die 2000 auch Regierungsverantwortung innehatte. 

„Extremismus ist eine Qualifizierung, die nur aus der Geschichte der FPÖ verständlich ist – 

aus ihrer historischen Eigenschaft als postnazistische Partei.“203 Die historische 

Verflechtung der FPÖ mit dem Nationalsozialismus, in Verbindung mit einer den 

Nationalsozialismus immer wieder relativierenden Rhetorik sei einzigartig, denn sie ist nach 

Pelinka die einzige europäische Partei, die es für zulässig hält in ihrer Geschichte anzugeben, 

dass sie von Nationalsozialisten gegründet worden ist.204 Die FPÖ grenzte sich beispielsweise 

im Gegensatz zur deutschen FDP nie demonstrativ von der Vergangenheit ab. Außerdem ist 

die FPÖ im Vergleich zu vielen anderen europäischen rechtspopulistischen Gruppierungen 

eine alte Partei.205 

Mit ihrem Erfolg steht die FPÖ aber nicht allein in Europa, rechtsradikale Parteien 

konnten auch in anderen Ländern große Erfolge feiern. In diesem Zusammenhang sei auf die 

Front National Jean-Marie Le Pens in Frankreich, die Lega Nord Umberto Bossis und die 

Alleanza Nazionale Gianfranco Finis in Italien, Filip Dewinters Vlaams Blok (seit 2004 

Vlaams Belang, seit 2008 unter dem neuen Vorsitzenden Bruno Valkeniers) in Belgien, etc. 

hingewiesen. Interessant in dieser Hinsicht ist, dass die rechtsradikalen Parteien Deutschlands 

DVU und NPD nicht in diesem Ausmaß vom allgemeinen Aufwärtstrend der äußerst Rechten 

profitieren konnten, was möglicherweise im besseren Vergangenheitsbewusstsein und der 

aufgrund der Geschichte größeren Sensibilität Deutschlands gegenüber Rechtsaußen 

begründet liegt. 

                                                 
202 Pelinka, A. (2002): S. 32. 
203 Pelinka, A. (2002): S. 33. 
204 Vgl. Pelinka, A. (3/2002): S. 286f. 
205 Vgl. Pelinka, A. (3/2002): S. 286f. 
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Empirischer Teil: 

 

Französische Reaktionen auf die Regierungsbildung: 

 

Zwischen Österreich und Frankreich können durchaus Parallelen gezogen werden, 

beide haben (hatten) Probleme mit der eigenen Vergangenheitsbewältigung, auch in 

Frankreich ist Nationalismus ein Problem und der Erweiterung der EU stehen die Franzosen 

nicht so positiv gegenüber, wie die Politik es zum Teil gerne hätte. Auch wenn Danny Leder 

zur mangelnden Vergangenheitsbewältigung in Frankreich meint, dass diese wesentlich 

weiter gediehen sei, als österreichische Beobachter, „[…] die noch immer von "nicht 

aufgearbeiteter französischer Vergangenheit" faseln[…]“ 206 eingestehen wollen. Beide 

Länder erleben seit den 80er-Jahren den Aufstieg von Parteien, die am rechten Rand des 

politischen Spektrums anzusiedeln sind. Dennoch gibt es gravierende Unterschiede, das 

politische System bietet gänzlich andere Voraussetzungen für deren Aufschwung. Das 

französische System erleichtert die Bildung von Regierungsmehrheiten und verhindert den 

Erfolg isolierter Parteien, Wahlbündnisse sind der Schlüssel zum Erfolg. In Frankreich hat die 

konsequente Ausgrenzungsstrategie zu einer Spaltung der extremen Rechten geführt. In 

Österreich wurde die FPÖ nie so konsequent ausgegrenzt wie in Frankreich. Durch das 

Verhältniswahlrecht in Österreich ist die Ausgrenzung einer Partei außerdem nur bis zu einem 

gewissen Grad möglich. Auf Landesebene war die FPÖ schon längst stark eingebunden, auch 

das war für das zentralistische Frankreich durchaus eine Überraschung. Die Front National 

hatte außer von 1986-88 nie Abgeordnete im Parlament, die FPÖ war seit ihrem Bestehen 

immer schon im Parlament vertreten. Im Gegensatz zur Front National waren die 

französischen Kommunisten trotz teils geringerer Zustimmungsraten bei den Wahlen stets im 

Parlament vertreten. Auch das Machtkartell rot-schwarz ist in dieser Form in Frankreich 

unbekannt, durch die dort wechselnden Mehrheiten hat man in Frankreich besonders wenig 

Verständnis für die schwarz-blaue Regierungsbildung. Für Frankreich stellt diese 

Regierungsbildung einen gefährlichen Tabubruch dar. Die Taten der österreichischen 

Regierung wollte man aus folgendem Kalkül nicht abwarten: bewahrheiteten sich die 

Befürchtungen behielt man Recht, falls nicht wäre es umso schlimmer, da von dem 

gelungenen Versuch eine mögliche Vorbildwirkung ausgehen könnte und sich so zum 

Problem für Erweiterung bzw. Vertiefung der Europäischen Union aufschwingen könnte. 

                                                 
206 Leder, D.: S. 215. 
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Außerdem hatte man Ende 1999, Anfang 2000 bereits die französischen Präsidentschafts- und 

Parlamentswahlen 2002 im Hinterkopf, deshalb durfte aus Sicht des konservativen Lagers, die 

politische Reaktion nicht ausschließlich der Linken überlassen werden. Welche Rolle haben 

nun Frankreichs Politiker bei der Verhängung der Sanktionen und in der Folge gespielt? 

Worauf legen sie Wert? Wer kommentiert besonders häufig? Anhand des durchgesehenen 

Materials soll hier nun sowohl auf die Reaktionen von Politikern und Parteien als auch auf die 

von Künstlern, Intellektuellen und Wissenschaftern eingegangen werden. Sind sich die 

Parteien einig? Gibt es eine Solidarität zwischen den Rechtsparteien? Wie reagiert die 

Kunstszene? Vollständig ist diese Darstellung keineswegs, vor allem was Privatinitiativen 

betrifft, doch liefern die in den Medien transportierten französischen Reaktionen einen guten 

Überblick über die damaligen Reaktionen. 

 

Die Haltung von Politikern und Parteien: 

Wie bereits in der Chronologie der Ereignisse erwähnt, nahm der französische 

Staatspräsident Jacques Chirac, der dem bürgerlich-konservativen Lager angehört, eine 

wichtige Rolle bei der Vorbereitung der gegen die Beteiligung der FPÖ an der 

österreichischen Bundesregierung getroffenen Maßnahmen ein. Chirac erachtet Bündnisse mit 

populistischen Parteien als gefährlich, da sie dadurch öffentliche Legitimation erlangen 

würden. Er ist daher um scharfe Ausgrenzung und Isolation bemüht.207 Durch das selbst 

auferlegte Koalitionsverbot der klassischen mit der extremen Rechten ist das Entsetzen über 

die ÖVP bei Chirac umso größer. Auch kann man Parallelen zwischen der extremen Rechten 

in Österreich und jener Frankreichs ziehen, beide haben eine konfliktreiche Beziehung zu 

ihrem kollektiven Gedächtnis, in Frankreich betrifft das vor allem das Vichy-Régime und den 

Kolonialismus, in Österreich den Nationalsozialismus und den Holocaust.208 Auf beiden 

Seiten gibt es die bleibende Verpflichtung sich an Vergangenes zu erinnern, der Historiker 

Henry Rousso gibt das im Titel eines seiner Bücher treffend so wieder: „[…] un passé qui ne 

passe pas“. 

Bereits im Vorfeld der Sanktionen wird Österreich vor einer schwarz-blauen Koalition 

gewarnt. Chirac hatte ja bereits im November seiner Sorge Ausdruck verliehen und 

wiederholt dies am 28. Jänner in einem Telefonat mit Bundespräsident Klestil.209 Auf der 

Holocaustkonferenz in Stockholm sagt der damalige Regierungschef Jospin: „Ce projet 

politique est pour le gouvernement français […] une préoccupation très grande.“ 

                                                 
207 Vgl. Scharsach, H. (2002): S. 73. 
208 Vgl. Le Rider, J. (2003): S. 42. 
209 Vgl. Lepeltier, Françoise: Vienne dénonce toute ingérence, in: Le Figaro, 28.1.2000, S. 4. 
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Außenminister Hubert Vedrine (PS) warnt: „L’Autriche se placerait dans une situation 

déplorable.“210 Damit meldet auch die französische Linke erstmals lautstark ihre Bedenken 

gegen das Koalitionsvorhaben von ÖVP und FPÖ an. Schon früh meldet sich auch die 

Präsidentin des Europäischen Parlaments Nicole Fontaine (PS) zu Wort. „Le parti de Joerg 

Haider véhicule une idéologie aux antipodes des valeurs humanistes qui fondent toute société 

démocratique.“211 Weiters hält sie es für untolerierbar, dass eine Partei, die die 

Menschenrechte leugnet, an die Macht komme. In einem Interview erwägt Fontaine sogar den 

Ausschluss Österreichs aus der EU, eine Aussage, die sie kurz darauf widerruft.212 Nur Jean-

Marie Le Pen zeigt sich, wenig überraschend, verärgert über die „campagne sans 

précédent“213 gegen einen großen Teil der österreichischen Bevölkerung und nennt die 

Sanktionsandrohung ein „ultimatum totalitaire des Européens“.214 Europaminister Pierre 

Moscovici (PS), der sich in der Folge zum fleißigsten und möglicherweise auch kritischsten 

Kommentator der Lage in Österreich entwickeln sollte, lenkt die Aufmerksamkeit auf einen 

wichtigen Punkt: „Il ne s’agit pas de condamner mais de faire prendre conscience aux 

Autrichiens de leur responsabilité, de leur montrer que leur choix – loin d’être anodin – est 

néfaste et aura des conséquences.“215 Damit spricht er die unterschiedliche Wahrnehmung 

Österreichs und Frankreichs an, die das Verständnis füreinander erschwert. In Österreich ist 

man sich der Tragweite und Symbolkraft der Regierungsbeteiligung der FPÖ gar nicht richtig 

bewusst und versteht die Aufregung nicht. Der konservative Europaabgeordnete Jean-Louis 

Bourlange übt Druck auf Schüssel aus, um diesen möglicherweise noch zum Umdenken zu 

bewegen. Er appelliert offen an Schüssel, sein Gewissen über seine Machtansprüche zu 

stellen. „Le comportement de W. Schüssel et de ses amis doit être considéré comme 

méprisable, pour un fauteuil de chancelier ils font la courte échelle à un parti qui représente 

ce qu’il y a de pire dans l’extrême droite européenne.“216 Für Jospin ist das Ziel ähnlich wie 

für Moscovici „une prise de conscience en Autriche et que le projet [de former un 

gouvernement ÖVP-FPÖ] soit interrompu“.217 Damit nennt er auch eines der Motive für die 

Sanktionen: primäres Ziel war es ja zunächst die Regierungsbildung zu verhindern, wofür 

offenbar in Frankreich noch Hoffnung bestand, und nicht Österreich zu isolieren. Im gleichen 

Artikel veröffentlicht Ouest-France eine von CSA/ Le Monde durchgeführte Umfrage. 

                                                 
210 L’Autriche inquiète l’Europe, in: Le Figaro, 27.1.2000, S. 1. 
211 La peur de l’Autriche agite l’Europe, in: Ouest-France, 28.1.2000, S. 2. 
212 Vgl. Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 132. 
213 Lepeltier, Françoise: Complexe de persécution à Vienne, in: Le Figaro, 31.1.2000, S. 6. 
214 Jospin prêt à isoler l’Autriche, in: Le Figaro, 2.2.2000, S. 4. 
215 Limagne, Joseph: L’Europe menace d’isoler l’Autriche, in: Ouest-France, 1.2.2000, S. 2. 
216 Vgl. Bollaert, Baudouin: L’Europe se prémunit contre le virus, in: Le Figaro, 1.2.2000, S. 5. 
217 Autriche: la droite défi l’Europe, in: Ouest-France, 2.2.2000, S. 2. 
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Demnach seien 55% der Franzosen beunruhigt über die Sanktionen in Österreich, 38% nicht, 

was zu diesem frühen Zeitpunkt und der noch kaum angelaufenen Medienberichterstattung 

durchaus erstaunlich ist. Verteidigungsminister Alain Richard (PS) spricht von einer „devoir 

de fidélité vis-à-vis des premiers pères de l’Europe“.218 Er erinnert damit an die 

Gründungsintention der EU, nie mehr faschistoide Kräfte an die Macht kommen zu lassen. 

Schon bald werden auch Rufe laut (u.a. Marielle de Sarnez (UDF)), die ÖVP-Abgeordneten 

des Europaparlaments sollten aus der Europäischen Volkspartei EVP ausgeschlossen werden. 

Doch auch mahnende Stimmen werden schon bald laut, so meint etwa Renaud Donnedieu de 

Vabres (UDF), man solle Österreich nicht isolieren, weil das nur Haider stärken würde. 

Haider selbst müsse aber sehr wohl isoliert werden. Auch die ÖVP solle deutlich gewarnt 

werden: „Un pacte avec Haider est contraire à la tradition de notre famille de pensée“.219 

Gemeint ist hiermit wohl die in der EVP zusammengeschlossene klassische Rechte Europas. 

Marie-Noëlle Lienemann (PS) beschuldigt die EU-Kommission der „fragilité et mollesse“, 

weil sie die Sanktionen nicht mittragen wolle.220 

Am Tag der Angelobung der Regierung setzt Frankreich die angekündigten 

Maßnahmen in Kraft, falls notwendig könnten auch noch zusätzliche getroffen werden. Der 

französische Vorschlag ging sogar noch über die tatsächlichen Maßnahmen hinaus und sah 

weiters die Abberufung sämtlicher Botschafter aus Österreich vor. Dafür fand sich innerhalb 

der EU-14 jedoch keine Mehrheit. Pierre Moscovici legt gleich noch nach und gibt damit 

einen kleinen Vorgeschmack darauf, was österreichische Politker in Zukunft erwarten werde: 

„Les ministres du futur gouvernement ÖVP-FPÖ ne seront pas considérés exactement comme 

les autres par leurs collègues, même dans les réunions à Bruxelles.“221 Der 

Europaabgeordnete und General Philippe Morillon (UDF) meint sogar bei Haider Ansätze 

von Milošević wieder erkennen zu können. Chirac verspricht nach Verhängung der 

Maßnahmen erhöhte Wachsamkeit gegenüber Österreich und der Einhaltung der 

gemeinsamen europäischen Werte.222 Wer in Österreich also auf einen Rückzieher gehofft 

hatte, wird enttäuscht. In einem Kommentar für Ouest-France nennt Laurent Fabius (PS) die 

Entscheidung Maßnahmen zu treffen mutig. Er hofft gleichzeitig, dass es zu keiner 

Banalisierung nach einigen Wochen sondern zu einer echten Sensibilisierung vor allem der 

                                                 
218 Vgl. Autriche: Washington s’en mèle, in: Le Figaro, 2.2.2000, S. 1. 
219 Donnedieu de Vabres, Renaud: „Traurig“, ce beau mot allemand, in: Le Figaro, 7.2.2000, S. 15. 
220 Vgl. Bocev, Pierre: Surenchère politiquement correcte des députés européens, in: Le Figaro, 3.2.2000, S. 4. 
221 La France applique les sanctions communautaires, in: Le Figaro, 4.2.2000, S. 4. 
222 Vgl. Autriche: Chirac promet la vigilance, in: Le Figaro, 10.2.2000, S. 4. 
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österreichischen Bevölkerung komme. Europa sei eben nicht nur ein großer Markt, sondern 

auch eng mit dem Respekt der demokratischen Werte verbunden.223  

Das Sozialministertreffen der EU in Lissabon wirft seine Schatten voraus, schon im 

Vorfeld kündigen Martine Aubry (PS) und ihre belgische Amtskollegin Laurette Onkelinx an, 

Elisabeth Sickl (FPÖ) beim kommenden Treffen ignorieren zu wollen, außerdem werde es 

kein Familienfoto geben.224 Zuvor boykottieren Frankreich und Belgien bereits gemeinsam 

eine Rede von Benita Ferrero-Waldner (ÖVP) vor der Organisation für Sicherheit und 

Zusammenarbeit in Europa (OSZE),225 in der Österreich 2000 ja den Vorsitz führt. Als Sickl 

beim Sozialministertreffen das Wort ergreift, bleiben tatsächlich zwei Sessel leer, Aubry und 

Onkelinx verlassen die Sitzung.226 Die anderen Amtskollegen bleiben sitzen, sprechen jedoch 

kein Wort mit Sickl. Dieser symbolische Akt ist eine der ersten deutlich sichtbaren 

Auswirkungen der Sanktionen. 

In einem von Le Figaro und Ouest-France am 14. Februar veröffentlichten Interview 

mit Michel Barnier (UDF), Kommissar für die institutionelle Reform der Europäischen 

Union, kann sich dieser nicht vorstellen, dass Österreich das Risiko eingehen werde, die EU 

zu blockieren, weil das zu vollständiger Isolation führen würde. Er befürwortet eine Änderung 

des entsprechenden Artikels der EU-Verfassung, um die gemeinsamen europäischen Werte 

besser verteidigen zu können. Das deckt sich auch mit der österreichischen Position. Denn 

damit hätten die Sanktionen auch einen juristisch gedeckten Hintergrund, der von Österreich 

immer in Abrede gestellt wird. Der Dialog mit Österreich dürfe dennoch nicht abreißen, weil 

das Schweigen nur den Demagogen zum Vorteil gereichen würde.227 Beim 

Außenministertreffen der EU Mitte Februar, verlässt niemand den Saal als Ferrero-Waldner 

spricht, im Unterschied zum wenige Tage zuvor stattfindenden Sozialministergipfel. 

Allerdings genießt Ferrero-Waldner höheres Ansehen als Sickl, ist weithin als 

Europabefürworterin bekannt und gehört nicht der FPÖ an. Dennoch schüttelt auch ihr 

niemand die Hand. Alle Amtskollegen kommen einfach ein bisschen zu spät, um einen noch 

offensichtlicheren Affront zu vermeiden. Moscovici spricht von der „lourde responsabilité 

d’avoir ouvert la porte au parti de Haider.“228 

                                                 
223 Vgl. Fabius, Laurent: L’Europe a besoin de courage et de vision, in: Ouest-France, 10.2.2000, S. 2. 
224 Vgl. Portugal: pas de photo pour la ministre autrichienne, in: Ouest-France, 9.2.2000, S. 2. 
225 Vgl. Paris et Bruxelles boudent, in: Le Figaro, 11.2.2000, S. 4. 
226 Vgl. Aubry refuse d’écouter l’Autriche, in: Le Figaro, 12./ 13.2.2000, S. 1, bzw. Autriche: 12 000 dans la rue, 
in: Ouest-France, 14.2.2000, S. 2. 
227 Vgl. Bocev, Pierre: Une question de volonté politique, in: Le Figaro, 14.2.2000, S. 4, bzw. Boulic, Jean-Yves: 
Barnier: Vers une Europe à deux vitesses, in: Ouest-France, 14.2.2000, S. 2. 
228 Vgl. Bocev, Pierre: La France retrouve l’Autriche, in: Le Figaro, 15.2.2000, S. 1. 
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Auch Premierminister Lionel Jospin freut sich über die führende Rolle seines Landes 

bei der Ergreifung von Maßnahmen. Er begrüßt die auch von den konservativen Parteien 

mitgetragene Linie gegenüber dem Rechtsextremismus.229 Des Weiteren erarbeitet er einen 

Verhaltenskodex für französische Minister für den Umgang mit österreichischen 

Amtskollegen. Demnach sollen österreichische Amtskollegen nicht angesprochen, sowie 

Empfänge der Botschaft boykottiert werden, die Möglichkeit, allgemeine politische 

Statements abzugeben, soll diesen Kollegen verwehrt und jede „kumpanenhafte“ Beziehung 

zum jeweiligen österreichischen Vertreter vermieden werden.230 Damit versucht er der 

Regierung zu einem einheitlichen Auftreten zu verhelfen, denn innerhalb der Regierung ist 

die Meinung keineswegs so einheitlich. Zwar ist die Gauche plurielle231, die die Regierung 

stellt, zu den Befürwortern der Maßnahmen zu rechnen, dennoch gibt es Minister, die den 

Sanktionen kritisch gegenüber stehen. Der Souveränist Jean-Pierre Chevènement (MDC) 

kritisiert die Maßnahmen freilich nicht öffentlich, schweigt aber zu den Maßnahmen. 

Außerdem ist seine Partei dafür bekannt, am Prinzip der Souveränität der Nationalstaaten zu 

hängen.232 Europaminister Moscovici nimmt sich hingegen kein Blatt vor den Mund und 

äußert sich häufig sehr positiv zu den Sanktionen. Verteidigungsminister Alain Richard (PS) 

zeigt sich zutiefst beunruhigt. Wirtschaftsminister Christian Sautter (PS) trägt bei einem 

Treffen in Brüssel einen Aufkleber mit durchgestrichener schwarz-blauer Fliege.233 

Außenminister Hubert Védrine spricht davon, dass sich Frankreich zusätzliche Maßnahmen 

gegen Österreich vorbehalte.234 Außerdem dürfe die Wachsamkeit nicht nachlassen, obwohl 

auch er wisse, dass 70% der Wählerschaft nicht für die FPÖ gestimmt hätte. Er will nun der 

österreichischen Opposition betont die Hand reichen.235 Eine Meinung, die nach den 

Massenprotesten gegen schwarz-blau am 19. Februar, weitere Verbreitung finden wird. 

Das rechte politische Lager, das sich in Frankreich in der Opposition befindet, 

bestehend aus Rassemblement pour la République (RPR), Union pour la démocratie française 

(UDF) sowie Démocratie libérale (DL) spricht sich vehement gegen die ÖVP-FPÖ Regierung 

aus. RPR und UDF fordern sogar den Ausschluss der ÖVP aus den Reihen der Europäischen 

Volkspartei (EVP), die DL hingegen spricht sich nicht für eine Suspendierung der ÖVP-

                                                 
229 Vgl. Jospin prêt à isoler l’Autriche, in: Le Figaro, 2.2.2000, S. 4. 
230 Vgl. Hummer, W./ Pelinka, A.: S. 132. 
231 bestehend aus Parti Socialiste (PS), Parti Communiste (PC), Verts, Mouvement des citoyens (MDC) und Parti 
radical de gauche. 
232 Vgl. Trégomain, P.: S. 216. 
233 Vgl. Bocev, Pierre: Autriche, l’ostracisme perdure, in: Le Figaro, 29.2.2000, S. 4. 
234 Vgl. Trégomain, P.: S. 213. 
235 Vgl. Trégomain, P.: S. 211. 
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Abgeordneten aus.236 Vor allem der Europaparlamentarier François Bayrou (UDF) stellt sich 

in der Folge vehement gegen die vereinten Bemühungen von CDU-CSU und ÖVP, die 

Wiener Koalition zu verharmlosen. Er erinnert daran, dass vor einigen Jahren noch die ÖVP 

wollte, dass Verhandlungen mit rechtsextremen Parteien verboten werden.237 Die Kluft in der 

EVP geht sogar so weit, dass Chirac die EVP-Abgeordneten nicht, wie ursprünglich 

vorgesehen, im Elysée empfängt, da sich auch ÖVP Mitglieder darunter befinden.238 Der 

Präsident der österreichisch-französischen Freundschaftsgruppe im Parlament, Arthur Paecht 

(DL), ein ehemaliger Österreicher, dessen Eltern von den Nazis umgebracht worden waren, 

hält die Maßnahmen für kontraproduktiv, da sie den Nationalismus in Österreich sogar noch 

mehr fördern würden. „Je comprends la réaction de l’Union européenne, qui est justifiée. 

Mais cette condamnation globale de l’Autriche est regrettable […] elle renforce la position 

de Haider. Les Autrichiens réagissent de façon épidermique à cette ingérence de l’Europe 

[…]“ 239 Weiters kritisiert er die von offizieller österreichischer Seite vertretene Opferthese: 

„[…] il n'y a pas eu de dénazification ni de mea culpa.“  Ein Argument, das in der Debatte 

noch oft wiederkehren wird. Das sei jedoch nicht nur ein österreichisches Problem, er sieht 

eine „danger de contagion“. Gerade diese „Ansteckungsgefahr“ soll ja durch die Ächtung 

eingedämmt werden und ein Nebeneffekt der Sanktionen sein. In der allgemeinen Debatte 

über die Sanktionen gegen Österreich wird auch das Verhalten der bürgerlich-konservativen 

Parteien gegenüber der extremen Rechten thematisiert. 1998 wurden ja fünf Konservative mit 

den Stimmen der Front National (FN), trotz des von Chirac ausgegebenen Verbots der 

Zusammenarbeit, zu Vorsitzenden von Regionalräten gewählt.240 Dabei wird aber auch darauf 

hingewiesen, dass in Frankreich die deutliche Abgrenzung der Konservativen von 

rechtsextremen Parteien und Gruppierungen entscheidend zu deren Spaltung und zu deren 

Bedeutungsverlust beigetragen hätte.241 In Österreich wurde die FPÖ durch die konsequente 

Ausgrenzung durch Vranitzky jedoch immer stärker, dieses Faktum wird in Frankreich fast 

gar nicht wahrgenommen. 

Es gibt aber auch Gegner der Maßnahmen, wie die Rassemblement pour la France 

(RPF) und die beiden rechtsextremen Parteien Front National (FN) und Mouvement national 

républicain (MNR). RPF-Chef Charles Pasqua spricht von einer Souveränitätsverletzung der 

EU gegenüber Österreich und von Verstößen gegen das Selbstbestimmungsrecht der 
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Völker.242 Ins gleiche Horn stoßen Jean-Marie Le Pen (FN) und Bruno Mégret (MNR), sie 

versuchen sogar einander in ihren Unterstützungserklärungen für Haider zu übertrumpfen. 

Mégret ruft selbst zu einer „manifestation de soutien“ für Österreich auf.243 Sie begrüßen den 

Wahlerfolg Jörg Haiders und erhoffen sich insgeheim damit breitere Akzeptanz in der 

Öffentlichkeit und in weiterer Folge mehr Wählerstimmen für ihre eigenen Parteien. Sie 

werten den Erfolg der FPÖ offenbar als Zeichen, dass die Strömung, die sie vertreten, 

europaweit im Aufwind ist. Scharsach spricht von einem Sturm der Begeisterung unter 

Europas Rechten über die Regierungsbeteiligung der FPÖ.244 Weiters sieht Le Pen in der 

Regierungsbeteiligung der FPÖ den Beweis dafür, dass die Nationalen regierungsfähig seien 

und prangert an, dass die EU den Willen des österreichischen Volkes und das 

Unabhängigkeitsrecht der Nationen nicht in Betracht ziehe. Le Pen ist aber auch kritisch 

gegenüber Haider, er wirft ihm seine Kompromisse vor, die er geschlossen habe, um an die 

Macht zu kommen. Mégret vergleicht sich sogar mit Haider und behauptet, er vertrete jene 

Linie in Frankreich, für die Haider in Österreich stehe. „Ce qu’Haider a fait en Autriche, nous 

allons le faire en France!“245 Weiters kritisiert er die Maßnahmen der EU, weil diese „[…] 

offen die muslimische Türkei dem nationalen Österreich vorzieht.“246 Die französische 

Rechtsextreme sieht also in der FPÖ offenbar ein Vorbild und das obwohl sich Haider stets 

vor allem von Le Pen, der einmal Auschwitz als Detail der Geschichte bezeichnet hatte, 

distanzierte.247 Allgemein kann eine größere Vorsicht Haiders als Le Pens gegenüber 

antisemitischen Äußerungen festgestellt werden. 

In Paris kommt es am 19. Februar 2000 parallel zu den Demonstrationen in Österreich 

zu einer Kundgebung, die sich mit den „démocrates autrichiens“ solidarisch zeigt. Jospin hat 

die Minister, allen voran Kulturministerin Catherine Trautmann (PS), dazu angehalten nicht 

an der Demonstration teilzunehmen. Diese halten sich auch daran, doch andere Politiker wie 

Jack Lang (PS), François Hollande (premier secrétaire du PS) und Robert Hue (PC) nehmen 

teil.248 Demonstrationen finden neben Paris unter anderem auch in Grenoble, Lyon, 

Strasbourg, Brest, Nantes, Rennes, Angers und Oradour-sur-Glane. statt. Damit stellt die 

französische Bevölkerung ihre Solidarität mit der österreichischen Opposition unter Beweis. 

Nach dieser großen Protestkundgebung flaut das Interesse an Österreich aber zusehends ab, 

weil sich die Sanktionen auch zunehmend als Belastung für die EU herausstellen. Im Umfeld 
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der großen EU-Gipfel melden sich die Politiker zwar immer wieder zum Thema Österreich zu 

Wort, natürlich auch zu Beginn der französischen EU-Ratspräsidentschaft, doch wird nicht 

mehr so ausführlich über deren Stellungnahmen berichtet. Ende Februar sieht Sautter im 

angekündigten Rücktritt Haiders einen ersten Erfolg für die „Strategie des Verdachts“ der 

EU.249 Chirac ruft Schüssel im Vorfeld des Gipfels in Lissabon erneut auf, keine Beziehung 

zu „forces extrémistes et xénophobes“ zu unterhalten.250 Fontaine tritt wiederholt gegen die 

Banalisierung der extremen Rechten ein und „[…] souhaite que l’Autriche redevienne un 

partenaire à part entière, ce qu’elle n’a jamais cessé d’être juridiquement mais qu’elle le soit 

aussi dans nos esprits et dans nos cœurs.“251 Valéry Giscard d’Estaing (UDF) ruft auf einer 

Konferenz in Wien in Erinnerung, dass 70% nicht für Haider gestimmt hätten, also dürften 

sich die Sanktionen nicht gegen die Bevölkerung richten.252 Was von französischen Politikern 

auch streng so eingehalten wird, allein in Österreich haben viele Menschen das Gefühl, dass 

die Maßnahmen auch den Einzelnen betreffen würden. Seit Ende April ist eine langsame 

Entspannung der Lage in Sicht, so lässt Außenminister Védrine das Familienfoto 

wiederholen, das er aufgrund einer Verspätung versäumt hatte.253 Während der Präsentation 

der neuen Europadevise beteuert Fontaine, dass man nicht das österreichische Volk 

boykottieren wolle, vor allem nicht die jungen Menschen. Man habe nur starke Vorbehalte 

gegenüber der Regierung, nicht aber gegenüber der Bevölkerung.254 

Auf die von Österreich geschwungene Vetokeule und die Forderung Klestils vor dem 

Europaparlament nach einem Ausstiegsszenario reagiert Moscovici wie folgt: „Nous 

accepterons aucun chantage, aucun veto.“255 Österreich müsse Beweise erbringen, nicht die 

EU. Zum Thema Italien meint Moscovici, auch dort gebe es nationalistische und 

ausländerfeindliche Parteien, die in den Umfragen gut liegen. Die Lega Nord verstecke zudem 

ihre Sympathie für Haider nicht! Er hält auch Sanktionen gegen Italien für möglich.256  

Mit der Androhung einer Volksbefragung zum Thema Sanktionen übt Österreich 

Druck auf die EU-14 aus, die Maßnahmen zu beenden. Doch die Geschlossenheit in der EU 

bröckelt langsam auch so. Immer mehr Länder treten, wenn nicht für eine Aufhebung, 

zumindest für eine Änderung der Haltung gegenüber Österreich ein. In einer im Juni in Ouest-

France veröffentlichten Umfrage würden 72% der Deutschen für eine Aufhebung der 
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Sanktionen eintreten, in Frankreich seien nur 35% für eine Beibehaltung.257 Damit wird 

deutlich, dass je länger die Maßnahmen in Kraft sind, desto unpopulärer werden diese selbst 

in Frankreich. Doch vorerst bestätigt Moscovici in einem Interview Ende Juni noch die harte 

Linie Frankreichs und meint, dass sich unter der französischen Präsidentschaft sicher nichts 

an den Sanktionen ändern werde.258 Die gerade noch von der portugiesischen 

Ratspräsidentschaft eingefädelte Mission der „drei Weisen“ scheint erstmals den Weg frei für 

einen Ausweg zu machen. Zu Beginn der EU-Präsidentschaft Frankreichs bekräftigen sowohl 

Chirac, der hervorhebt, dass es keinen Zeitrahmen für die Fertigstellung des Bericht der „drei 

Weisen“ gebe,259 als auch Moscovici: „La France se tiendra aux sanctions sans retrancher ni 

rajouter!“ 260, obwohl die Österreichaffäre die Zusammenarbeit in der EU schwer belastet, 

eine Gefahr für die kommende Osterweiterung darstellt und einige Mitglieder für eine 

Aufhebung der Sanktionen eintreten. Zum französischen Nationalfeiertag am 14. Juli dürfen, 

anders als ursprünglich vorgesehen, keine österreichischen Soldaten an der Parade auf den 

Champs-Elysées teilnehmen.261 

 Im September, nach Überreichung des Berichts durch die „drei Weisen“ an Chirac, 

meint Moscovivi: „Je souhaite qu’on trouve une solution qui permette de ne pas banaliser ce 

qui continue à être un mal“262, und selbst er muss ankündigen: „La levée est une question 

d’heures ou de jours.“263 Weiters beharrt er auf der Feststellung, dass die Sanktionen hilfreich 

gewesen seien, zu Haiders Äußerungen, dass es sich dabei um ein „Waterloo“ für Chirac 

handle, meint er, es handle sich um nicht angebrachte Äußerungen. „L’essentiel pour la 

France est de trouver un habillage permettant de sauver la face.“264 Die Sanktionen hätten 

mehr Lärm gemacht als tatsächlichen Schaden verursacht, so hätten sie keine wirtschaftlichen 

Konsequenzen gehabt. Am 12. September bestätigt ein Kommuniqué des Elysée schließlich 

die Aufhebung der Sanktionen, die natürlich keine Reinwaschung, insbesondere der FPÖ, 

bedeuten würden, dergegenüber weiterhin größte Wachsamkeit angebracht sei. Auch hier 

wird wieder Wert auf die Feststellung gelegt, dass die Sanktionen sehr nützlich waren.265 

Nach der offiziellen Aufhebung legt Moscovici noch einmal nach: „Si c’était à refaire, nous 

le referions!“266 François Léotard (UDF) begrüßt das Ende der Sanktionen, Daniel Cicera 
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(PC) und François Hollande (PS) bedauern es, obwohl Hollande kritisch anmerkt, dass man 

vielleicht doch etwas zu weit gegangen sei.267 Giscard d’Estaing stellt fest, dass er Österreich 

nie von oben herab behandeln wollte.268 Angesichts der Fülle an Wortmeldungen zu Beginn 

der Sanktionen, nehmen sich nunmehr jene zu deren Ende sehr bescheiden aus. 

 

Die Haltung von Künstlern, Intellektuellen und Wissenschaftern: 

Für die Rekonstruktion der Reaktionen von Künstlern, Intellektuellen und 

Wissenschaftern habe ich neben den Zeitungsberichten auch die Tagebücher von Paul Pasteur 

und Jacques Le Rider herangezogen. Jenes von Le Rider beginnt am 3. Februar und endet am 

11. Dezember 2000. Darin beschreibt er sehr ausführlich seine persönliche, sehr 

pessimistische Einschätzung der Lage in Österreich. Alles spiele in die Hände Jörg Haiders, 

der von den Sanktionen und der Regierungsbeteiligung seiner Partei nur profitieren könne. Le 

Rider schreibt wiederholt Artikel für Le Monde, in denen er sich äußerst kritisch zur Lage in 

Österreich äußert. Die Berichte dieser Zeitung sind auch die Hauptquelle für seine 

Einschätzungen. Selten werden auch Artikel von Libération oder Le Figaro eingebaut. Oft 

hingegen zitiert er Einschätzungen der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, der Zeit, der Welt 

und der Süddeutschen Zeitung. Aber auch Berichte des Kurier, der Presse, des Standards oder 

Profils werden miteinbezogen. Wie erklärt sich Le Rider den Wandel Österreichs vom 

dynamischen EU-Mitglied zum Bremsklotz in Europafragen? Für ihn sind die folgenden drei 

Ereignisse ausschlaggebend: „la réunification allemande, l’émancipation des républiques du 

centre de l’Europe, les déceptions rapides causées par l’adhésion à l’Union européenne.“269 

Persönlich unterstützt er Boykottinitiativen für das offizielle Österreich. Offizielle 

Einladungen der Republik Österreich sollten von Künstlern und Intellektuellen nicht 

angenommen werden, von bekannten Privatpersonen oder französischen Kulturinitiativen 

nach Österreich hingegen schon.270 Er selbst lehnt etwa eine Einladung zum Forum Alpbach 

ab, auch den Kongress der Internationalen Vereinigung für Germanistik IVG im September in 

Wien boykottiert er aufgrund der politischen Lage in Österreich und regt einen alternativen 

Kongress an.271 Ein solcher wird von Christoph König organisiert und findet ebenfalls im 

September in Wien statt, an diesem nimmt Le Rider teil.272 All jenen, die meinen, Europa 

solle sich lieber um gravierendere Probleme kümmern als Österreich, oft werden in diesem 
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Zusammenhang auch in einigen Leserbriefen des Figaro die Menschenrechtsverletzungen in 

Russland unter Putin angeführt, hält Le Rider entgegen: „En fait, il n’y a pas de rapport entre 

les sujets de réprobation. En Russie, ce sont des guerres postcommunistes et postcoloniales. 

En Autriche, il s’agit d’une agression, commise au cœur même de l’Europe, contre l’un des 

principes fondateurs de la culture politique européenne depuis 1945: le travail de mémoire 

sur le IIIe Reich et la Shoah.“273 Damit liegt er ganz auf der politischen Argumentationslinie 

für die Begründung der Sanktionen. Dass man dem ungleich größeren Russland schwerer auf 

die Finger klopfen könne als dem „kleinen“ Österreich, verschweigt er. Die Besonderheit 

liege im Falle Österreichs im Unterschied zu diktatorischen Regimen darin, dass „[…] pour 

la première fois depuis 1945, dans un pays ayant fait partie du IIIe Reich et participé 

activement au crimes nazis, un gouvernement est constitué avec des ministres qui respectent 

l’autorité d’un chef dont le point de vue révisionniste n’est un mystère pour personne.“274 

Und gerade darin kann einer der Gründe für die unterschiedliche Beurteilung der Sanktionen 

in Frankreich und Österreich gesehen werden, denn vor allem die schwarz-blaue Regierung 

zieht sich ja immer wieder gerne auf die „Opferthese“ zurück. 

Paul Pasteurs Tagebuch beginnt zwei Wochen früher, am 19. Jänner, und endet viel 

später, am 1. Juni 2001, ist aber viel knapper gehalten als Le Riders. Er beschäftigt sich 

hauptsächlich mit der Berichterstattung von Le Monde und Libération. Im Unterschied zu Le 

Rider, der sehr viele persönliche Erlebnisse einbaut, beschränkt sich Pasteur fast 

ausschließlich auf die Berichterstattung der Zeitungen, sowie einige wenige persönliche 

Anmerkungen. Bei Pasteur melden sich viele französischsprachige Medien, einige wenige 

Journalisten wollen unbedingt verstehen, was wirklich in Österreich vorgeht, darunter ein 

Journalist von Ouest-France, der ihn einen Nachmittag lang interviewt. Im Zuge der 

Österreichkrise gibt Pasteur unzählige Hintergrundinformationen und Interviews.275 Er ist 

jedoch von der einseitigen Wahrnehmung Österreichs in der Presse enttäuscht. Pasteur 

berichtet aus einer seiner Vorlesungen: „Viele verstehen nicht, dass ich behaupten kann, dass 

die FPÖ keine NSDAP ist. Sie meinen, wie viele Kollegen, Freunde oder Freundinnen, dass in 

Österreich Militär-Banden wie SA oder SS durch die Strassen gehen und die Leute 

bedrohen.“276 Das hängt sicherlich mit der sehr emotionalen französischen 

Medienberichterstattung zusammen, der sich weder Le Figaro noch Ouest-France 

angeschlossen haben. Dennoch ist auch in diesen beiden Zeitungen der Blickwinkel reduziert 
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und die Person Jörg Haider nimmt einen überproportionalen Anteil an der Berichterstattung 

ein. Pasteur ist wiederholt entsetzt mit welchen Vorurteilen und Stereotypen er konfrontiert 

wird. Österreich sei immer schon ein Nazi-Land gewesen und werde es auch immer bleiben, 

etc. Bei den sogenannten Intellektuellen sei es seiner Meinung nach sogar noch schlimmer!277 

Allgemein hält Pasteur fest, dass oft schlecht recherchierte Artikel mit Fehlern, einerseits 

Tippfehlern vor allem Parteien oder Namen betreffend, aber auch Fehlern historischer Natur 

in den Zeitungen erscheinen.278 Da bilden Le Figaro und Ouest-France keine Ausnahme. 

Der Historiker Dominique Venner, der in seiner Jugend dem ultrarechten Lager nahe 

stand und auch heute noch sehr konservative Ansichten vertritt, spricht im Zusammenhang 

mit der FPÖ-Regierungsbeteiligung von Hysterie. Haider als Nationalsozialist zu bezeichnen, 

könne nicht ernst gemeint sein. Die wahre Bedrohung für Europa, das seine Wurzeln in der 

griechischen Antike und im Christentum habe, sei der expandierende Islam.279 

Zu Stellungnahmen französischer Intellektueller in den französischen Medien meint 

Thomas Angerer, dass diese nicht mit Fachleuten im Allgemeinen gleichzusetzen seien. 

Intellektuelle würden ihr wissenschaftliches Ansehen nutzen um in der Öffentlichkeit Stellung 

zu nehmen, seien dabei aber nicht unbedingt Experten.280 In der französischen Beschäftigung 

mit Österreich sei man vor allem an Kultur und Literatur interessiert, weniger an 

Landeskunde oder Geschichte. Deshalb seien im Jahr 2000 selbst für Experten wesentliche 

Daten der neueren österreichischen Politikgeschichte erstaunlich gewesen.281 In Österreich 

gebe es sogar noch weniger Fachleute für das moderne Frankreich!282 Zum einen liege das 

daran, dass bis in die 50er-Jahre die gesamte Romania im Mittelpunkt stand und man sich 

nicht auf einen Teilbereich fixierte. Andererseits lägen die Schwerpunkte eher in der 

Literatur- und Sprachwissenschaft, die Landeswissenschaft bleibe weitgehend 

marginalisiert.283 Paul Pasteur wird von Thomas Angerer dabei als der beste Experte für 

österreichische Zeitgeschichte in Frankreich eingeschätzt, größeres Echo in den Medien erhält 

2000 aber Le Rider, da dieser rasch zu Urteilen gekommen sei und über einen hohen Grad an 

Intellektualität verfüge. Er neige aber tendenziell zu Übertreibungen und zur Überschätzung 

der Ernsthaftigkeit der Lage.284 
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Die Zeitungen Le Figaro und Ouest-France berichten quantitativ recht unterschiedlich 

zum Thema Künstler/ Intellektuelle/ Wissenschafter und die Sanktionen. In Ouest-France 

erschienen insgesamt nur vier Artikel, die sich damit beschäftigen, hauptsächlich wird Gérard 

Mortiers Haltung erwähnt. Auch die Debatte innerhalb der Kunstszene, ob man nun nach 

Österreich fahren solle oder nicht, wird völlig ausgeblendet. Le Figaro berichtet zwar 

insgesamt vierzehnmal, angesichts der Tatsache, dass im Beobachtungszeitraum alles in allem 

rund dreimal so viele Artikel wie in Ouest-France erschienen sind, relativiert sich der 

zahlenmäßige Unterschied aber wieder. Auch hier wird nur kurz auf die Debatte unter 

Künstlern und Intellektuellen eingegangen, auch hier wird mehrfach über Mortier berichtet. 

Bei beiden Zeitungen dominieren Kurzmeldungen über die Absage der Teilnahme an 

Veranstaltungen in Österreich. Eine tiefergehende Beschäftigung mit den Beweggründen und 

dem Dilemma in dem sich Künstler, Intellektuelle und Wissenschafter befinden, fällt somit 

fast völlig aus. Dadurch wird auch verschwiegen, dass die Wiener Regierung Subventionen 

für Kulturprojekte einschränkt, vor allem für regierungskritische. 

Den Beginn macht eine Meldung, dass Gérard Mortier und Luc Bondy, sollte die FPÖ 

an die Macht kommen, Österreich verlassen wollen.285 Mortier, der seit 1992 künstlerischer 

Leiter der Salzburger Festspiele ist, tritt dann am 8. Februar aus Protest gegen die 

Regierungsbeteiligung der FPÖ zurück.286 Unter Künstlern und Intellektuellen wird über 

Österreich, das sich im Ausland gerne als Kulturland präsentiert, eine heftige Debatte 

geführt.287 Sie beginnt mit dem am 4. Februar in der Zeitung Libération veröffentlichten 

Aufruf des Arte- Vorsitzenden Jérôme Clément und 42 weiterer Unterzeichner (unter anderem 

Catherine Clément (Schriftstellerin), Laure Adler (France Culture), …), der Künstler 

auffordert, von jeglicher Teilnahme an künstlerischen oder intellektuellen Veranstaltungen, 

die eine Verbindung mit der österreichischen Regierung aufweisen, Abstand zu nehmen. 

Ebenfalls Anfang Februar verfasst – unter der Leitung von Paul Pasteur und Christine Lecerf 

– das Centre d’Etudes et de Recherches Autrichiennes (CERA) der Universität Rouen eine 

Erklärung „Ensemble se souvenir, dire non“. Darin erklären Pasteur und weitere 

Österreichexperten, dass die Situation nicht über Nacht entstanden sei, die Verantwortung 

auch in der Politik von SPÖ und ÖVP zu suchen sei und sie erklären sich solidarisch mit all 

jenen, die Widerstand gegen die schwarz-blaue Koalitionsregierung leisten.288 Sie legen Wert 

auf die Feststellung, dass nicht Österreich abgelehnt werde, sondern nur die Regierung und 

                                                 
285 Vgl. Le procès de l’Autriche est ouvert…, in: Ouest-France, 27.1.2000, S. 3. 
286 Vgl. Salzbourg: Mortier démissionne, in: Le Figaro, 8.2.2000, S. 26. 
287 Vgl. Le Rider, J. (2001): S. 15ff sowie S. 24ff. 
288 Vgl. Pasteur, P.: S. 3f. 
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deren Unterstützer. Unterzeichnet wird die Erklärung unter anderem von Pierre Bourdieu 

(Soziologe, Collège de France), Jacques Bouveresse (Philosoph, Collège de France), Félix 

Kreissler (Gründer des CERA), Peter Stephan Jungk (Schriftsteller) und Heinz Schwarzinger 

(Veranstalter der Woche des österreichischen Theaters in Paris). 

Schwierigkeiten gibt es auch mit Partnerstädten, die Zusammenarbeit wird zum Teil 

ausgesetzt, Clichy fordert beispielsweise von ihrer Partnerstadt St. Pölten eine Erklärung zur 

Haltung gegenüber der Regierung ein.289 Sowohl in Le Figaro als auch in Ouest-France (zwei 

Tage später) wird eine Déclaration veröffentlicht, in der die inakzeptable Haltung Frankreichs 

kritisiert wird und von Einmischung in das Souveränitätsprinzip die Rede ist.290 Unterzeichnet 

wurde das Schreiben unter anderem von Albert Chambon (ehemaliger Botschafter), Lucien 

Israel, General Arnaud de Foiard, Pierre Lefranc (konservativer Politiker), Pierre Maillard 

(Diplomat), Phillippe de Saint-Robert (Schriftsteller), Gabriel Robin (ehemaliger Botschafter) 

und Jean Foyer (Jurist und ehemaliger Minister). Dass gerade diese Erklärung und keine der 

oben angeführten österreichkritischen veröffentlicht wurde, spricht für die These, dass beide 

Zeitungen weit weniger kritisch über Österreich berichten als etwa Le Monde oder Libération. 

Im Zuge der Berichterstattung über die Großdemonstration vom 19. Februar, ist erstmals vom 

„anderen Österreich“ die Rede. Michel Piccoli (Schauspieler), Bernard-Henri Lévy 

(Philosoph), Harlem Désir (PS) und Beate Klarsfeld (Journalistin, Aufdeckerin von NS-

Verbrechern) nehmen an der Großdemonstration in Wien teil. Sie tragen Aufkleber mit einer 

schwarz-blau durchgestrichenen Fliege. Lévy gibt den Österreichern mit auf den Weg: „Nous 

voulons dire aux Autrichiens qu’ils ne sont pas seuls.“ 291 In Paris treffen sich an diesem Tag 

bei Ministerin Trautmann im Kulturministerium Künstler und Intellektuelle, um über die Lage 

in Österreich und ein künstlerisches Boykott zu debattieren. Ariane Mnouchkine 

(Regisseurin) wird, so lange die schwarz-blaue Regierung im Amt ist, nicht mehr nach 

Österreich fahren. Heinz Schwarzinger lehnt die Subventionen der österreichischen Regierung 

für sein österreichisches Theaterfestival in Frankreich ab.292 Auch das CERA und die 

Zeitschrift Austriaca lehnen die Subventionen des österreichischen Staates aufgrund der 

politischen Lage ab.293 Gleichzeitig wird der Richtungsstreit zwischen Künstlern und 

Intellektuellen immer stärker. Soll man nach Österreich fahren oder nicht? Das kulturelle 

Lager ist gespalten. Constantin Costa-Gavras (Regisseur) schlägt die Gründung einer 

                                                 
289 Vgl. L’effet Haider, in: Le Figaro, 14.2.2000, S. 6. 
290 Vgl. L’Europe et l’Autriche, in: Le Figaro, 17.2.2000, S. 12, bzw. Des personnalités contre l’ingérence, in: 
Ouest-France, 19./ 20.2.2000, S. 6. 
291 Lepeltier, Françoise: „Ce gouvernement ne tiendra pas“, in: Le Figaro, 21.2.2000, S. 5. 
292 Vgl. Le Rider, J. (2001): S. 24f. 
293 Vgl. Pasteur, P.: S. 38. 
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österreichisch-französischen Arbeitsgruppe vor, die das kulturelle Leben in Österreich 

beobachten solle.294 Nach der großen Februardemonstration zeigt sich Mortier beeindruckt, 

macht einen Rückzieher und will nun doch in Österreich bleiben und von hier aus den 

Widerstand gegen die FPÖ vorantreiben.295 Diese Meldung erscheint am selben Tag in beiden 

Zeitungen. Ende Februar wird berichtet, dass ein Ärztekongress der von 5. bis 8. März in 

Innsbruck stattfinden soll, von französischen Ärzten boykottiert wird.296 

Ende März wird über die von Arte ausgestrahlte Dokumentation über Österreich 

berichtet, in der mehrere Persönlichkeiten der französischen und österreichischen Kulturszene 

zu Wort kommen. Dabei wird in Le Figaro das Dilemma der Künstler, soll man Schweigen 

oder aktiv Widerstand leisten, thematisiert. Der kulturelle Widerstand beginnt langsam aber 

spät anzulaufen, bleibt aber zögerlich. Luc Bondy, der doch Direktor der Wiener Festwochen 

bleibt, will keine „fatwa contre l’Autriche“. Michel Piccoli und Bernard-Henri Lévy haben 

nicht gezögert nach Österreich zu fahren, um die Zivilgesellschaft nicht zu isolieren. 

„Kollateralschäden“ wie die Absage eines geplanten Austausches des Gymnasiums 

Rainerstraße sollten auf jeden Fall vermieden werden.297 Der neue Guide du Routard Autriche 

erscheint im Mai mit einem schwarz-weißen Umschlag (Trauerfarben) und einer Widmung an 

alle jene Österreicher, die Haider nicht gewählt haben. In einem Kommentar der Herausgeber 

heißt es weiter, dass ein Teil der Leserschaft, die auf Menschenrechte Wert lege, jetzt sowieso 

nicht nach Österreich fahren werde, daher habe man die Auflage von 20 000 auf 15 000 

Exemplare gekürzt.298 

Patrice Chéreau (Regisseur/ Schauspieler) sagt seine Teilnahme an den Salzburger 

Festspielen ab, um gegen schwarz-blau zu protestieren.299 Pierre Bourdieu spricht sich gegen 

einen Boykott Österreichs aus, der österreichische „Widerstand“ müsse unterstützt und dürfe 

nicht isoliert werden.300 Im Juni wird Mortier in einem langen Interview noch einmal 

Gelegenheit geboten, zu erklären, warum er doch in Österreich geblieben sei. Er sei von 

Freunden, unter anderem Pierre Boulez, umgestimmt worden. Außerdem seien die Festspiele 

ein demokratisches Fest und würden eine Plattform bieten, medienwirksam Widerstand gegen 

die schwarz-blaue Regierung zu leisten.301 Insgesamt ist schon eine gewisse Gewissenskrise 

bei den Intellektuellen festzustellen. Sylvain Cambreling (Dirigent) etwa ist vorsichtig, will 

                                                 
294 Vgl. Autriche: L’épine, in: Le Figaro, 21.2.2000, S. 31. 
295 Vgl. Salzbourg: Mortier reste jusqu’en 2001, in: Le Figaro, 23.2.2000, S. 27, bzw. Salzbourg: Gérard 
Mortier fait de la résistance, in: Ouest-France, 23.2.2000, S. 3. 
296 Vgl. Autriche: un congrès boycotté par des médecins français, in: Le Figaro, 26./ 27.2.2000, S. 5. 
297 Vgl. Baret, Guy: La Culture s’interroge, in: Le Figaro, 28.3.2000, S. 34. 
298 Vgl. Le Rider, J. (2001): S. 132. 
299 Vgl. Le Rider, J. (2001): S. 160. 
300 Vgl. Le Rider, J. (2001): S. 293. 
301 Vgl. Doucelin, Jacques: Les Français à l’assaut du Festival, in: Le Figaro, 5.6.2000, S. 32. 
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aber nach wie vor in Österreich dirigieren. Andere wiederum haben ihren Auftritt einfach 

abgesagt, beispielsweise Patrice Chéreau. Pierre Boulez wird weiterhin bei den Salzburger 

Festspielen dirigieren. Auch Luc Bondy macht doch weiter, droht aber Österreich zu 

verlassen, sollte die FPÖ bei den Wiener Gemeinderatswahlen 2001 noch besser 

abschneiden.302 In mehreren Städten wurden am 17. Juni Nuits autrichiennes in den Theatern 

(u.a.: La Cartoucherie) organisiert. Bei der Auswahl der Texte sei ein reduziertes Bild von 

Österreich geboten worden, auch um die eigene Vergangenheit vergessen zu können, so die 

Einschätzung Pasteurs.303 

Im Zuge der Salzburger Festspiele kritisiert Jean Kahn, président du consistoire des 

communautés juives en France, dass das Festival wie jedes Jahr, als sei nichts passiert, 

abgehalten werde. Weiters kritisiert er die Arte-Übertragungen der Oper Les Troyens von 

Berlioz aus Salzburg. Die Oper selbst bezeichnet er als fragwürdiges Epos. Max Clos vom 

Figaro kommt daher ironisch in seinem bloc-notes zu folgendem Schluss: „Berlioz est un 

nazi et l’opéra fait de la propagande pour Haider = le nouvel Hitler.“304 Hier zeigt sich ganz 

deutlich die doch sehr kritische Einstellung des Figaro gegenüber den Sanktionen und deren 

Auswirkungen. Auch wenn es sich dabei um die deutlich markierte Einzelmeinung von Max 

Clos (ehemaliger Chefredakteur des Figaro 1975-1990) handelt, kann kein Zweifel darüber 

bestehen, dass sie häufig mit der Blattlinie übereinstimmt, schreibt er doch eine wöchentliche 

Kolumne und kümmert sich um die Auswahl der Leserbriefe und die Redaktion der Seiten 

Débats et opinions. Ein weiterer Nebeneffekt der Verstimmung zwischen Frankreich und 

Österreich ist, dass das österreichische Kulturinstitut in Paris kaum noch besucht wird. Seit 

Februar 2000 verweigern alle Verlage Übersetzungen österreichischer Autoren dort 

vorzustellen. Nach Pasteur sei der aktuelle Direktor (ein „Schwarzer“) Schuld an der Misere 

und das Institut habe schon vor den Sanktionen seinen Ruf verloren, durch die Sanktionen sei 

der Niedergang nur noch beschleunigt worden.305 Die Aufhebung der politischen Maßnahmen 

hat für Künstler, Intellektuelle und Wissenschafter insofern nur wenige Auswirkungen, als die 

schwarz-blaue Regierung, gegen die sich ihr Widerstand ja richtet, nach wie vor im Amt ist. 

Ein schleichender Gewöhnungseffekt ist aber auch hier festzustellen. 

 

 

 

                                                 
302 Vgl. Y aller ou pas, in: Le Figaro, 5.6.2000, S. 32. 
303 Vgl. Pasteur, P.: S. 43f. 
304 Clos, Max: Le bloc-notes de Max Clos, in: Le Figaro, 23.6.2000, S. 12. 
305 Vgl. Pasteur, P.: S. 62f. 
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Schlussfolgerung: 

Es kann also tatsächlich von besonders starken französischen Reaktionen auf die 

schwarz-blaue Regierungsbildung gesprochen werden. „[…] la France se sent 

particulièrement concernée […]“306 Auffallend ist dabei, dass sowohl das linke Lager, als 

auch das bürgerlich-konservative rechte Lager die Maßnahmen fast einhellig befürworten, 

zum Teil sogar für noch härtere Maßnahmen eintreten. Sie sind der Meinung, dass gegen 

einen Grundkonsens Westeuropas, die endgültige Ablehnung von Faschismus und Nazismus, 

verstoßen wurde. Diese Führungsrolle Frankreichs muss auch vor dem Hintergrund einer 

breiten Unterstützung durch die Bevölkerung verstanden werden.307 Die fast einhellige 

Befürwortung kann als Verdienst Chiracs gewertet werden, denn er reagiert als erster auf die 

drohende Regierungsbeteiligung der FPÖ und übt so Druck auf die Linke, insbesondere 

Jospin als direktem Widersacher bei der nächsten Präsidentenwahl, aus. Der Linksregierung 

bleibt quasi keine andere Wahl, als auch zu reagieren, um nicht ins Hintertreffen zu geraten. 

Gründe für Chiracs Vorreiterrolle sind seine klare Ablehnung gegenüber rechtsextremen 

Kräften, sein Geschichtsbild, das auch für Frankreich Verantwortung am Holocaust vorsieht 

und ein Gefühl der Enttäuschung über den Schwenk in der Haltung der ÖVP, die ja zuvor 

stets versichert hatte, keine Koalition mit der FPÖ ins Auge zu fassen. So heterogen wie sich 

das Bild der kollektiven Ablehnung vielleicht abzeichnete, war die Haltung der Regierung 

aber gar nicht. Pierre Moscovici (er stammt übrigens aus einer jüdischen Familie und ist daher 

möglicherweise besonders sensibel gegenüber der fragwürdigen Tradition der FPÖ) wird 

durch seine zahlreichen Wortmeldungen als Hardliner wahrgenommen. Doch standen ihm 

andere Minister in ihrer Ablehnung der Wiener Regierung um nichts nach, setzten teils sogar 

deutlichere Schritte, etwa Sozialministerin Aubry oder Kulturministerin Trautmann. 

Innenminister Chevènement ist wohl innerhalb der Regierung der deutlichste 

Sanktionsgegner, was nicht erstaunlich angesichts seiner Nähe zu den Souveränisten ist. 

Wirtschafts- und Finanzminister Fabius (stammt ebenfalls aus einer jüdischen Familie) 

dagegen trat für eine schnelle Beendigung der Sanktionen ein. Nur die Souveränisten und die 

Rechtsextremen verteidigen Haider, alle anderen Parteien unterstützen die Sanktionen. Das 

muss vor allem im Hinblick auf die französische Politik der 80er-Jahre betrachtet werden, wo 

bei den Wahlen 1984 und 1986 die Front National ihren politischen Durchbruch geschafft 

hatte. Zunächst versuchten die konservativen Parteien die Themen der FN mitzubesetzen, was 

aber scheiterte. Seit dem Scheitern bei den Präsidentenwahlen 1988, grenzte man sich 

deutlich von den rechtsextremen Parteien ab und diese konsequent aus. Dadurch ist es zu 
                                                 
306 Le Rider, J. (2001): S. 14. 
307 Vgl. Trégomain, P.: S. 220. 
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einem Bedeutungsverlust für das rechtsextreme Lager gekommen, der eben dieser 

kompromisslosen Haltung der anderen Parteien zu verdanken sei. Auch der parallele Aufstieg 

Jörg Haiders und Le Pens, der langjährige Einfluss der FN auf die politische Bühne und die 

Angst vor einer möglicherweise ähnlichen Situation in Frankreich, wo die rechtsextremen 

Gruppierungen auch bedrohliche Zugewinne bei den Wahlen verzeichnen konnten, war mit 

ein Grund für die scharfen Reaktionen. Das trifft sicherlich auch auf Belgien zu, das mit dem 

Vlaams-Blok mit ähnlichen Problemen zu kämpfen hat, und ebenfalls eine Vorreiterrolle bei 

den Sanktionen gegen Österreich gespielt hat. Legendär ist in diesem Zusammenhang der 

Ausspruch des belgischen Außenministers Louis Michel, der meinte es sei „[…] immoral 

d’aller skier dans l’Autriche de Haider.“308  

Max Clos geht in einem Kommentar in Le Figaro sogar noch weiter, das 

Hauptaugenmerk liege ja gar nicht in Österreich sondern in Frankreich selbst. Unübersehbar 

zeigt sich auch die konservative Ausrichtung des Blattes in dem folgenden Zitat: „Certains 

observateurs estiment que, dans cette affaire, la gauche française, relayée par des 

intellectuels, fait une crise d’ethnocentrisme. Ils font mine de s’occuper des affaires 

autrichiennes, mais c’est à la France qu’ils s’intéressent. Ils font semblant de crier haro sur 

le FPÖ, mais c’est à l’extrême droite française […] qu’ils lancent leurs vagues d’assaut 

[…]“. 309 Dass die FPÖ eine EU-kritische Haltung und gegen eine Erweiterung der EU sowie 

gegen die Vertiefung der politischen Zusammenarbeit in Europa aufgetreten ist, ist ein 

weiterer Grund für Chirac und Jospin, denen das Projekt Vereintes Europa so sehr am Herzen 

liegt, die FPÖ zu diskreditieren. Durch das große Engagement Frankreichs in der Frühphase 

der Sanktionen wurde die Protestbewegung in Österreich unterstützt, außerdem der 

Handlungsspielraum Haiders eingeschränkt. Doch obwohl in Frankreich immer wieder von 

offizieller Seite der bilaterale, auf offizielle Kontakte beschränkte Charakter der Maßnahmen 

beschworen wurde, entstand in Österreich das Gefühl, man werde als Ganzes abgelehnt. Die 

schwarz-blaue Regierung hielt entgegen dem französischen Kalkül dem Druck stand und 

konnte die immer größer werdende Verärgerung über die Sanktionen in Patriotismus 

umwandeln, was die Protestbewegung langsam einschlafen ließ. 

Das intellektuelle Lager ist in der Österreichfrage gespalten, einerseits gibt es Leute, 

die jede Teilnahme an Veranstaltungen in Österreich ausschließen, andererseits tragen andere 

wesentlich zum Kulturleben bei, um, wie sie sagen, den „Widerstand“ in Österreich zu 

unterstützen. Viele sind enttäuscht. Erklärungen pro und contra Sanktionen werden 

veröffentlicht, die Mehrheit unterstützt aber die Maßnahmen. Subventionen aus Österreich 
                                                 
308 Bocev, Pierre: Surenchère politiquement correcte des députés européens, in: Le Figaro, 3.2.2000, S. 4. 
309 Clos, Max: Le Bloc-Notes de Max Clos: Pour qui suis-je autorisé à voter?, in: Le Figaro, 4.2.2000, S. 12. 
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werden ohne Rücksicht auf die Zeit nach schwarz-blau abgelehnt. Zu Beginn der Sanktionen 

herrscht die Meinung vor, dass die breite Mehrheit der Österreicher die neue Koalition billigt. 

Doch spätestens ab dem 19. Februar (Tag der Massendemonstrationen) rückt auch jenes 

Österreich in den Blickpunkt der Medien, das gegen die schwarz-blaue Regierung protestiert. 

Danach vollziehen manche eine Kehrtwende in ihrer Einstellung. 

Die Wahrnehmung der Politik und der Intellektuellen ist reduziert, Dreh- und 

Angelpunkt der Argumentation sind die Person Jörg Haider und die mangelnde 

Vergangenheitsbewältigung. Das rechtstaatliche Prinzip spielt in Frankreich den ganzen 

Zeitraum über kaum eine Rolle, im Gegensatz zu Österreich, das keine rechtlichen 

Grundlagen für die Vorgehensweise der EU-14 sieht. Frankreich, das sich gerne als 

Geburtsstätte von moderner Demokratie und Menschenrechten inszeniert und als eines der 

Gründungsmitglieder der EU einer der vehementesten Vertreter für ein geeintes Europa ist, 

nimmt eine bevormundende Haltung gegenüber Österreich ein, was dort nicht gut ankommt. 

Es fehle in Frankreich einfach an Verständnis dafür, dass sich kleine Länder von Großen 

schnell überfahren fühlen, Frankreich stehe in Österreich prinzipiell unter Verdacht der 

Geltungssucht und des Größenwahn.310 Dies zeigt sich in dem hierzulande häufig für 

Frankreich synonym gebrauchten, herabwürdigenden Begriff Grande Nation, den es so in 

Frankreich gar nicht gibt.311 Laut Le Rider kommt es zu einer tief greifenden 

Verschlechterung des Österreichbildes in Frankreich, dabei sei Rechtspopulismus kein rein 

österreichisches Phänomen, sondern ein weit verbreitetes europäisches Problem.312 

 

Verlauf der Berichterstattung: 

 

In diesem Kapitel soll festgestellt werden, welchen Stellenwert die 

Österreichberichterstattung hat, also wie viele Artikel zum Thema Österreich überhaupt im 

Beobachtungszeitraum erschienen sind und wie sich dieses Interesse auf die einzelnen Monate 

verteilt. Auch der Einsatz von Karikaturen und Fotos, sowie der Tenor der Leserbriefe soll 

thematisiert werden. Weiters soll kurz auf die Themenschwerpunkte der Berichterstattung der 

Zeitungen eingegangen werden, auch darauf, welche Bezüge hergestellt bzw. welche 

Vorurteile transportiert werden. Es soll auch festgestellt werden, wie die Zeitungen die 

Sanktionen und die FPÖ beurteilen. Besonderes Augenmerk soll auch auf das Ende der 

                                                 
310 Vgl. Angerer, T. (2003): S. 70f. 
311 Vgl. Leder, Danny: S. 210f. 
312 Vgl. Le Rider, J. (2003): S. 44. 
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    Abb. 3:  Anzahl der Artikel insgesamt 
    im Beobachtungszeitraum 

Berichterstattung gelegt werden. Sofern es Unterschiede zwischen den beiden Zeitungen oder 

weitere Besonderheiten gibt, werden diese aufgezeigt. 

 

Zu- und Abnahme des Medieninteresses: 

Allgemein ist das Interesse an Österreich in den französischen Medien nur gering, das 

durch die Medien transportierte Bild oft verschwommen und das Wissen über das Land wenig 

ausgeprägt. Üblicherweise berichtet Le Figaro noch am häufigsten über das Land.313 Seit der 

Wahl vom 3. Oktober 1999 und spätestens ab der bevorstehenden schwarz-blauen 

Regierungsbildung herrscht jedoch großes Interesse an Österreich. Zunächst gleich dazu, wie 

viele Artikel zum Thema Österreich 

überhaupt im Beobachtungszeitraum 

erschienen sind. Aus nebenstehender Grafik 

ist leicht ersichtlich, dass in Le Figaro circa 

dreimal so viele Artikel (353) erschienen sind 

wie in Ouest-France (118), was auch 

aufgrund der unterschiedlichen Positionierung 

der Zeitungen (überregionales versus 

regionales Blatt) zu erwarten war. Im Schnitt sind also im Beobachtungszeitraum pro Monat  

39,2 bzw. 13,1 Artikel erschienen. Jänner und Oktober zählen dabei nur halb, da diese Monate 

nicht vollständig erhoben wurden. Ouest-France erschien am Samstag den 12. Februar nicht, 

da ein Druckerstreik die Auslieferung unmöglich machte. Das große Interesse an Österreich 

wird dann deutlich, wenn man die Anzahl mit jener Deimbachers aus dem Jahr 1994 

vergleicht, er zählte damals 102 Artikel mit Österreichbezug in Le Figaro314, was einem 

Schnitt von 8,5 Artikeln pro Monat entspricht. Damit wäre das Interesse im Jahr 2000 etwa 

4,6-mal so hoch wie im Jahre 1994, in dem der EU-Beitritt Österreichs kurz bevorstand. Aus 

diesem Grund kann auch diese Anzahl als höher als üblich angenommen werden. 

Baumgardinger zählte in Le Monde allein im Februar 194 relevante Artikel, in dieser Zeitung 

ist das Interesse an der Lage in Österreich offensichtlich noch einmal größer als in Le 

Figaro.315 

In der Verteilung der Artikel gibt es aber große Unterschiede zwischen den einzelnen 

Monaten. Schon in der letzten Jännerwoche ist ein starker Anstieg in der Berichterstattung 

erkennbar, der Wert für Jänner gibt quasi die Artikel dieser letzten Woche wieder. Das 

                                                 
313 Vgl. Haslinger, I.: S. 104f. 
314 Vgl. Deimbacher, D.: S. 100. 
315 Vgl. Baumgardinger, E.: S. 93. 
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  Abb. 4: Artikel/ Monat Le Figaro       Abb. 5: Artikel/ Monat Ouest-France 

Maximum liegt aber naturgemäß eindeutig im Februar, als das Thema brandaktuell war und 

die Wogen hoch gingen. Danach ist ein langsames Abflauen des Interesses an Österreich 

feststellbar. Erst im Juni und Juli wird im Zuge der französischen EU-Ratspräsidentschaft und 

der Boykottdrohungen Österreichs wieder vermehrt berichtet. Das Ende der Sanktionen wird, 

verglichen mit deren Beginn, nur wenig beachtet, dennoch kann auch hier wieder ein leichter 

Anstieg festgestellt werden. Die Berichterstattung verläuft dabei in den Zeitungen relativ 

parallel, einzige Ausreißer sind die Monate Jänner und April. Im Jänner berichtet Ouest-

France im Verhältnis zu Le Figaro (relativ) schon intensiver, auch wenn letztere Zeitung 

einen Tag früher (25. Jänner) mit der Meldung einer möglichen „alliance conservateurs-

extrême droite“ berichtet. Im April dauert in Le Figaro das Interesse an Österreich noch an, 

während in Ouest-France das Thema aber offensichtlich schon in der Versenkung 

verschwindet. Die zunehmende Kritik Österreichs an den Sanktionen ist der Regionalzeitung 

offensichtlich keinen Bericht wert. 

 Das Interesse an Österreich wird auch dadurch deutlich, dass Mitte Jänner die 

Artikel der Korrespondentin des Figaro nur mit Françoise Lepeltier – die 1988 den Joseph-

Roth-Journalistenpreis erhielt, weil sie zum besseren Verständnis zwischen Österreich und 

Frankreich beigetragen habe316 – unterschrieben sind, doch schon ab 26. Jänner wird noch der 

Zusatz „Vienne: de notre envoyée spéciale“ hinzugefügt, was gleich viel mehr Eindruck 

macht und dem Leser vermittelt, er bekomme hier Informationen aus erster Hand. Überhaupt 

gibt es in Le Figaro viel mehr Korrespondentenberichte als in Ouest-France. Anfang Februar 

schickt Le Figaro sogar einen Korrespondenten nach Klagenfurt, „un village loin de Vienne“, 

um über „le fief de Haider“ zu berichten.317 Darin wird das Fehlen einer Europafahne in 

Haiders Büro thematisiert, ansonsten finde man aber keine verdächtigen Spuren in seinem 

Büro. In einem weiteren Artikel vom „bout du monde de l’Europe“ wird die Arisierung des 

Bärentals und der anschließende Ankauf desselben durch Haiders Onkel angesprochen. Als 

                                                 
316 Vgl. Gielesberger, I.: S. 65. 
317 Vgl. Luizet, François: A Klagenfurt, dans le fief de Haider, in: Le Figaro, 5./6.2.2000, S. 1 bzw. S. 4. 
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Gesamtanzahl "UNE" im Vergleich

25

7,08%

17

14,41%

0

5

10

15

20

25

30

Anzahl %

Le Figaro

Ouest France

 

  Abb. 6:  Gesamtanzahl  der  auf  Seite  1 
  erschienenen Schlagzeilen im Vergleich 

typische FPÖ-Wähler werden junge Menschen, alte Nazis und Frauen, die Haider attraktiv 

finden, genannt.318 Ouest-France hat offenbar keinen eigenen Korrespondenten in Österreich, 

zumindest ist meist nicht ersichtlich, wer den Artikel verfasst hat. Wenn einmal ein Artikel 

mit dem Namen des Verfassers versehen ist, so meist mit Joseph Limagne, Redakteur und 

Leiter des Pariser Büros von Ouest-France, oder dem der Brüssel-Korrespondentin Catherine 

Goybet. 

Ein weiteres Indiz für das enorme 

Interesse am Thema ist, wie oft eine 

Österreich-Schlagzeile auf Seite eins gebracht 

wird, 25-mal (7,1%) ist das in Le Figaro und 

17-mal (14,4%) in Ouest-France der Fall, 

somit relativ gesehen doppelt so häufig wie in 

Le Figaro. Rund die Hälfte der Österreich-

Schlagzeilen auf Seite eins erscheint im 

Februar, einige auch im September. Der Vergleich zeigt, dass wenn Ouest-France über 

Österreich berichtet, dann öfter als Le Figaro an vorderster Stelle. Dadurch, dass der 

Auslandsteil von Ouest-France viel kleiner ist als bei Le Figaro, wird auf größere Artikel 

offenbar schon auf Seite eins hingewiesen. 

 

Karikaturen, Fotos und Leserbriefe: 

Mit der Veröffentlichung von Karikaturen halten sich beide Zeitungen im Vergleich zu 

Le Monde (allein im Februar 13 Karikaturen319) oder Libération, die beide überaus kritische 

Karikaturen veröffentlichen, sehr zurück. Ouest-France verwendet gar keine, in Le Figaro 

erscheint zwar in jeder Ausgabe eine von Jacques Faizant (rechtskonservativer Karikaturist 

des Figaro von 1960 bis 2005), diese beschäftigen sich aber fast ausschließlich mit 

innenpolitischen Themen, nur dreimal steht das Österreichthema an der Tagesordnung. Im 

Vergleich zu anderen französischen Medien sind diese sehr „brav“. Es steht mehr der Inhalt 

der Sprechblasen im Vordergrund als die Zeichnung selbst, anders als in Le Monde oder 

Libération, wo schon in der Darstellung einige Stereotypen verwendet werden (Steirerhut, 

Lederhose, Dirndl…). Im Anhang die vielleicht „böseste“ aus Le Figaro, in der ein 

Kreuzworträtsel lösender Mann seine Frau fragt: „Autrichien dont on n’a pas fini de parler en 

6 lettres. La première est un H, et les deux dernières: ER.“ Seine Frau antwortet: „Tu es sûr 

de ces trois lettres là ?“ Worauf der Mann erwidert: „Absolument ! C’est sur les trois lettres 
                                                 
318 Vgl. Luizet, François: Jours tranquilles en Carinthie, in: Le Figaro, 7.2.2000, S. 3. 
319 Vgl. Baumgardinger, E.: S. 114. 
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  Abb. 7:   Gesamtanzahl der erschienenen 
  Fotos im Vergleich 

du milieu que je bute !“320 Damit wird implizit auf die ständig wiederkehrenden Vergleiche 

zwischen Haider und Hitler angespielt. 

Sowohl Ouest-France als auch Le Figaro setzen vermehrt auf den gezielten Einsatz 

von Bildern, beispielsweise um Haider zu dämonisieren. Auch Libération setzt neben 

zahlreichen Karikaturen stark auf Bilder.321 Am 28. Februar bringt Ouest-France auf der 

ersten Seite ein Foto auf dem sich Haider und Schüssel erkennbar erfreut die Hand schütteln. 

Daneben ein Foto eines ernst dreinblickenden Klestil.322 Am 1. Februar wird in Le Figaro 

eine Großaufnahme von Haiders Gesicht323 gebracht, das dadurch äußerst furchteinflößend 

wirkt. Ein Foto vom 1. März zeigt Haider mit ausgestrecktem Arm (zwar dem linken, und mit 

ausgestrecktem Zeigefinger) in einer an den 

Hitlergruß erinnernden Pose.324 Insgesamt 

erscheinen jedoch erwartungsgemäß prozentuell 

gesehen viel mehr Bilder, oft auch in Farbe, in 

Ouest-France (39,8%) als in Le Figaro 

(14,7%). Die Artikel ersterer Zeitung sind im 

Allgemeinen auch kürzer gehalten. Viele der 

Fotos zeigen Haider bei diversen öffentlichen 

Auftritten. Durch diese massive Präsenz der Fotos von Haider in den Medien, gepaart mit der 

häufigen Nennung seines Namens in Zusammenhang mit den Sanktionen, ist vermutlich in 

der französischen Öffentlichkeit das Bild entstanden, Haider und nicht Schüssel sei 

Bundeskanzler oder übe zumindest eine wichtige Funktion in der Regierung aus, deshalb sieht 

sich Schüssel im Interview mit Le Figaro auch veranlasst festzuhalten: „C’est moi le 

chancelier, pas Haider“.325 

Ein gutes Bild der Stimmung innerhalb der Bevölkerung geben die Leserbriefe ab. 

Allerdings wurden nur in Le Figaro welche veröffentlich, nicht aber in Ouest-France. 

Gleichzeitig muss berücksichtigt werden, dass dadurch nur ein Teil der in der Bevölkerung 

vorherrschenden Meinung widergespiegelt wird, da aufgrund der bekannt konservativen 

Ausrichtung des Figaro auch hauptsächlich diese Leserkreise angesprochen werden und daher 

auch nur diese Gruppe Leserbriefe schreiben wird. Im gesamten Beobachtungszeitraum 

wurden 50 Leserbriefe in der Rubrik Débats et opinions unter courrier des lecteurs 

                                                 
320 Vgl. L’humeur de Jacques Faizant, in: Le Figaro, 5./6.2.2000, S. 15. 
321 Vgl. Lobner, M.: S. 80. 
322 Vgl. Autriche: La coalition qui inquiète l’Europe, in: Ouest-France, 28.1.2000, S. 1. 
323 Vgl. Bollaert, Baudouin: L’Europe se prémunit contre le virus, in: Le Figaro, 1.2.2000, S. 5. 
324 Vgl. Bollaert, Baudouin: Le faux départ de Jörg Haider, in: Le Figaro, 1.3.2000, S. 5. 
325 Vgl. Lambroschini, Charles: „C’est moi le chancelier, pas Haider“ [Interview mit Wolfgang Schüssel], in: 
Le Figaro, 21.2.2000, S. 5. 
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veröffentlicht, davon 41 im Februar. Laut Max Clos, ehemaliger Chefredakteur des Figaro 

1975-1990 und auch für die Auswahl der abgedruckten Leserbriefe verantwortlich, wurden 

aber wesentlich mehr Leserbriefe geschrieben, die aus Platzmangel aber natürlich nicht alle 

publiziert werden konnten, allein von 31. Jänner bis 11. Februar rund 300, von denen der 

Großteil gegen die Sanktionen Stellung bezieht.326 In Le Monde erschienen vergleichsweise 

im Monat Februar nur acht Leserbriefe zum Thema Österreich.327  

Vielfach wird in den Lesermeinungen die These vertreten, dass „linke“ Ideologien, 

insbesondere der Kommunismus, viel weniger „streng“ beurteilt würden als „rechte“, die 

sofort als Faschisten oder Neonazis hingestellt würden. Mit kommunistischen 

Regierungspartnern habe die EU bzw. die europäische Politik allgemein keine Probleme, 

handle es sich aber um nationalistische, rechtspopulistische Parteien, würde sogleich eine 

Gefahr für die Demokratie gesehen. Polemisch ist sogar von „intolérance intello-caviar“ die 

Rede. Die Sanktionen seien Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines Staates. Der 

FPÖ wird eine rechtspopulistische Tendenz dennoch meist nicht abgesprochen, aber ein 

demokratisch zustande gekommenes Wahlergebnis müsse eben akzeptiert werden, auch wenn 

es nicht nach Wunsch ausgefallen ist. In der Politik werde mit zweierlei Maß gemessen, denn 

die Menschenrechtsverletzungen in Tschetschenien seien viel schlimmer als die 

Regierungsbeteiligung der FPÖ und niemand sanktioniere Russland. Auch Kritik wird laut, 

dass alle Österreich verurteilen würden, niemand aber versuche die Ursachen für den Erfolg 

der FPÖ zu analysieren. Ein Leser schreibt, man könne Österreich nicht einfach gewähren 

lassen, man solle kein neues München zulassen328 (in Anlehnung an das Münchner 

Abkommen 1938). Dass Martine Aubry beim Sozialministertreffen im Februar den Saal 

verlässt, als Elisabeth Sickl das Wort ergreift, ist Thema mehrerer Briefe, die bis auf einen das 

Verhalten der Ministerin kritisieren. Die bereits erwähnte (die Maßnahmen kritisierende) 

Erklärung von Chambon und anderen wird ebenfalls bei den Leserbriefen veröffentlicht.329 

Nach der Aufhebung der Sanktionen versteigt sich ein Leser sogar dazu, Sanktionen gegen 

die Niederlande zu verlangen, weil dort die Homosexuellen-Ehe erlaubt wurde, und das seiner 

Meinung nach auch gegen die gemeinsamen europäischen Werte verstoße.330 

Viermal werden Leserbriefe von Österreichern abgedruckt, unter anderem vom 

Präsidenten der österreichisch-französischen Vereinigung (gegründet 2001) und früheren 

Handelsdelegierten in Paris Hans Kourimsky (Jurist), der die Maßnahmen als juristisch nicht 

                                                 
326 Vgl. Clos, Max: Le bloc-notes de Max Clos, in: Le Figaro, 11.2.2000, S. 12. 
327 Vgl. Baumgardinger, E.: S. 99. 
328 Vgl. Pappalardo, Joseph: Autriche, in: Le Figaro, 9.2.2000, S. 13. 
329 Vgl. L’Europe et l’Autriche, in: Le Figaro, 17.2.2000, S. 12. 
330 Vgl. Tenaille, Gérard: Les „valeurs de l’Europe“, in: Le Figaro, 19.9.2000, S. 15. 
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gedeckt, politisch unvernünftig und inkonsequent bezeichnet.331 Außerdem darf die 7B-Klasse 

des Bundesgymnasiums Rainergasse Stellung zur Absage ihres geplanten Schüleraustausches 

durch ein französisches Partnergymnasium beziehen. Die Schüler argumentieren, dass sie, da 

noch nicht volljährig, auch keinen Einfluss auf die Wahlen und ohnehin 73% der Österreicher 

nicht die FPÖ gewählt hätten. Weiters könne und solle man nicht von Haider auf alle 

Österreicher schließen.332 Mehrere Leser zeigen sich in der Folge solidarisch mit der 

Schulklasse und verurteilen die Absage des geplanten Austausches. Auch Kurt Jungwirth, 

ehemaliger Professor für Romanistik in Graz und später ÖVP-Politiker, versichert seinen 

französischen Freunden, dass in Österreich kein neuer Faschismus herrsche. Das 

Wahlergebnis sei Ausdruck der Unzufriedenheit mit der jahrelangen SPÖ-ÖVP Regierung 

gewesen. Weiters greift er eine Grundsatzproblematik der EU auf, ob diese sich genug um die 

Sorgen ihrer Bevölkerung kümmern würde.333 

Das Interesse an der Österreichberichterstattung ist offenbar groß und schlägt sich 

auch in vielen Leserbriefen nieder. In diesen wird großteils scharfe Kritik an den Sanktionen, 

der französischen Regierung und der Berichterstattung der (anderen) Medien geübt. 

Befürworter der Maßnahmen gibt es unter den Lesern offenbar kaum, nur sechs der 

abgedruckten Meinungen verteidigen die Maßnahmen! Die Vorgehensweise der EU wird für 

überzogen gehalten. Häufig werden gewagte Ansichten in den Leserbriefen vertreten, die so 

nicht in der Berichterstattung der Zeitung vertretbar wären, über die Hintertür der 

Lesermeinungen aber zum Ausdruck kommen. Daneben ist auch Platz für einige 

Stellungnahmen aus Österreich. 

Le Figaro veröffentlicht in der Rubrik L’avis de la presse étrangère gleich neben den 

Leserbriefen täglich drei Artikel in denen Standpunkte ausländischer Zeitungen zu wichtigen 

Themen zusammengefasst werden, häufig werden zum Österreichthema Artikel aus dem 

Standard, der Welt oder dem Independent behandelt. Die ausgewählten Artikel qualifizieren 

die Maßnahmen als undemokratisch bzw. kritisieren die große Aufmerksamkeit, die Haider zu 

teil wird, da er dadurch nur noch an Popularität zulege und unterstreichen damit im 

Wesentlichen die Linie der Zeitung. Eine solche Presseschau gibt es in Ouest-France 

überhaupt nicht, dafür wird zweimal in Artikeln über die Berichterstattung ausländischer 

Zeitungen informiert. Die Presse sei gespalten, der Großteil der deutschen und belgischen 

                                                 
331 Vgl. Kourimsky, Hans G.: Un point de vue autrichien, in: Le Figaro, 5./6.2.2000, S. 15. 
332 Vgl. La première 7B du Bundesgymnasium Rainergasse: Autriche, in: Le Figaro, 23.2.2000, S. 12. 
333 Jungwirth, Kurt: Autriche, in: Le Figaro, 17.4..2000, S. 16. 
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Zeitungen begrüße die Sanktionen jedoch, vor allem in Großbritannien kritisiere man die 

Maßnahmen aber deutlich.334 

 

Ende der Berichterstattung und andere Besonderheiten in der Berichterstattung: 

Allgemein ist festzuhalten, dass die Zeitungen Schwierigkeiten mit der Bezeichnung 

FPÖ haben. Man kann sich offenbar auf keine Parteienbezeichnung auf Französisch festlegen, 

gebräuchlich sind unter anderem „le parti d’extrême droite FPÖ, les populistes, droite 

nationaliste, parti des libertés, parti de la liberté, parti libéral autrichien“. Selbst nach dem 

Weisenbericht, obwohl dort als populistische Partei mit extremistischer Ausdrucksweise 

tituliert, wird die FPÖ immer noch als „extrême droite“ bezeichnet, wenn auch eingeräumt 

wird, dass die Kampagne der Presse und der Politik in Frankreich die FPÖ stets mit dem 

Etikett „extrême droite“ versehen hatte.335 Diese Schwierigkeiten scheinen verständlich, 

wenn man bedenkt, dass sich auch Experten aufgrund der unterschiedlichen Definitionen 

nicht auf eine Bezeichnung festlegen können. (siehe dazu das Kapitel Die FPÖ – eine 

rechtsextreme, radikale und/ oder populistische Partei?) Dennoch ist hier wohl zumindest die 

Bezeichnung „parti libéral autrichien“  eindeutig fehl am Platz. Die durchwegs verwendete 

Qualifizierung „extrême droite“ ist aufgrund der ausländerfeindlichen Politik, der 

historischen Verflechtung der FPÖ mit dem Nationalsozialismus, in Verbindung mit einer den 

Nationalsozialismus immer wieder relativierenden Rhetorik zu verstehen. 

Weiters werden Namen von Politkern (Gussenbauer) und Parteien oder Aussprüche 

auf Deutsch oft falsch geschrieben, was vor allem bei einer Qualitätszeitung wie Le Figaro 

überraschend ist. Die FPÖ wird oft als FPö, FPOe, FPÔ, FPO oder Fpoe geschrieben. Der 

Ausspruch „Jetzt erst recht!“ in Le Figaro wie folgt: „Jetz es rechts!“.336 Manchmal gibt es 

aber auch inhaltliche Fehler, so werden etwa Foto und Bildunterschrift vertauscht, am 5./6. 

Februar zieht Schüssel angeblich Strasser Schlögl (!?) vor337, oder am 29. Juni wo die Rede 

von der SPÖ-FPÖ Regierung ist.338 Das ist umso erstaunlicher, da die Artikel ja von der 

Österreichkorrespondentin des Figaro Françoise Lepeltier stammen und zumindest letzterer 

Lapsus nicht passieren dürfte. In Ouest-France wird – möglicherweise aufgrund seiner 

Haltung gegenüber der Regierung – Bundespräsident Klestil der SPÖ zugerechnet.339 Solche 

                                                 
334 Vgl. Les critiques pleuvent sur Jörg Haider, in: Ouest-France, 28.1.2000, S. 2, bzw. A la une des journaux 
européens, in: Ouest-France, 5./6.2.2000, S. 3. 
335 Vgl. Bocev, Pierre: Le rapport qui blanchit Vienne, in: Le Figaro, 9./10.9.2000, S. 4. 
336 Lepeltier, Françoise: Complexe de persécution à Vienne, in: Le Figaro, 31.1.2000, S. 6. 
337 Vgl. Lepeltier, Françoise: Pénibles débuts pour la nouvelle coalition, in: Le Figaro, 5./6.2.2000, S. 4. 
338 Vgl. Lepeltier, Françoise: Vienne ne digère pas sa punition, in: Le Figaro, 29.6.2000, S. 4. 
339 Vgl. Limagne, Joseph: L’Union européenne va absoudre Vienne, in: Ouest-France, 12.9.2000, S. 3. 
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Fehler lassen auf teils schlampig recherchierte Artikel schließen, kommen trotz der oben 

angeführten Beispiele in beiden Zeitungen aber selten vor. 

Die Medien sprechen oft massiv von Haider um dann auf Österreich zu schließen. Er 

ist die mit Abstand am häufigsten genannte Person, obwohl er weder in der Regierung noch 

Parteichef der FPÖ ist, wenn auch einflussreiches „einfaches Parteimitglied“. Teile seiner 

Biografie und sein Aufstieg in der FPÖ, sowie die Gründe dafür (siehe dazu die Kapitel Die 

FPÖ unter Jörg Haider und Mögliche Gründe für den Erfolg der FPÖ) werden immer wieder 

breitgetreten. Anstelle von Haider ist oft auch von einem „effet-Haider“ , einem „virus 

Haider“  oder von „Haiderisme“ die Rede. Manchmal werden sogar die Sanktionen als 

„affaire Haider“  bezeichnet. Österreich wird zur Referenz für andere Beiträge, andere 

rechtspopulistische Politiker oft mit Haider verglichen. So zum Beispiel in der Artikelserie 

„L’extrême droite en Europe“, in der aus Anlass der Regierungsbildung in Österreich ab 8. 

Februar in Le Figaro beinahe täglich bis 24. Februar ein Artikel über die rechtsextremen 

Gruppierungen und Parteien in anderen Ländern Europas (mit Ausnahme Frankreichs!) 

erscheint. Interessant ist die Feststellung, dass es sich dabei offenbar um einen 

„Wohlstandsnationalismus“ handelt, denn der rechte Rand habe vor allem in ruhigen, 

wohlhabenden Ländern mit relativ wenigen Arbeitslosen Erfolg. Befürchtet wird dadurch eine 

Spaltung der EU. 

Aber auch aus anderen Überschriften wird deutlich, dass der Name Haider oder das 

Beispiel Österreich auf andere Situationen umgelegt wird. So in den folgenden Schlagzeilen 

des Figaro „Le Sud-Tyrol en danger d’être “haiderisé““340 oder „Shintaro Ishihara, apprenti 

Haider“ 341 und in den folgenden aus Ouest-France „Extrême droite: la Belgique n’est pas 

l’Autriche“ 342 oder „La Flandre a son Jörg Haider“343. Haider wird dabei als Überbegriff für 

jede Form von Rechtsextremismus verwendet. Weiters wird in Le Figaro die in Frankreich 

beliebte These eines „fascisme alpin“ aufgestellt, wonach es in den Alpen ein „Dreieck“ 

(Norditalien, Österreich, Schweiz, Bayern) gebe, wo vermehrt faschistische bzw. 

rechtspopulistische Triebe existieren würden.344 Diese These vermag aber weder den Erfolg 

Le Pens in Frankreich noch den relativen Misserfolg von rechtspopulistischen Parteien in 

Slowenien und Liechtenstein zu erklären. Die Idee eines vereinten Mitteleuropa gegen das 

                                                 
340 Heuzé, Richard: Le Sud-Tyrol en danger d’être „haiderisé“, in: Le Figaro, 10.2.2000, S. 4. 
341 Jurgenson, Caroline: Shintaro Ishihara, apprenti Haider, in: Le Figaro, 14.4.2000, S. 2. 
342 Extrême droite : la Belgique n’est pas l’Autriche, in: Ouest-France, 10.10.2000, S. 2. 
343 La Flandre a son Jörg Haider, in: Ouest-France, 11.10.2000, S. 3. 
344 Vgl. Pasteur, P.: S. 18. bzw. Bollaert, Baudouin: Du populisme alpin aux nostalgiques du IIIe Reich, in: Le 
Figaro, 8.2.2000, S. 4. 
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Europa der Gründungsmitglieder stellt eine Gefahr für die Einheit der EU dar und ist deshalb 

mit allen Mitteln zu verhindern. 

Im Gegensatz zu Ouest-France berichtet Le Figaro auch im Wirtschaftsteil über 

Österreich und liefert dort Hintergrundberichte über die Lage im Land. Das ist nicht 

überraschend, nimmt der (internationale) Wirtschaftsteil in der Pariser Zeitung doch einen 

großen Stellenwert ein. Nach Jaritz ist sie damit aber die einzige große französische 

Tageszeitung, die auch wirtschaftliche Hintergrundinformationen liefert.345 Nichts deute vom 

wirtschaftlichen Standpunkt aus gesehen auf eine Radikalisierung der Politik hin, es seien 

keine Anzeichen einer Krise wie in den 30er-Jahren zu erkennen.346 Auch die möglichen 

Auswirkungen dieser europäischen Krise auf die gemeinsame Währung Euro werden 

thematisiert.347 Die österreichische Politik, insbesondere jene des Finanzministers und die 

Entwicklung des Budgetdefizites, werden im Wirtschaftsteil genau verfolgt und ihre 

Auswirkungen analysiert. Die Sanktionen hatten zumindest nach Berichten des Figaro keine 

Effekte für den Tourismus, denn es seien um rund 5% mehr Touristen als noch vor zwei 

Jahren nach Österreich gekommen. Nur Belgier und Franzosen kämen tatsächlich weniger, 

andere Nationen sogar mehr.348 Als weitere Auswirkung wird angeführt, dass dafür nun 

weniger Österreicher im Ausland Urlaub machen,349 die Österreicher sich also abkapseln 

würden. Im September kommt Le Figaro sogar zu der Auffassung, dass die Sanktionen gar 

keine wirtschaftlichen Auswirkungen gehabt hätten,350 was ja auch gar nicht in der Absicht 

der EU-14 stand. 

Als bekannt wird, dass in Österreich möglicherweise eine Koalition der ÖVP mit der 

FPÖ zustande kommen werde, wird auch in Le Figaro vor einer solchen Zusammenarbeit 

gewarnt. Doch als Ende Jänner angekündigt wird, dass die EU bilaterale Maßnahmen gegen 

Österreich beschließen werde, sollte die FPÖ an der neuen Regierung beteiligt sein, wird Le 

Figaro zum kritischen Maßnahmengegner, in erster Linie dadurch begründet, weil es sich um 

eine Einmischung in innere Angelegenheiten handle, weil die Regierung demokratisch 

legitimiert worden sei und weil mit Hinweis auf den Kosovo oder Tschetschenien gegen 

andere Länder nicht mit gleicher Konsequenz vorgegangen werde. Le Figaro hebt weitgehend 

die Rolle der gesamten EU bei der Verhängung der Maßnahmen hervor und nicht die 

Vorreiterrolle Frankreichs. Außerdem will man nicht an der Kampagne anderer Zeitungen 

                                                 
345 Vgl. Jaritz, B.: S. 108. 
346 Vgl. Mathieu de Heaulme, Bérengère: L’énigme économique de la radicalisation autrichienne, in: Le Figaro 
économie, 3.2.2000, S. XI. 
347 Vgl. Oulalou, Lamia: L’Euro n’avait pas besoin de Jörg Haider, in: Le Figaro économie, 3.2.2000, S. XI. 
348 Vgl. Tourisme: effet Haider limité, in: Le Figaro, 8.3.2000, S. 6. 
349 Vgl. Autriche: les sanctions ont épargné la saison d’hiver, in: Le Figaro économie, 1.6.2000, S.II. 
350 Vgl. Barochez, Luc de: L’Autriche en voie de réhabilitation, in: Le Figaro, 12.9.2000, S. 3. 
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teilnehmen, die aus allen Populisten einen Nazi machen würden, so Jean-Paul Mulot, seit 

1998 Redakteur des Figaro, in einem Editorial.351 Damit vertritt die Zeitung in einer ersten 

Phase die Linie der Souveränisten Charles Pasqua und Philippe de Villiers. Vielmehr wird in 

Le Figaro versucht sachlicher, zum Teil auch ironisch mit der Österreich-Krise umzugehen, 

auch wenn selbst dort Haider als „Führer“ bezeichnet und immer wieder die österreichische 

Vergangenheit beschworen wird. Das entspricht aber der literarischen Tradition des 

französischen Journalismus, Fakten und Meinungen zu vermischen. Es wird dazu aufgerufen 

die Ursachen für den Erfolg rechtspopulistischer Parteien zu verstehen und keine „leçons de 

démocratie“352 zu geben, sondern vielmehr auch im eigenen Land die Gefahr von rechts-

außen zu bekämpfen. Die Maßnahmen werden als kontraproduktiv angesehen. Dennoch ist 

auch Platz für den einen oder anderen Befürworter der Sanktionen, es kann daher auch 

vorkommen, dass sich unterschiedliche Meinungen in einem Bericht und in einem späteren 

Kommentar gegenüberstehen. Insgesamt bezieht der konservative Figaro jedoch eine von der 

Haltung Chiracs und der großen Rechtsparteien überraschend deutlich abweichende Position. 

Es wird vielmehr Verständnis für Österreich und die ÖVP aufgebracht. Das Interesse an den 

Protesten in Österreich gegen die Regierung bleibt gering. Zum Ende der Sanktionen bleiben 

hämische Anspielungen auf die fast schon hysterische Berichterstattung anderer Medien zu 

Beginn der Sanktionen weitgehend aus. 

Ouest-France versucht von Anfang an sehr sachlich über die Sanktionen zu berichten. 

Es wird hauptsächlich über die Fakten berichtet, meist werden auch sehr gründlich 

recherchierte Hintergrundberichte veröffentlicht. Schon sehr früh, bereits ab 3. Februar und 

damit mehr als zwei Wochen früher als andere Zeitungen, wird auch auf den Widerstand in 

Österreich gegen die neue Regierung hingewiesen.353 Bald wird auch schon darauf 

hingewiesen, dass es nun wichtig sei die „démocrates autrichiens“ zu unterstützen.354 Europa 

tue gut daran, seine Ablehnung klar deutlich zu machen. Möglicherweise sei das der Beginn 

einer echten europäischen Außenpolitik. Damit wird die Blattlinie der Zeitung als 

Befürworterin eines vereinten, demokratischen Europas bestätigt. Den Österreichern dürfe 

nun nicht das Gefühl gegeben werden, sie würden alle abgelehnt, das würde sie nur in 

Scharen in die Arme Haiders treiben. Dass die Zeitung dem Österreichthema aufgrund ihrer 

Ausrichtung gezwungenermaßen viel weniger Platz einräumen kann, könnte auch eine Rolle 

spielen, dass die Maßnahmen viel sachlicher beurteilt werden. Wie auch Le Figaro versucht 

                                                 
351 Vgl. Mulot, Jean-Paul: Europe: davantage de politique, in: Le Figaro, 4.2.2000, S. 12. 
352 Vgl. Rousselin, Pierre: Un mal européen, in: Le Figaro, 9.2.2000, S. 13. 
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Ouest-France Objektivität durch häufige Zitate und dadurch auch eine gewisse Nähe zum 

Geschehen zu erreichen. Zusätzlich zu den Anführungszeichen werden die Zitate noch fett 

vom Rest des Textes abgehoben. Überraschendes, zumindest nicht unbedingt erwartbares 

Ergebnis der Untersuchung ist die für eine Regionalzeitung ausgezeichnete Berichterstattung 

von Ouest-France, die wirklich bemüht ist, auf dem wenigen an Raum, der für internationale 

Themen zur Verfügung steht, sachliche Berichte abzuliefern. 

Immer wiederkehrende Themenbereiche in den Zeitungen sind die NS-Zeit, die 

mangelnde Vergangenheitsbewältigung („Opferrrolle“), die Affäre Waldheim und die lange 

Regierungszeit von SPÖ und ÖVP. Diese werden immer wieder auch als Erklärungsmuster 

für den Erfolg der FPÖ herangezogen. Weiteres dominantes Thema ist die Person Jörg 

Haider, dem demagogische Anziehungskraft nachgesagt, Faschismus und seine skandalösen 

Aussagen vorgeworfen werden. Scheinbar besteht die Illusion, dass die Probleme, die (fast) 

alle europäischen Staaten mit Rechtspopulisten haben, sich auf die Person Haider reduzieren 

ließen. Weitere Themen sind das Recht auf Einmischung in die Angelegenheiten anderer 

Staaten und der Aufschwung rechtsextremer Bewegungen in ganz Europa. Aber auch die 

Gefahr, die von dieser Krise für die EU und deren Erweiterung ausgeht, wird oft 

angesprochen. 

An dieser Stelle soll nun mit der Berichterstattung anderer bereits untersuchter 

Zeitungen verglichen werden. In der Berichterstattung von Le Monde herrscht vor allem in 

der ersten Woche nach der Regierungsbildung Beunruhigung vor, es wird ein düsteres 

Österreichbild gezeichnet.355 Le Monde betont euphorisch die „lobenswerte Vorreiterrolle 

Frankreichs“, erst ab dem 19. Februar werde die Berichterstattung etwas differenzierter.356 

Allgemein dominiert in Le Monde ein negatives Österreichbild, thematisiert wird vor allem 

die kontroversielle Vergangenheit Österreichs.357 Libération übt sich nach Lobner überhaupt 

in Kampfmetaphorik, berichtet noch dramatischer als Le Monde und schürt die Angst vor 

einer Rache Österreichs.358 In der Regionalzeitung Midi Libre dominieren zwei Namen das 

Österreichbild: auf der sportlichen Seite die Erfolge Hermann Maiers und auf der politischen 

die Person Haider und in diesem Zusammenhang die mangelnde Vergangenheitsbewältigung 

der Österreicher.359 Le Parisien schenkt den Sanktionen zunächst weniger Beachtung als die 

übrigen Zeitungen, großes Interesse wird an der Demonstration vom 19. Februar gezeigt. Die 

Sanktionen werden einer kritischen Betrachtung unterzogen, was für Jaritz in Hinblick auf die 
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Blattlinie erstaunlich ist.360 Auch L’Humanité gehört wenig überraschend zu den 

Befürwortern der Maßnahmen, die FPÖ Regierungsbeteiligung wird scharf kritisiert, der 

Debatte über ein kulturelles Boykott viel Platz eingeräumt. Auf Österreichs Vergangenheit 

wird sehr oft Bezug genommen, die FPÖ allgemein als „fasciste“ oder „néonazi“ 

bezeichnet.361 

Die französischsprachigen Wochenzeitschriften lassen sich nach Schmidt in EU-

freundliche („linke“) und EU-kritische („rechte“) einteilen, Uneinigkeit herrsche vor allem 

was Sinnhaftigkeit und Effizienz der Maßnahmen betrifft. 362 Am intensivsten berichtet Le 

Nouvel Observateur, am wenigsten Le Canard enchaîné. Nur die rechtsextreme Minute ist 

Österreich gegenüber positiv eingestellt, sie sieht die FN Le Pens als Opfer politischer 

Ausgrenzung.363 In der Schweiz wird weit weniger intensiv über die Sanktionen berichtet als 

in Belgien oder Frankreich,364 was vermutlich mit der Vorreiterrolle beider Länder bei der 

Verhängung der Maßnahmen zusammenhängt. In Belgien sei, so Lobner, die 

Berichterstattung über Österreich sogar noch kritischer als in Frankreich, allerdings spiele 

dort die mangelnde Vergangenheitsbewältigung eine weniger große Rolle.365 In den 

französischsprachigen Medien der Schweiz wird der EU-Kurs sogar kritisiert,366 was aus der 

traditionell EU-kritischen Schweiz nicht verwunderlich erscheint. Doch die Maßnahmen 

werden nicht nur kritisiert, Schüssel wird auch sofort offiziell in die Schweiz eingeladen und 

damit ein Zeichen der Unterstützung für die ÖVP-FPÖ Regierung gesetzt. Damit zeigt die 

Schweiz deutlich ihre „[…] indifférence à une certaine vision de l’Europe […]“ .367 

Joëlle Stolz, Journalistin für Le Monde, betont Ende 2000: „Die Leute haben die 

Situation ohne Nuance interpretiert. Weil die Leute natürlich das Land überhaupt nicht 

kennen, weder Geschichte, noch die Tradition. […] Die Chefredaktion [von Le Monde] war 

der Meinung, man kann eine FPÖ-Regierungsbeteiligung nicht zulassen.“368 Deshalb wurden 

in der Berichterstattung dieser Zeitung die Sanktionen auch nicht in Frage gestellt. Die 

Österreichkorrespondentin Françoise Lepeltier meint Anfang 2001, dass die französische 

Politik 2000 vor allem durch die „cohabitation“  (konservativer Präsident, sozialistische 

Regierung) geprägt gewesen sei, niemand habe dem Anderen die alleinige Führungsrolle bei 

den Sanktionen überlassen wollen. Die Parteien hätten sich gegenseitig überwacht, außerdem 
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habe die Präsidentschaftswahl 2002 bereits eine Rolle gespielt und die Kandidaten hätten sich 

profilieren wollen. Durch mangelnde Kenntnisse über Österreich sei es in manchen Medien zu 

vorschnellen Urteilen und bissigen Kommentaren gekommen. Zur Verteidigung von 

Journalistenkollegen betont sie aber, dass manche durch die Blattlinie zu einer bewusst 

einseitigen Darstellung gezwungen worden seien.369 Die obigen Aussagen erklären die zum 

Teil fehlerhaften Artikel und auch warum manche Zeitungen sehr einseitig über Österreich 

berichtet haben. Als einzige Gemeinsamkeit der Berichterstattung lässt sich deren Virulenz 

festhalten, deshalb gehen die Meinungen zwischen Anklage und Verteidigung Österreichs 

auseinander.370 Nach Durchsicht der Forschungsergebnisse anderer Arbeiten kann behauptet 

werden, dass die Mehrheit der französischen Medien die Maßnahmen unterstützen, wenn 

vielleicht zum Teil auch nur, wie in den Aussagen der Journalistinnen angedeutet, weil die 

Blattlinie es verlangte oder Verschweigen noch schlimmer gewesen wäre. Ein Überdenken 

der Blattlinie setzt zum Teil nach der großen Demonstration vom 19. Februar ein. 

Das Ende der Berichterstattung bahnt sich nach einem „Sommerloch“ im August, wo 

sehr wenig über Österreich berichtet wird, an. Wegen der bevorstehenden Präsentation des 

Weisenberichts rücken die Sanktionen wieder mehr ins Rampenlicht. Ab 5. September wird in 

Le Figaro über eine möglicherweise kurz bevorstehende Übergabe des Weisenberichts an den 

EU-Ratspräsidenten Chirac spekuliert und auch darüber, dass er positiv für Österreich 

ausfallen werde. Noch am 7. September erhöht Österreich laut Figaro den Druck und droht 

einen EU-Beitritt Tschechiens aufgrund des Atomkraftwerks Temelin zu blockieren. Erst am 

8. September berichtet Ouest-France kurz über die Abgabe des Berichts. Am 9. September 

wird dann in beiden Zeitungen groß über den Inhalt des Berichts berichtet der „guère 

flatteur“  für die Sanktionen ausfällt.371 Selbst Brüssel und Paris könnten sich jetzt kaum noch 

um eine Aufhebung der Sanktionen drücken. Wichtig sei die Aufhebung auch im Hinblick auf 

das bevorstehende Euro-Referendum in Dänemark. Außerdem ist man überzeugt, dass beim 

bevorstehenden Wahlsieg von Berlusconi und Fini in Italien, das Land vermutlich besser 

behandelt werde als Österreich. Danach folgen in Le Figaro mehrere Meldungen über Appelle 

an die französische Ratspräsidentschaft, die Sanktionen so rasch wie möglich zu beenden, 

diese wiederum will sich nicht auf einen Zeitplan festlegen lassen. Viel Aufmerksamkeit wird 

in Le Figaro der Reaktion Haiders auf den Bericht geschenkt und auch dessen Bemerkung, 
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wonach jeder Napoleon (gemeint ist Chirac) in Waterloo enden würde.372 Danach wird 

Moscovici zitiert, der durchblicken lässt, dass eine Aufhebung der Sanktionen unmittelbar 

bevorstehe.373 Einen Tag vor Aufhebung der Sanktionen berichtet auch Ouest-France über die 

bevorstehende Beendigung.374 Der symbolische Charakter wird betont, aber auch hinterfragt 

wie die FPÖ in Zukunft überwacht werden könnte. Haiders und Moscovicis Wortmeldungen 

werden ebenfalls zitiert. Danach folgt bereits einen Tag vor der Aufhebung der Maßnahmen 

eine Chronologie der Ereignisse seit der Nationalratswahl 1999. 

Am 13. September wird schließlich über das Ende der Sanktionen berichtet. Dabei sei 

es nach Einschätzung Luc de Barochez’, der im September mehrere Artikel für Le Figaro 

über Österreich an Stelle von Lepeltier schreibt, vor allem für Frankreich darum gegangen, 

das Gesicht zu wahren.375 Außerdem müsse man darüber nachdenken, wie in ähnlichen Fällen 

zu verfahren sei, da dafür kein Verfahren im EU-Recht vorgesehen sei. Außerdem wird dem 

Leser eine Chronologie der Ereignisse geboten, die im Gegensatz zu jener von Ouest-France 

erst mit der Verhängung der Maßnahmen am 4. Februar beginnt. Im Editorial beurteilt Pierre 

Rousselin, Chefredakteur des Auslandsteils des Figaro, die Maßnahmen im Rückblick und 

kommt zu der Einschätzung, dass sich die EU damit nur selbst blockiert und nicht die 

gewünschten Effekte erzielt habe.376 Sie seien aber zumindest für den 

Bewusstwerdungsprozess der gemeinsamen europäischen Werte wichtig gewesen. Ouest-

France zitiert in der Berichterstattung über die Aufhebung den Inhalt des Kommuniques und 

schätzt es als eine Art Kapitulation von Paris ein. Außerdem so Limagne, sei noch nicht ganz 

sicher, ob „la page soit tout à fait tournée dans cette affaire“ , aber wenigstens werde die 

französische EU-Ratspräsidentschaft nicht mehr durch die Österreichaffäre vergiftet.377 In 

allen Berichten klingt auch die Freude und Erleichterung der österreichischen Regierung über 

die Aufhebung sowie deren Zufriedenheit mit dem Bericht durch. 

In einer Analyse für Le Figaro einen Tag nach Aufhebung der Sanktionen konstatiert 

Lepeltier dennoch Beeinträchtigungen in den österreichisch-französischen Beziehungen, 

„rien ne sera tout à fait comme avant“.378 Die Aufhebung sei ein Triumph für Haider und 

eine Niederlage für Chirac. Was bleibe sei der schale Nachgeschmack, dass nicht alle EU-
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Mitglieder gleich behandelt würden. Max Clos in seinem Bloc-notes bezeichnet die 

Sanktionen als „dérive fascinante“ und fragt sich, ob bei kommunistischen Ministern genauso 

reagiert worden wäre.379 Für L’Humanité handle es sich um „un jour de honte“. Clos’ Fazit: 

die Sanktionen seien unnötig gewesen, Politik sei mit Moral und einem Schuss Idealismus 

vermischt worden. Dabei drängt sich die Frage auf, was für eine Vorstellung Clos von Politik 

hat! Den Schlusspunkt der Berichterstattung in Ouest-France setzt eine Bilanz des 

Politikwissenschafters Jean Baudouin.380 Die Sanktionen seien hilfreich, aber mehr 

symbolischer Natur gewesen, um die Rechtsextreme nicht zu banalisieren, sie hätten aber die 

FPÖ von Jörg Haider gestärkt. Am 5. Oktober folgt in Le Figaro noch ein kurzer Artikel 

darüber, welche Lehren aus der Krise zu ziehen seien. Hauptsächlich geht es um die 

bevorstehende Änderung des Artikels 7 EUV, doch es wäre naiv zu glauben, dass „un 

mécanisme juridique peut prévenir une situation politique.“381 Das Ende der Berichterstattung 

fällt somit verglichen mit deren Beginn relativ knapp aus, Meldungen dominieren, es gibt nur 

einige wenige Bewertungen und noch weniger tiefergehende Analysen. Das hängt natürlich 

auch damit zusammen, dass das Ende der Sanktionen für deren großen Befürworter 

Frankreich eine politische Niederlage bedeutet und sich die Politiker daher nur ungern äußern. 

In der Berichterstattung tritt nun genau das ein, was die Sanktionen eigentlich verhindern 

wollten, eine Banalisierung der Regierungsbeteiligung der FPÖ, denn ab dem Ende der 

Sanktionen wird so gut wie nicht mehr über Österreich berichtet. 

 

Gastkommentare und Interviewpartner: 

 

 Die Auswahl der Interviewpartner und der Autoren von Gastkommentaren lässt 

Rückschlüsse auf Ausrichtung und Blattlinie der Zeitungen zu. In erster Linie soll in diesem 

Kapitel festgestellt werden, wie viele Gastkommentare (Artikel von Redaktionsmitgliedern 

zählen hier nicht dazu, was manchmal allerdings nicht sofort erkennbar war) bzw. Interviews 

zum Thema Österreich es überhaupt gibt und wer Stellungnahmen abgeben darf. Dabei soll 

außerdem darauf eingegangen werden, ob auch Österreichern eine Plattform geboten wird und 

wenn ja, wem. In weiterer Folge sollen Unterschiede bzw. Gemeinsamkeiten in der Auswahl 

der Gesprächspartner herausgearbeitet werden. 

Zunächst zu den absoluten Zahlen: In Le Figaro sind 12 Gastkommentare (entspricht 

3,4% aller Artikel) und 18 Interviews (5,1%) erschienen. In Ouest-France waren dies 7 
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Gastkommentare und Interviews in Le Figaro
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  Abb. 8: Anzahl der Gastkommentare und, 
  Interviews im Beobachtungszeitraum 

Gastkommentare (5,9%) und 4 Interviews (3,4%). Der deutliche quantitative Unterschied 

resultiert aus der Gesamtzahl der Artikel, in Le Figaro erschienen insgesamt rund dreimal so 

viele Artikel zum Thema Österreich wie in 

Ouest-France. Aus den prozentuellen 

Anteilen kann man jedoch schließen, dass 

Ouest-France zwar weniger Wert auf 

Interviews legt, die für eine kleinere 

Redaktion mit wenigen festen 

Auslandskorrespondenten auch schwieriger 

durchzuführen sind, als jemanden um einen 

Gastkommentar zu bitten, dafür die Gastkommentare einen wichtigeren Stellenwert 

einnehmen. In Le Figaro erscheinen die Gastkommentare immer in der Rubrik Débats et 

opinions, die Interviews meist im Teil International/ Europe, jene mit Kulturschaffenden 

unter Culture. In Ouest-France erscheinen erstere im allgemeinen Auslandsteil Étranger, sind 

aber als Point de vue gekennzeichnet, zweitere stehen unter Étranger, Europe oder Politique. 

Interviews mit Künstlern fehlen ebenso wie eine eigene Rubrik für Kommentare von außen 

oder Leserbriefe. Vergleichsweise dazu erscheinen in Le Monde im Monat Februar 24 

Gastkommentare, das entspricht 13% aller Artikel.382 Das sind wesentlich mehr als in Le 

Figaro (5,7%) oder Ouest-France (8,9%) im Monat Februar erscheinen. 

 Nun zur Verteilung nach Monaten: das eindeutige Maximum liegt naturgemäß bei 

beiden Zeitungen im Februar 2000, zu Beginn der Sanktionen, als die Berichterstattung 

besonders intensiv war und die Emotionen hochgingen. Le Figaro bringt außer im Juli 

zumindest ein Interview bzw. einen Gastkommentar zur/über die Lage in Österreich. Die 

Monate März und Juni heben sich noch von den anderen ab, der März weil das Interesse an 
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Österreich noch groß ist und der Juni weil kurz vor Beginn der französischen EU-

Präsidentschaft das Interesse wieder steigt. Die Beachtung, die dem Ende der Sanktionen 

zuteil wird, ist sehr gering, so erscheint in den Monaten September und Oktober jeweils nur 

ein Gastkommentar. Bei Ouest-France erscheinen überhaupt nur im Februar, März, Juni und 

September Gastkommentare bzw. Interviews. Verhältnismäßig mehr Beachtung findet das 

Ende der Sanktionen in der Regionalzeitung, da dort im September zwei Gastkommentare 

erscheinen. 

Bereits im Figaro vom 22./23. Jänner darf Wolfgang Schüssel eine Stellungnahme in 

seiner Funktion als Außenminister zur österreichischen OSZE-Präsidentschaft abgeben.383 

Darin stellt er die Leitlinien der österreichischen Vorhaben für den Vorsitz, vor allem was den 

Kosovo und Tschetschenien betrifft, dar. Die Regierungsbildung in Österreich ist, obwohl die 

Regierungsgespräche mit der SPÖ bereits gescheitert sind, in seinem Beitrag noch kein 

Thema. Kommentare/Interviews zur Lage in Österreich bzw. den Maßnahmen der EU 

erscheinen erst ab 3. Februar. An diesem Tag darf der Historiker René Rémond, vorgestellt 

als Mitglied der Académie Française, in einem Interview Stellung zur Regierungsbildung in 

Österreich beziehen.384 Für ihn ist die EU mehr als eine Interessensgemeinschaft: „[…] 

l’entrée signifie l’acceptation des règles et valeurs communes“. Die Vorgehensweise der EU 

begrüßt er im Grunde, dennoch würde er die neue Regierung lieber nach ihren Taten 

beurteilen. Rémond warnt vor weit hergeholten Vergleichen und schlägt die Bildung einer 

„[…] instance judiciaire indépendante pour juger les gouvernements“ vor. Damit nimmt er 

sehr früh eine Stoßrichtung vorweg, die am Ende alle Staaten befürworten werden und die 

auch tatsächlich zu einer Änderung des EUV führen wird. 

Am 3. Februar ist die gesamte Seite 13 der Rubrik Débats et opinions dem 

Österreichthema gewidmet. So erscheint dort auch ein Interview mit Otto Habsburg, der als 

ehemaliger Europaabgeordneter und Präsident der Union paneuropéenne, einer 

rechtskonservativen europäischen Einigungsbewegung, vorgestellt wird.385 Darin zeigt 

Habsburg sich überhaupt nicht besorgt über die innenpolitische Lage in Österreich. Vielmehr 

sei er über die internationalen Reaktionen beunruhigt. Er sieht in den Maßnahmen eine „basse 

politique“, eine Verschwörung der Sozialistischen Internationale, deren Präsident just EU-

Ratsvorsitzender António Guterres ist. Diesem unterstellt er indirekt seine Position zugunsten 

der Sanktionen ausgenutzt zu haben. Die Reaktion Chiracs bedauert er und glaubt, dieser sei 
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falsch informiert worden. Haider, so seine Überzeugung, sei zwar ein Demagoge, keinesfalls 

aber ein Nazi oder Faschist und „Xénophobe? Je dirais: pas même cela.“, denn Haider 

attackiere Ausländer ja nicht aufgrund ihrer Rasse. Auch als Antisemit könne er ihn nicht 

bezeichnen, denn zwei seiner Europaabgeordneten seien jüdischer Herkunft. Den einzigen 

Vorwurf, den man Haider machen könne, sei das Lob der Beschäftigungspolitik des Dritten 

Reiches. Habsburg verteidigt Haider also öffentlich gegen Anschuldigungen aus den Medien, 

allerdings mit teils fragwürdigen Argumenten und nahe der Grenze zur Verharmlosung. Auch 

Habsburg plädiert für eine abwartende Haltung und dafür, dass man die Regierung nach ihren 

Taten beurteilen solle. Er zweifelt die juristische Grundlage der Maßnahmen an und warnt 

davor, dass die Reaktionen den Stolz der Österreicher verletzen würden. Patrick Gaubert, 

liberal-konservativer Politiker und Präsident der Ligue internationale contre le racisme et 

l’antisémitisme (LICRA), ruft in seinem Artikel zuerst die Herkunft Haiders und die 

Ursprünge der FPÖ in Erinnerung.386 Er vergleicht ihn mit Le Pen und erinnert an Haiders 

verbale Ausrutscher (Beschäftigungspolitik, Krumpendorf, Straflager). Haider wird als 

„Führer“ bezeichnet, da „[…] il incarne bien, n’en doutons pas un seul instant, une extrême 

droite autoritaire, une forme moderne du fascisme.“ Im Gegensatz zu Habsburg bezeichnet er 

Haider also sehr wohl als Rechtsextremisten bzw. Faschisten. Er begrüßt die Maßnahmen der 

EU. Auf einer Seite stehen hier also drei recht unterschiedliche Positionen nebeneinander. 

Rémond, der die Maßnahmen zwar nicht begrüßt, aber dennoch von einer Werteverletzung 

seitens Österreichs spricht, Habsburg, der Haider verharmlost und als vehementer Gegner der 

Sanktionen auftritt und schließlich Gaubert, der deutlich vor Haider warnt. Zu Beginn der 

Berichterstattung ist also Platz für Kontroversen, dem Leser werden unterschiedliche 

Positionen angeboten. 

Bereits am 4. Februar wird Jörg Haider in einem Exklusivinterview für Le Figaro die 

Möglichkeit gegeben Stellung zu den Vorwürfen zu nehmen.387 Darin spricht auch er wie 

Habsburg von einer Verschwörung der Sozialistischen Internationale, aber er erwartet, dass 

sich die Lage rasch beruhigen und man feststellen werde, dass die Vorwürfe alle unbegründet 

seien. Chirac kenne die innenpolitische Situation in Österreich nicht, die liberale (!) FPÖ sei 

nicht mit irgendwelchen Parteien in Frankreich vergleichbar. Hier wird deutlich, dass die 

Gründe für die Maßnahmen wohl auch in der französischen Innenpolitik zu suchen sind, da 

Haider Parallelen zu französischen Parteien dementiert und so versucht die eigene Partei zu 

entlasten. Er sieht Analogien zwischen Frankreich und Österreich, eine der Ähnlichkeiten sei 

ein ausgeprägter Patriotismus (Nationalismus), eine Eigenschaft, die den Franzosen in 
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Österreich oft negativ angelastet wird, hier von Haider aber positiv umgedeutet wird. Er 

schließt nicht aus eines Tages Kanzler werden zu wollen, doch zunächst wolle er 

Landeshauptmann von Kärnten bleiben. Damit versucht er die Wogen zu glätten, die eine 

mögliche Übernahme eines Regierungsamtes durch Haider zuvor ausgelöst hatte. 

Arthur Paecht, damals konservativer Abgeordneter des Var und Präsident der 

österreichisch-französischen Freundschaftsgruppe im Parlament, ein ehemaliger Österreicher, 

dessen Eltern von den Nazis umgebracht worden waren, hält die Maßnahmen für 

kontraproduktiv, da sie den Nationalismus in Österreich sogar noch mehr fördern würden.388 

„Je comprends la réaction de l’Union européenne, qui est justifiée. Mais cette condamnation 

globale de l’Autriche est regrettable […] elle renforce la position de Haider. Les Autrichiens 

réagissent de façon épidermique à cette ingérence de l’Europe […]“ Weiters kritisiert er die 

von offizieller österreichischer Seite vertretene Opferthese: „[…] il n’y a pas eu de 

dénazification ni de mea culpa.“ Das sei jedoch nicht nur ein österreichisches Problem. Er 

sieht eine „danger de contagion“ durch die Regierungsbeteiligung der FPÖ. Gerade diese 

„Ansteckungsgefahr“, hier hält er Bayern für besonders gefährdet, soll ja durch die Ächtung 

eingedämmt werden und ein Nebeneffekt der Sanktionen sein. 

Shimon Samuels, directeur des relations internationales des Centre Wiesenthal, 

spricht in einem Interview für Le Figaro über die „affaire Haider“ .389 Haider selbst könne 

man keinen Antisemitismus nachsagen, sehr wohl aber Personen aus seinem Umfeld. Samuels 

sei stolz Europäer zu sein, da Europa in aller Deutlichkeit die Regierungsbeteiligung der FPÖ 

ablehne. Er zieht Parallelen zu den 30er-Jahren und erinnert daran, dass auch Hitler damals 

mit rund 30% an die Macht gekommen sei. Möglicherweise hätten mit einer ähnlichen 

Solidaritätswelle damals der Zweite Weltkrieg und der Holocaust verhindert werden können. 

Er vergleicht Haider also mit Hitler, eine Assoziation, die häufig in den französischen Medien 

anzutreffen ist. Nun sollten jene 70% unterstützt werden, die nicht für Haider gestimmt 

hätten. Samuels nimmt damit vorweg, was nach der Großdemonstration vom 19. Februar 

immer wichtiger wird, die Unterstützung für das „andere Österreich“. 

Renaud Donnedieu de Vabres, damals konservativer Abgeordneter des Indre-et-Loire 

und später Kulturminister, meint, man solle nicht ganz Österreich isolieren, weil das nur 

Haider stärken würde.390 Haider selbst müsse aber sehr wohl isoliert werden, denn er erinnere 

an eine dunkle Vergangenheit. Auch die ÖVP solle deutlich gewarnt werden: „Un pacte avec 
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Haider est contraire à la tradition de notre famille de pensée“. Gemeint ist hiermit wohl die 

in der EVP zusammengeschlossene klassische Rechte Europas. Er schließt sich damit der 

Meinung von Präsident Chirac an. 

Arthur Paecht wird vier Tage später, am 8. Februar, auch in Ouest-France eine 

Plattform geboten, er verurteilt die Maßnahmen als exzessiv.391 Dabei handelt es sich um den 

ersten in dieser Zeitung erschienenen Gastkommentar – der erste in Le Figaro erschien bereits 

rund eine Woche früher. Man müsse jetzt einmal einige Monate abwarten und dann das 

Regierungsprogramm beurteilen. Österreich sei ein „pays parfaitement démocratique“, 

Haider dennoch mit Vorsicht zu beobachten und Russland ein viel schwerwiegenderer Fall als 

Österreich. In dieser Stellungnahme verurteilt er die Maßnahmen viel stärker als noch einige 

Tage zuvor in Le Figaro. 

Am 9. Februar veröffentlicht Le Figaro ein Interview mit dem damaligen EU-

Kommissar Franz Fischler.392 Darin wirft dieser den EU-14 vor, die Maßnahmen zu 

vorschnell verabschiedet zu haben, wohl aus Angst, andere rechtspopulistische Parteien 

könnten durch die Regierungsbeteiligung der FPÖ Aufwind erhalten. Er stellt den Vorwurf 

des „ostracisme“ (griechisches Scherbengericht) in den Raum, der in der Debatte öfter zu 

hören ist. Die FPÖ habe zu 80% Protestwählerstimmen erhalten, „l’extrême droite à de rares 

exceptions près n’existe pas en Autriche“. Er leugnet also die Existenz einer rechtsextremen 

Szene in Österreich. Haider sei ein Rechtspopulist, darüber hinaus ein Opportunist. Fischler 

sehe keinen Grund für Suspendierung der ÖVP-Mitgliedschaft in der EVP und plädiert dafür, 

der neuen Regierung eine Chance zu geben. Er versucht also seine Partei zu verteidigen, 

bleibt aber ansonsten der Linie der EU-Kommission treu. 

Thierry de Montbrial, der Leiter des Institut français des relations internationales 

IFRI, schätzt die Maßnahmen „[…] à la fois saines et excessives“ ein.393 Ganz Österreich als 

rechtsextrem hinzustellen hält er für falsch und gefährlich, nichts desto trotz habe Österreich 

seine „travail de mémoire“ nicht bewältigt, dennoch solle man die Regierung nicht 

vorverurteilen. Er zitiert die Historiker Pierre Chaunu und Alain Besançon: „Il n’en est pas 

moins vrai que le communisme de type bolchévique et le national-socialisme furent des 

„jumeaux hétérozygotes“ (Chaunu) et que „la mémoire historique les traite inégalement, au 

point d’oublier le communisme“ (Besançon).“  Er spricht damit offenbar vielen Lesern des 

Figaro aus der Seele, denn sehr viele Leserbriefe äußern sich ebenfalls dazu, dass 
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Kommunismus im heutigen Europa „salonfähiger“ als Nationalsozialismus sei und deshalb 

die österreichische Regierung unfair behandelt werde. Weiters sei das Risiko einer Rückkehr 

zum Bolschewismus praktisch gleich null, die nationalistische Gefahr aber reell, deswegen 

müsse die politische Debatte diese Themen wieder aufgreifen, damit die Demokratie und ihre 

Werte gestärkt werden können. 

Eine Woche nach Inkrafttreten der Sanktionen veröffentlicht Ouest-France nun eine 

Reihe von Interviews und Gastkommentaren. Den Anfang macht ein Kommentar des 

damaligen Wirtschafts- und Finanzministers Laurent Fabius, in dem er die Entscheidung, 

Maßnahmen zu treffen, begrüßt.394 Er hofft, dass es zu keiner Banalisierung nach einigen 

Wochen sondern zu einer echten Sensibilisierung, vor allem der österreichischen 

Bevölkerung, komme. Die Sanktionen seien auch für die zukünftige Struktur Europas wichtig, 

weil hiermit klargestellt werde, dass Europa nicht nur ein großer Markt, sondern auch eine 

Wertegemeinschaft sei. Diese Aussage ist im Hinblick auf die bevorstehende Osterweiterung 

zu sehen. Auch der deutsch-französische Politikwissenschafter Alfred Grosser meint, die 

Sanktionen seien als Signal an die Beitrittskandidaten zu verstehen.395 Angesichts der 

Massaker, Zerstörungen und Plünderungen in Tschetschenien würde die EU nur vorsichtig 

reagieren, dies stehe im Widerspruch zur Härte der Maßnahmen gegen Österreich. Er wirft 

der EU also vor, mit zweierlei Maß zu messen. 

Paul Pasteur, Professor an der Universität Rouen und laut Thomas Angerer der beste 

Österreich-Experte Frankreichs396, versucht in einem Interview die Hintergründe des Erfolges 

der FPÖ zu beleuchten397, was ihm gut gelingt. Haider ist für ihn „une sorte de mélange de Le 

Pen et de Tapie“. Den Einfluss der katholischen Kirche in Österreich scheint er aber zu 

überschätzen, denn er behauptet: „[…] la coalition n’aurait pas pu voir le jour si l’Église 

catholique s’y était opposée.“ Die Österreicher beschreibt er als nicht besonders offen, aber 

sehr solidarisch im Falle von Naturkatastrophen. Seine Analyse zeugt von großer 

Fachkenntnis. In einem von Le Figaro398 und Ouest-France399 am 14. Februar 

veröffentlichten Interview mit Michel Barnier (UDF), Kommissar für die institutionelle 

Reform der EU, kann sich dieser nicht vorstellen, dass Österreich das Risiko eingehen werde, 

die EU zu blockieren, weil das zu vollständiger Isolation führen würde. Er befürwortet eine 
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Änderung des entsprechenden Artikels der EU-Verfassung, um die gemeinsamen 

europäischen Werte besser verteidigen zu können, was auch Österreich fordert. Denn damit 

hätten die Sanktionen auch einen juristisch gedeckten Hintergrund, der von Österreich immer 

in Abrede gestellt wird. Der Dialog mit Österreich dürfe dennoch nicht abreißen, weil das 

Schweigen nur den Demagogen zum Vorteil gereichen würde. Damit plädiert er für 

verstärkten Dialog und kritisiert indirekt die Maßnahmen. 

Der Historiker Dominique Venner, der in seiner Jugend dem ultrarechten Lager nahe 

stand und auch heute noch sehr konservative Ansichten vertritt, spricht im Zusammenhang 

mit der FPÖ-Regierungsbeteiligung von Hysterie.400 Den Lesern wird er als Historiker und 

Gründer der Zeitschrift Enquête sur l’Histoire präsentiert. Haider als Nationalsozialist zu 

bezeichnen, könne nicht ernst gemeint sein. Die wahre Bedrohung für Europa, das seine 

Wurzeln in der griechischen Antike und im Christentum habe, sei der expandierende Islam 

und nicht der wiederaufkeimende Nationalismus. In der Serie L’extrême droite en Europe, in 

der nach der Regierungsbildung in Österreich beinahe täglich die rechtsextremen Parteien 

eines anderen europäischen Landes vorgestellt werden, spricht Umberto Bossi in einem 

Interview davon, dass seine Partei Lega Nord zu den Europabefürwortern zähle, daher nicht 

mit der FPÖ Haiders vergleichbar sei.401 Dennoch würden die Maßnahmen der EU die Grenze 

des Akzeptablen überschreiten. 

Roland Dumas, ehemaliger sozialistischer Außenminister, spricht im Figaro davon, 

dass die Erinnerung an ein anderes Österreich nach wie vor in vielen Köpfen 

herumgeistere.402 Damit spricht er einen Teil jener Stereotypen an, die von Franzosen mit 

Österreich in Verbindung gebracht werden. Doch man müsse bedenken, dass in den 30er-

Jahren viele Franzosen Hitler Léon Blum vorgezogen hätten, deswegen seien die Maßnahmen 

wichtig und es müssten nun jene 70% der Österreicher unterstützt werden, die Haider nicht 

gewählt hätten. Er spricht von „double vigilance“, denn nicht nur Österreich müsse 

Aufmerksamkeit geschenkt werden, überall in Europa sollten extremistische Phänomene 

genau beobachtet werden. François de Rose, ehemaliger französischer Botschafter, meint, die 

Sanktionen könnten der Beginn einer gemeinsamen europäischen Außenpolitik sein.403 Eine 

Gefahr sieht er im Einstimmigkeitsprinzip, da Österreich seine Stimme nun teuer verkaufen 
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oder gar die Entscheidungen der EU blockieren könnte, sollten die Sanktionen lange 

andauern. 

Joseph Rovan, Historiker deutsch-jüdischer Herkunft und Leiter der Zeitschrift des 

Bureau International de Liaison et de Documentation BILD, stuft Haider in Ouest-France als 

Rechtsextremisten ein.404 In Frankreich könne Le Pen derzeit auch mit rund 20% der Stimmen 

rechnen, das dürfe aber kein Grund für die Maßnahmen sein. Mit seiner Einschätzung des 

Stimmenpotenzials Le Pens liegt er im Hinblick auf die zwei Jahre später stattfindenden 

Präsidentschaftswahlen somit goldrichtig. Rovan würde sogar noch einen Schritt weitergehen 

und Österreich außerdem von informellen Ministertreffen ausschließen. Durch die Sanktionen 

würde sich nur die Popularität Haiders vergrößern. Le Figaro veröffentlicht am 21. Februar 

ein Interview mit Bundeskanzler Wolfgang Schüssel.405 Darin betont dieser, dass seine 

Regierung von einer Mehrheit der Bevölkerung gewählt worden sei und natürlich die 

demokratischen Werte hochhalten werde. Die neue Regierung sei eine Chance für überfällige 

Reformen, er werde sicher nicht dem Druck der Straße weichen. Schüssel behauptet, nicht 

von europäischer Seite vorgewarnt worden zu sein, was nicht den Tatsachen entspricht. Auch 

er glaubt, dass Chirac schlecht über die Lage in Österreich informiert sei. Man stehe auch 

weiterhin zur Osterweiterung der EU und werde keine wichtigen Entscheidungen der EU 

blockieren. Außerdem glaubt er, habe sich Haider geändert, dieser sei vernünftiger geworden. 

Die Linie Schüssels im Interview ist auf Beruhigung der europäischen Partner ausgelegt, er 

versucht Österreich als weiterhin verlässlichen Partner zu positionieren und die Gefährlichkeit 

der FPÖ herunterzuspielen. 

Georges Charpak, französischer Nobelpreisträger für Physik polnischer Herkunft und 

Überlebender des Konzentrationslagers Dachau, findet es befremdlich, dass KZ-Überlebende 

und Widerstandskämpfer eine Petition für Österreich unterzeichnen könnten.406 Damit ist die 

Erklärung von Chambon und anderen gemeint, die im Kapitel „Französische Reaktionen auf 

die Regierungsbildung“ behandelt wurde. Charpak erinnert an die überproportionale 

Beteiligung von Österreichern an den Verbrechen der Nationalsozialisten, deshalb begrüßt er 

nun umso mehr die Reaktion der Bevölkerung, insbesondere der Jungen, die gegen die 

Regierung auftreten. 

Franz Ceska, damals österreichischer Botschafter in Paris, meldet sich anlässlich des 

Rücktritts Haiders von der FPÖ-Spitze in Ouest-France zu Wort und sieht die 
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Überlebenschancen der Regierung nun wesentlich gestiegen.407 Weiters ruft er in Erinnerung, 

dass ja bereits zwischen 1983 und 1986 die FPÖ an der Regierung beteiligt gewesen sei. Die 

österreichische Regierung werde keinen Grund liefern, die die Sanktionen rechtfertigen 

würden, und auch keine Reformen blockieren. Er würde sich aber mehr Dialog wünschen und 

verurteilt Schikanen wie die Absage von Schüleraustauschprogrammen. Die österreichischen 

Politiker versuchen also nach wie vor zu beruhigen, auch wenn die Kritik an den Sanktionen 

langsam heftiger wird. 

Guterres spricht in einem Interview im Figaro rund eine Woche vor dem EU-Gipfel in 

Lissabon davon, dass Schüssel zwar von einem ersten Schritt Richtung Normalisierung der 

Beziehungen spreche, von dieser sei man aber noch weit entfernt.408 Das Problem sei die 

„nature du FPÖ“, solange sich diese nicht ändere und die FPÖ in der Regierung bleibe, 

würden die Sanktionen aufrecht bleiben. Damit nennt er auch den Hauptgrund für die 

Maßnahmen, der in Österreich nicht wirklich verstanden worden ist. Dem Wunsch 

Österreichs nach einer Normalisierung der Beziehung wird also eine klare Absage erteilt. 

Während des Gipfels erscheinen an zwei aufeinander folgenden Tagen Interviews mit dem 

luxemburgischen Premier Jean-Claude Juncker in Le Figaro. Im ersten spricht Juncker davon, 

wie wichtig die Sanktionen seien.409 „Je suis fier d’appartenir à une Union européenne qui 

n’accepte pas n’importe quelle idéologie d’extrême droite.“  Nun sei Österreich am Zug guten 

Willen zu zeigen. Aber er räumt auch ein, dass möglicherweise nicht alle ausreichend über die 

Lage in Österreich informiert seien. Im zweiten Interview geht es nur am Rande um die 

Maßnahmen, doch Juncker gesteht ein, dass dem Österreichthema beim EU-Gipfel 

ausgewichen worden sei.410 Österreich ist es also noch nicht gelungen, eine breite Debatte 

unter den Mitgliedsstaaten über die Sanktionen loszutreten. 

Der Schriftsteller Claude-Michel Cluny hält die Maßnahmen gegen Österreich für 

unausgereift.411 Sie würden die Ursachen nicht miteinbeziehen. Er kritisiert, dass die extreme 

Linke akzeptiert werde, wohingegen die extreme Rechte abgelehnt werde. Österreich solle 

seine Erfahrung in der Osteuropapolitik bei der Erweiterung einbringen. Dass mit Erhard 

Busek ein überzeugter Europäer für die Erweiterung zuständig sei, sei ein positives Signal. 

Außenministerin Benita Ferrero-Waldner will in ihrem Kommentar für Le Figaro das 
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„deformierte und einseitige Österreichbild“ zurechtrücken.412 Berechtigte und ehrliche Kritik 

sei willkommen, nicht aber vorgefertigte Urteile. In den letzten 50 Jahren sei Österreich 

immer ein verlässlicher Partner gewesen. Die FPÖ sei schon lange in den regionalen 

Parlamenten vertreten gewesen und habe dort auch Regierungsverantwortung übernommen. 

Haider sei 1999 noch in die Commission des régions gewählt worden. Damals habe sich 

offensichtlich noch niemand an seiner Person Anstoß genommen. Am Ende des Kommentars 

entschuldigt sie sich noch persönlich für möglicherweise verletzende Aussagen von 

Österreichern, wohl insbesondere für jene Haiders. Immer wieder wird also die jüngere 

Vergangenheit in Erinnerung gerufen und argumentiert, dass die FPÖ ja schon lange Teil der 

politischen Landschaft sei. Finanzminister Karl-Heinz Grasser, der als rechtsextremer 

Minister tituliert wird, droht in einem Interview mit dem Figaro, dass Österreich die 

französische EU-Präsidentschaft zu einem Misserfolg lassen werden könne.413 Derartige 

Drohungen stellen einen Teil der immer offensiveren österreichischen Bemühungen um die 

Aufhebung der Sanktionen dar. 

Im Kulturteil des Figaro wird ein Interview mit Michael Haneke veröffentlicht.414 Er 

schätzt Wien im Hinblick auf Immigration im Vergleich zu Paris als ruhige Stadt ein. Die 

Subventionen für die Filmszene seien gekürzt worden, sonst spüre er noch keine 

Auswirkungen, aber man müsse wachsam gegenüber der neuen Regierung bleiben. Im Juni 

wird Mortier in einem langen Interview Gelegenheit geboten, zu erklären, warum er doch in 

Österreich geblieben sei.415 Er sei von Freunden, unter anderem Pierre Boulez, umgestimmt 

worden. Außerdem seien die Festspiele ein demokratisches Fest und würden eine Plattform 

bieten, medienwirksam Widerstand gegen die schwarz-blaue Regierung zu leisten. Diese 

beiden Interviews stellen die einzigen direkten Wortmeldungen von Künstlern im gesamten 

Beobachtungszeitraum dar. 

Die Ungeduld Österreichs wird in einem Anfang Juni veröffentlichten Interview mit 

Ferrero-Waldner deutlich.416 Die österreichische Regierung hätte gerne noch eine Aufhebung 

der Sanktionen vor Beginn der französischen Präsidentschaft erreicht, denn, so befürchtet 

man, danach würde es noch schwieriger werden, die Aufhebung durchzusetzen. Frankreich 

und Belgien wirft sie vor, eigentlich innenpolitische Gründe für die Sanktionen gehabt zu 

                                                 
412 Vgl. Ferrero-Waldner, Benita: L’Autriche mérite mieux de l’Europe, in: Le Figaro, 4.4.2000, S. 14. 
413 Vgl. Calle, Marie-France: Vienne menace de faire échouer la présidence française [Interview mit Karl-Heinz 
Grasser], in: Le Figaro économie, 29./30.4.2000, S. II. 
414 Vgl. Wachthaus, Jean-Luc: Michael Haneke, le parti pris humain [Interview mit Michael Haneke], in: Le 
Figaro, 19.5.2000, S. 29. 
415 Vgl. Doucelin, Jacques: Les Français à l’assaut du festival [Interview mit Gérard Mortier], in: Le Figaro, 
5.6.2000, S. 32. 
416 Vgl. Lambroschini, Charles: „L’Autriche est un bouc émissaire“ [Interview mit Benita Ferrero-Waldner], in: 
Le Figaro, 7.6.2000, S. 4. 
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haben. Haider hätte versucht sich für seine Sager zu entschuldigen, nur hätte ihm dann 

niemand mehr zuhören wollen. Dass er sich aber immer erst nach heftiger Kritik 

„meinetwegen“ entschuldigte, was Zweifel an der Ernsthaftigkeit der Entschuldigung 

aufkommen lässt, wird verschwiegen. Die FPÖ sei populistisch, aber nicht faschistisch wie 

beispielsweise die FN. Ferrero-Waldner versucht also den Regierungspartner zu verteidigen 

und gleichzeitig in die Offensive zu gehen. Mittlerweile sind sechs Länder für eine 

Aufhebung der Sanktionen, die Front gegen Österreich bröckelt demnach langsam. 

Österreich, so Ferrero-Waldner, würde außerdem benutzt, denn einige Länder würden sich 

hinter Österreich verstecken um die Osterweiterung zu verzögern, die auch in Frankreich 

nicht ganz unumstritten ist. Sie schlägt eine Reform des Artikels 7 des EUV vor, dem 

beschuldigten Land solle die Möglichkeit gegeben werden, seine Sicht der Dinge darzustellen, 

bevor Sanktionen verhängt werden. Nur zwei Tage nach Le Figaro veröffentlich Ouest-

France ein Interview mit Ferrero-Waldner.417 Auch darin fordert sie eine rasche Aufhebung 

der Sanktionen. Österreich fühle sich ungerecht behandelt. Als Ausweg schlägt sie einen 

Bericht vor, der zeigen solle, dass Österreich die demokratischen Grundwerte nicht verletzt 

habe. Eine Beobachtermission lehnt sie ab. 

Moscovici bestätigt in einem Interview Ende Juni noch die harte Linie Frankreichs 

und meint, dass sich unter der französischen Präsidentschaft sicher nichts an den Sanktionen 

ändern werde.418 Portugal bereite aber eine Evaluierung der Sanktionen vor. In Ouest-France 

zieht der stellvertretende Leiter des IFRI Dominique Moïsi eine erste Bilanz über die 

Sanktionen.419 Darin hebt er die positive Seite der Maßnahmen hervor, nämlich, dass in 

Österreich nun intensiv über Politik diskutiert werde. Aber die Regierung sitze nach wie vor 

fest im Sattel. Die Österreicher „[…] se sentent, dans leur ensemble, plus comme des victimes 

que comme des coupables.“ Damit spricht er an, dass sich viele Österreicher insgesamt 

abgelehnt fühlen, obwohl die Maßnahmen nur die Regierung betreffen sollten, und eigentlich 

kein Nachdenkprozess über die Beweggründe für die Besorgnis der anderen EU-Mitglieder 

eingesetzt hat. An einen Ausweg unter der französischen Präsidentschaft glaubt er nicht. Als 

mögliches Ausstiegsszenario schlägt er die feierliche Unterzeichnung einer Grundrechtecharta 

von allen Mitgliedsstaaten vor. 

Ende August nimmt Kommissionspräsident Prodi in einem Interview Stellung zu den 

Vorwürfen, er habe direkt bei den drei Weisen interveniert, dass der Bericht positiv für 

                                                 
417 Vgl. Limagne, Joseph: L’Autriche plaide sa cause à Paris [Interview mit Benita Ferrero-Waldner], in: Ouest-
France, 9.6.2000, S. 2. 
418 Vgl. Bollaert, Baudouin: Moscovici: La réussite sera difficile [Interview mit Pierre Moscovici], in: Le Figaro, 
23.6.2000, S. 13. 
419 Vgl. Moïsi, Dominique: Europe-Autriche: premier bilan, in: Ouest-France, 30.6.2000, S. 1. 
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Österreich ausfallen solle, was er dementiert.420 Prodi glaubt, dass eine Aufrechterhaltung der 

Sanktionen das Euro-Referendum in Dänemark gefährden könnte. Dänemark fürchtet wie 

viele andere kleine Länder ein Europa der großen gegen die kleinen Staaten, deswegen 

werden der Widerstand gegen die Sanktionen und damit der Druck auf Frankreich immer 

größer. 

Eine Woche nach Ende der Sanktionen bedankt sich Franz Ceska in Le Figaro in 

einem Gastkommentar bei den Unterstützern Österreichs.421 Hochzufrieden stellt er fest, dass 

es keinen Rechtsextremismus in Österreich gebe, wie das in den Medien dargestellt worden 

sei. Weiters habe er 850 Briefe, davon 72% Unterstützungserklärungen erhalten. Europa solle 

seine Lehren aus dieser Krise ziehen. Auch in Ouest-France kann Ceska am 15. September 

Stellung zum Ende der Sanktionen nehmen.422 Niemandem habe diese Affäre genutzt, die 

Beunruhigung sei verständlich gewesen, nicht jedoch die Maßnahmen. In einigen Ländern 

gebe es eine gewalttätige rechtsextreme Szene auf den Straßen, doch das passiere anderswo, 

nicht aber in Österreich. In Österreich wird der Weisenbericht also als Reinwaschung von 

allen Vorwürfen verstanden, obwohl dort deutlich Kritik an der FPÖ geübt wird. 

Jean Baudouin, Professor für Politikwissenschaft an der Universität Rennes, zieht für 

Ouest-France Bilanz.423 Die Sanktionen wären hilfreich gewesen, ohnehin seien sie mehr 

symbolischer Natur gewesen, um die Rechtsextreme nicht zu banalisieren. Die drei Weisen 

hätten die FPÖ als xenophob eingestuft, deswegen sei es auch gerechtfertigt, eine Verbindung 

zum Faschismus in der Zwischenkriegszeit herzustellen. Die FPÖ sei populistisch und nicht 

rechtsextrem, weil sie das demokratische System nicht zerstören wolle, Vorsicht sei aber 

dennoch angebracht. Die Sanktionen hätten aber die FPÖ von Jörg Haider gestärkt. Ein letztes 

Mal erhält schließlich Ferrero-Waldner im Oktober im Figaro noch Gelegenheit zu den 

Sanktionen Stellung zu nehmen.424 Man müsse ein gewisses Gleichgewicht zwischen den 

großen und den kleinen Ländern in der EU schaffen. Sie wiederholt ihre Forderung nach einer 

Reform des Artikels 7 EUV. 

 Überraschend ist, dass die Autoren der Gastkommentare bzw. die Interviewpartner 

durchwegs Männer sind. Als einzige Frau gibt Benita Ferrero-Waldner in ihrer Eigenschaft 

als Außenministerin dreimal in Le Figaro und einmal in Ouest-France eine Stellungnahme 

ab. Weiteres Charakteristikum ist der hohe Altersdurchschnitt dieser Personen. In Le Figaro 

                                                 
420 Vgl. Gelie, Philippe: Romano Prodi accusé d’ingérence [Interview mit Romano Prodi], in: Le Figaro, 
29.8.2000, S. 4. 
421 Vgl. Ceska, Franz: Merci les amis!, in: Le Figaro, 12.9.2000, S. 15. 
422 Vgl. Ceska, Franz: L’Europe après l’affaire autrichienne, in: Ouest-France, 15.9.2000, S. 3. 
423 Vgl. Baudouin, Jean: Autriche: écoutons les „Sages“, in: Ouest-France, 28.9.2000, S. 2. 
424 Vgl. Ferrero-Waldner, Benita: Une question d’équilibre, in: Le Figaro, 12.10.2000, S. 17. 
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beträgt das Durchschnittsalter rund 58,8 Jahre (im Jahr 2000) (Ältester François de Rose, 

Jahrgang 1910), in Ouest-France gar rund 61,1 Jahre (Ältester Joseph Rovan, Jahrgang 1918). 

Dazu ist anzumerken, dass nur die Interviews mit damals noch aktiven Politikern den 

Durchschnitt drücken, denn ansonsten wäre der Schnitt noch wesentlich höher. Dieses hohe 

Durchschnittsalter ist vielleicht damit zu erklären, dass sich einige KZ-Überlebende bzw. 

Widerstandskämpfer unter den Autoren/Interviewpartnern befinden und diese natürlich 

besonders betroffen auf die Regierungsbeteiligung der FPÖ reagieren. 

In beiden Zeitungen sind etwa ein Drittel der Kommentare bzw. Interviews von bzw. 

mit Österreichern, in Le Figaro elf (davon dreimal Ferrero-Waldner und zweimal Schüssel), 

in Ouest-France drei (davon zweimal Ceska). Mit Haider, Grasser, Schüssel, Ceska und 

Ferrero-Waldner kommen dabei fast ausschließlich Regierungsmitglieder oder ihr nahe 

stehende Personen zu Wort. Einzige echte Ausnahme ist das Interview mit Haneke, denn auch 

Habsburg und Fischler sind in ihren Kommentaren eindeutig dem Lager der 

Regierungsbefürworter zuzuordnen. Sehr früh erscheint dafür ein Interview mit dem 

„Dämonen“ Haider, was sicher zu einer Auflagensteigerung führte, da bereits im Vorfeld 

heftige Kritik an ihm geübt wurde und er quasi omnipräsent in den Medien war. Kritischen 

Stimmen aus Österreich wird nicht die Möglichkeit geboten sich zu Wort zu melden. In Le 

Monde sind im Februar von 24 Kommentaren sieben von Österreichern.425 Im weiteren 

Verlauf der Berichterstattung gibt es in Le Monde immer öfter Beiträge von oder Interviews 

mit einem österreichischen Experten (Anton Pelinka).426 Le Monde bietet also auch 

unabhängigen Österreichern die Möglichkeit Kommentare abzugeben. Weiters kommen vor 

allem Künstler und Schriftsteller zu Wort427, in Le Figaro hingegen hauptsächlich Politiker. 

Kommentare, die weder von Franzosen noch von Österreichern stammen gibt es nur in 

Le Figaro, dort fallen sie mit sieben sogar relativ zahlreich aus, in Ouest-France fehlen solche 

völlig. Doch auch hier wird fast ausnahmslos (Samuels, Mortier) Politikern eine Plattform 

geboten. Die politische Ausrichtung vieler Kommentatoren in Le Figaro ist eindeutig 

konservativ, viele sind oder waren politisch aktiv oder stehen dem christlich-konservativen 

Lager nahe. Viermal kommen sozialistische Politiker (Dumas, Moscovici, Guterres, Prodi) zu 

Wort, zweimal Künstler (Mortier, Haneke). Hätten diese Politiker nicht wichtige Funktionen 

inne, wäre wohl auch kein Platz für ihre Stellungnahmen. Damit wird die bürgerlich-

konservative Blattlinie bestätigt. Auffallend ist auch wie oft zwar Kritik an den Maßnahmen 

geübt wird, bestätigt wird, dass etwas getan werden müsse, aber keine Alternativvorschläge 

                                                 
425 Vgl. Baumgardinger, E.: S. 99. 
426 Vgl. Pasteur, P.: S. 22. 
427 Vgl. Gielesberger, I.: S. 66. 
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gebracht werden. Ouest-France versucht in der Auswahl der Kommentatoren objektiver zu 

sein und zitiert mit Pasteur auch einen anerkannten Österreichexperten, aber auch andere 

Politikwissenschafter, die eher Analysen versuchen also politisch gefärbte Stellungnahmen 

abzugeben. Insgesamt bleiben die Kommentare von Ouest-France sachlicher, bei Le Figaro 

sind oft kaum übersehbare Sympathien für die konservative ÖVP vorhanden.
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Schluss: 

 

Weil die Maßnahmen eben nicht nur – wie intendiert – auf den bilateralen Bereich 

beschränkt blieben, entstand bei vielen Österreichern der Eindruck einer pauschalen 

Verurteilung, obwohl offizielle Stellen immer wieder betont hatten, dass sich die Kritik 

ausschließlich an die schwarz-blaue Regierung richte. Die Sanktionen wurden als überzogen 

und ungerecht empfunden, was die folgende nationalistische Reaktion vieler Österreicher 

begünstigte. Zu dieser Entwicklung hat sicher auch zu einem nicht unwesentlichen Teil die 

dramatisierende Berichterstattung in den französischen Medien geführt. Aber auch die 

österreichische Presse trug mit reißerischen Schlagzeilen dazu bei, den Eindruck, Österreich 

würde zur Gänze abgelehnt, zu verstärken. Der damalige österreichische EU-Kommissar 

Franz Fischler bringt das Problem vieler Österreicher mit den Sanktionen auf den Punkt: 

[Übers. des Verf.] „Die Österreicher wissen nicht, welches Tabu sie gebrochen haben, und 

sie verstehen es auch nicht.“428 Die falsche Ansicht einer Pauschalverurteilung war 

schließlich auch einer der Gründe für die „drei Weisen“ die Aufhebung der Sanktionen zu 

empfehlen. 

Trotz der großen Aufmerksamkeit die Österreich zuteil wurde, war das Thema nur 

eines von vielen. Um einige weitere wichtige Inhalte der Berichterstattung von Le Figaro und 

Ouest-France zu nennen, sei an dieser Stelle auf die marée noire d’Erika, die umstrittene 

Nahostreise Jospins, die Reform des Quinquenats, die Neuordnung der EU und deren 

bevorstehende Erweiterung, die Fußball-Europameisterschaft, den Concorde Absturz oder den 

Frächterstreik wegen des Benzinpreises hingewiesen. Trotzdem sollen noch einmal die 

Ergebnisse der Untersuchung der Berichterstattung von Le Figaro und Ouest-France über die 

Maßnahmen der EU gegen die schwarz-blaue Regierung nachgezeichnet werden. 

Das offizielle Frankreich, aber auch viele Künstler und Intellektuelle nehmen eine 

ablehnende Haltung gegenüber Österreich ein, was auch in der Berichterstattung deutlich 

wird. Es lässt sich in diesem Zusammenhang sogar von einer führenden Rolle Frankreichs als 

Wegbereiter für die Maßnahmen gegen Österreich sprechen. Die Gründe dafür liegen sowohl 

in der französischen Innen- als auch Außenpolitik. Auffallend ist dabei, dass sowohl das 

linke, als auch das bürgerlich-konservative rechte Lager die Maßnahmen fast einhellig 

befürworten, zum Teil sogar für noch härtere Maßnahmen eintreten. Sie sind der Meinung, 

dass gegen einen Grundkonsens Westeuropas, die endgültige Ablehnung von Faschismus und 

                                                 
428 Vgl. Bocev, Pierre: Le parti de Haider devra changer de langage [Interview mit Franz Fischler], in: Le 
Figaro, 9.2.2000, S. 4. 



 

- 94 - 

Nazismus, verstoßen wurde. Besonders stark für die Verhängung der Maßnahmen eingetreten 

ist von Anfang an Präsident Chirac, später fällt auch Moscovici als vehementer Befürworter 

auf. Naturgemäße Gegner der Sanktionen sind die Rechtsextremen um Le Pen und Mégret, 

aber auch die Souveränisten um Pasqua und de Villiers. Das intellektuelle Lager ist in der 

Österreichfrage gespalten, einerseits gibt es Leute, die jede Teilnahme an Veranstaltungen in 

Österreich ausschließen, andererseits tragen andere wesentlich zum Kulturleben bei, um, wie 

sie sagen, den „Widerstand“ in Österreich zu unterstützen. Sowohl Le Figaro als auch Ouest-

France schenken den Reaktionen von Intellektuellen und Künstlern wenig Beachtung. Die 

Wahrnehmung von Politik und Intellektuellen ist reduziert, Dreh- und Angelpunkt der 

Argumentation sind die Person Jörg Haider und die mangelnde Vergangenheitsbewältigung 

Österreichs. 

Das Interesse der Medien an Österreich ist deutlich höher als üblich und schlägt sich 

auch in vielen Leserbriefen in Le Figaro nieder. In diesen wird großteils scharfe Kritik an den 

Sanktionen, der französischen Regierung und der Berichterstattung der (anderen) Medien 

geübt. Das Prinzip der gründlichen Recherche über Österreich scheint aufgehoben, in einigen 

Zeitungen wird ein Österreichbild aus Stereotypen und Vorurteilen konstruiert, was auf die 

hauptsächliche Beschäftigung in Frankreich mit der österreichischen Kultur und Literatur, 

weniger mit Landeskunde bzw. Geschichte zurückzuführen ist, weshalb wesentliche Daten 

der neueren Politikgeschichte vernachlässigt wurden oder sogar eine Überraschung 

darstellten.429 Diese teils mangelnden Kenntnisse über Österreich haben zu vorschnellen 

Urteilen geführt. Namen von Politkern und Parteien (vor allem FPÖ und deren Übersetzung 

ins Französische) oder Aussprüche auf Deutsch werden oft falsch geschrieben. Le Figaro und 

auch Ouest-France versuchen verglichen etwa mit Le Monde oder Libération meist sehr 

sachlich über die Ereignisse in Österreich zu berichten, auch wenn Haider oft dämonisiert 

wird. Die Einschätzung Le Riders, der in seinem Tagebuch am 17. Februar feststellt: 

„Jusqu’ici on a pu éviter que les réactions se polarisent en „réactions de gauche“ et en 

„réactions de droite“, même si Le Figaro a nettement dit qu’il ne fallait pas s’immiscer dans 

les affaires intérieures de la démocratie autrichienne et laisser le gouvernement Schüssel 

„faire des preuves“ avant de porter un jugement.“430 ist meiner Meinung nach bereits zu 

diesem Zeitpunkt falsch, denn die Sanktionen werden vor allem im Figaro oft verurteilt und 

ausdrücklich abgelehnt. Im Gegensatz dazu kritisiert vor allem die linke Presse die schwarz-

blaue Regierungsbildung scharf! In Le Figaro ist aber auch Platz für Befürworter der 

Sanktionen. Das Interesse an den Protesten in Österreich gegen die Regierung bleibt gering. 
                                                 
429 Vgl. Angerer, T. (2003): S. 55. 
430 Le Rider, J. (2001): S. 21. 
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Insgesamt bezieht der konservative Figaro jedoch eine von der Haltung Chiracs und der 

großen Rechtsparteien überraschend deutlich abweichende Position. Der Blattlinie 

entsprechend bringt die Zeitung viel mehr Korrespondentenberichte aber auch Analysen im 

Wirtschaftsteil als Ouest-France. Diese wiederum versucht von Anfang an sehr sachlich über 

die Sanktionen zu berichten. Schon sehr früh wird dort auch auf den Widerstand in Österreich 

gegen die neue Regierung hingewiesen. Im Gegensatz zu anderen Zeitungen verwenden Le 

Figaro und Ouest-France kaum Karikaturen, sie setzen eher auf den Einsatz von Fotos. Durch 

die massive Präsenz von Fotos von Haider in den Medien, gepaart mit der häufigen Nennung 

seines Namens in Zusammenhang mit den Sanktionen, entstand in der französischen 

Öffentlichkeit der Eindruck, Haider sei Bundeskanzler oder übe zumindest eine wichtige 

Funktion in der Regierung aus. 

Österreich wird zur Referenz für andere Beiträge, andere rechtspopulistische Politiker 

werden oft mit Haider verglichen. Immer wiederkehrende Themenbereiche in den Zeitungen 

sind die NS-Zeit, die mangelnde Vergangenheitsbewältigung („Opferrrolle“), die Affäre 

Waldheim und die lange Regierungszeit von SPÖ und ÖVP. Das Ende der Berichterstattung 

fällt verglichen mit deren Beginn relativ knapp aus. Es wird erst spät berichtet und dann nur 

kurz, Meldungen dominieren, es gibt nur einige wenige Bewertungen und noch weniger tiefer 

gehende Analysen. Gastkommentare bzw. Interviews erscheinen in beiden Zeitungen. Ouest-

France legt dabei relativ gesehen mehr Wert auf Gastkommentare. Etwa ein Drittel der 

Kommentare bzw. Interviews stammt von Österreichern, darunter in Le Figaro Interviews mit 

Haider und Schüssel. Kritischen Stimmen aus Österreich wird nicht die Möglichkeit geboten, 

sich zu Wort zu melden. Auffallend ist, dass die Autoren der Gastkommentare bzw. die 

Interviewpartner durchwegs ältere Männer sind, und dass Ouest-France bei der Auswahl der 

Autoren objektiver vorgeht, bei Kommentaren in Le Figaro hingegen oft kaum übersehbare 

Sympathien für die konservative ÖVP vorhanden sind. Überraschendes, zumindest nicht 

unbedingt erwartbares Ergebnis der Untersuchung ist die für eine Regionalzeitung 

ausgezeichnete Berichterstattung von Ouest-France, die wirklich bemüht ist, auf dem 

wenigen an Raum, der für internationale Themen zur Verfügung steht, sachliche Berichte 

abzuliefern. Weiters kann festgehalten werden, dass Le Figaro und Ouest-France 

vorurteilsfreier als andere Zeitungen über Österreich berichtet haben. 

An dieser Stelle sei noch auf eine Gemeinsamkeit der Waldheim-Affäre und der 

Sanktionen gegen die österreichische Regierung im Jahr 2000 hingewiesen: die gesamte 

Berichterstattung baut sich vor allem um eine Person (Waldheim bzw. Haider) auf. Im 

Unterschied zu Waldheim, dessen Umgang mit der Vergangenheit problematisch war, war es 
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bei Haider allerdings dessen damals aktuelle Politik! Damals (Waldheim) wie heute 

(Sanktionen) hat Österreich zu spät reagiert, das Ansehen Österreichs wurde stark beschädigt. 

Eine Image-Korrektur ist nur schwer möglich.431 

Schließlich soll auch noch auf die Frage eingegangen werden, warum gerade gegen 

Österreich Sanktionen verhängt wurden, wohingegen andere Staaten in ähnlich gelagerten 

Fällen ebenso aber Russland, dem damals im Tschetschenienkrieg schwere 

Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen wurden, ungeschoren davon kamen. 

Rechtspopulismus ist ja kein rein österreichisches Phänomen, sondern ein weit verbreitetes 

europäisches Problem.432 Die möglicherweise entscheidenden Unterschiede liegen einerseits 

in der Stärke der FPÖ zum Zeitpunkt der Regierungsbeteiligung und sind andererseits 

innerhalb der Partei zu suchen, die aufgrund ihrer Vergangenheit (siehe Geschichte der FPÖ 

bis 2000) möglicherweise anders bewertet werden muss als andere rechtspopulistische 

Gruppierungen. Weiters, so Puntscher Riekmann, falle die Regierungsbildung in Österreich 

mit dem Fortschreiten der extremen Rechten in Europa zusammen, weshalb von den EU-14 

auch so scharf reagiert worden sei.433 Nicht zuletzt wurde vielleicht auch deshalb so heftig 

reagiert, weil damit erstmals eine rechtspopulistische Partei in einem Land mit 

nationalsozialistischer Vergangenheit an die Macht kam, ein Signal, das so nicht einfach 

stehen gelassen werden konnte. 

Eine Reihe von rassistisch und antisemitisch motivierten Übergriffen in Deutschland 

um die Jahrtausendwende bewirkten keinen Vertrauensverlust in die hohe demokratische 

Kultur Deutschlands, in Österreich hingegen wird 2000 das politische System in seinen 

Grundlagen angezweifelt, weil dessen Legitimität auf dem Trugbild historische Unschuld 

aufbaue.434 Dennoch entstand der Eindruck, dass hier mit zweierlei Maß gemessen wurde, 

denn vor den Wahlen in Italien vom 13. Mai 2001 kündigte der belgische Außenminister 

Louis Michel noch an, gegen Italiens Neofaschisten genauso wie gegen Österreichs FPÖ 

verfahren zu wollen, sollten diese in die Regierung kommen. Nach Protesten Berlusconis zog 

Michel seine Aussagen zurück und meinte, man könne die italienischen Verhältnisse nicht mit 

jenen in der österreichischen Koalition vergleichen.435 Auch der deutsche Bundeskanzler 

Gerhard Schröder kündigte vor den Wahlen noch an, dass auch Italien mit Sanktionen 

rechnen müsse, sollte Gianfranco Finis Alleanza Nazionale in die Regierung kommen.436 
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Doch nicht einmal das Wahlergebnis wurde seitens der EU kritisch kommentiert. Im Falle 

Italiens könnte man noch annehmen, dass gegen einen so großen Staat, noch dazu 

Gründungsmitglied der EU, schwerer vorzugehen wäre als gegen das „kleine“ Österreich. 

Doch auch gegen Dänemark, wo im Wahlkampf im November 2001 durchaus 

fremdenfeindliche Rhetorik verwendet wurde, folgte keine Rüge, geschweige denn 

Maßnahmen. Weder der Einzug von Le Pen in die zweite Runde der französischen 

Präsidentschaftswahl noch der Erfolg der islamfeindlichen Liste Pim Fortuyn in den 

Niederlanden 2002 und deren anschließende Regierungsbeteiligung stießen auf Widerspruch. 

Zu guter Letzt sei noch darauf verwiesen, dass Haider 2002 für vier Jahre in den Ausschuss 

der Regionen wiederbestellt wurde,437 und die ÖVP-FPÖ Regierung nach den vorgezogenen 

Neuwahlen ohne große internationale Proteste fortgesetzt wurde, wenn auch mit einer 

deutlich geschwächten FPÖ. All diese Beispiele stellen die Sanktionen im Rückblick noch 

mehr in Frage. Le Rider interpretiert die österreichische Nationalratswahl 1999 sogar als 

Auftakt zu einem Rechtsruck in Europa, viele sozialdemokratische Mehrheiten in Europa 

seien seither verloren gegangen.438 

Nach dem internationalen Aufschrei ist es nach Beendigung der Sanktionen wieder 

relativ ruhig um Österreich geworden. Auffallend ist, dass auch Österreich darum bemüht 

war, möglichst schnell wieder in den Kreis der EU aufgenommen zu werden und auf 

rechtliche Schritte, zu deren Möglichkeit es unterschiedliche Expertenmeinungen gibt,439 

verzichtete. Die Regierung schien bemüht, möglichst rasch wieder zum normalen 

Tagesgeschäft zurückzukehren und lieber den Mantel des Schweigens über die Vorfälle zu 

breiten. Was Effizienz und Sinnhaftigkeit der Maßnahmen betrifft, herrscht auch heute noch 

keine Einigkeit unter Experten. Auch darüber, ob Österreich durch die Sanktionen ein 

schwerer Schaden entstanden sei, sind die Meinungen geteilt. Das primäre Ziel, nämlich die 

Verhinderung einer FPÖ-Regierungsbeteiligung wurde definitiv nicht erreicht. Doch auch die 

späteren vorrangigen Ziele – Sturz der Regierung und unbefristete Aufrechterhaltung der 

Sanktionen – wurden nicht erreicht. Ob die damit verbundene Warnung an andere 

rechtspopulistische Parteien und deren potenzielle Koalitionspartner auch angekommen ist, 

darf bezweifelt werden. Andererseits schränkten die Maßnahmen vorerst Haiders 

Führungsambitionen ein und verhalfen Schüssel zu einer stärkeren Position in der 

Regierungspartnerschaft mit der FPÖ. Was bleibt, ist ein schaler Beigeschmack und eine 

tiefgehende EU-Skepsis der Österreicher sowie eine Beschädigung des Ansehens Österreichs 
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im Ausland. Bewirkt haben die Sanktionen auf alle Fälle die Abänderung von Artikel 7 des 

EU-Vertrages, der nun um einen Maßnahmenkatalog erweitert wurde. Dennoch sollte es das 

Ziel sein, sich immer wieder verstärkt um Dialog zu bemühen und das gegenseitige 

Verständnis zu fördern. 

 Auf alle Fälle waren die Sanktionen ein Lernprozess für die EU und haben aufgezeigt, 

wie schwach das europäische Gemeinschaftsbewusstsein noch ist und wie stark nationale 

Interessen weiterhin dominieren. Die Maßnahmen machten auch den Konflikt um die 

zukünftige Gestaltung der EU deutlich. Es ging nebenbei um die unterschiedlichen 

Vorstellungen eines zukünftigen Europas: auf der einen Seite die Anhänger einer 

gemeinsamen Europapolitik und die Zurückdrängung der nationalen 

Entscheidungsmöglichkeiten, für die das gemeinsame Vorgehen im Falle Österreichs einen 

ersten Schritt darstellen könnte, und auf der anderen Seite jene, die die Eigenständigkeit der 

Nationalstaaten in einem lose zusammengehaltenen Europa verwirklicht sehen wollten, 

weshalb sie die Sanktionen als Einmischung in innere Angelegenheiten verurteilten. Ein – 

wenn auch nur zu einem kleinen Teil durch die Sanktionen bedingter – Erfolg stellte sich 

doch noch im Jahr 2000 ein, wenn auch erst nach Aufhebung der Maßnahmen: die Verluste 

der FPÖ bei den Wahlen. An diesem Niedergang bei den Wahlen war wohl aber eher die 

Politik der FPÖ in der Regierung schuld als die Sanktionen. Am Ende wird im Weisenbericht 

keine Forderung gestellt, was nur dem kurzfristigen Interesse der EU, dem Ende der 

Blockadesituation, dient, nicht aber der österreichischen Demokratie und deren Umgang mit 

ihrer Geschichte.440 Das Fehlen einer kulturellen und politischen Einheit Europas und des 

gegenseitigen Verständnisses wurde deutlich gemacht. „Du côté français, on s’imagine en 

avoir fait énormément (en réalité, on en a trop fait, pour se faire plaisir, sans connaissance ni 

désir de connaissance du terrain autrichien); du côté autrichien, on s’est senti plus incompris 

que jamais.“441 Im Oktober 2000 schließlich kam selbst Le Rider, vormals Befürworter der 

Maßnahmen, zu der Einschätzung, dass die Sanktionen ein Fiasko für ganz Europa waren und 

dass vor allem die französische Politik versagt habe.442 Weiters haben die Maßnahmen die 

Kluft zwischen den kleineren und den großen Mitgliedsstaaten deutlich zu Tage treten lassen, 

aber auch die Beitrittskandidaten beunruhigt. Der Ruf nach einer Grundrechtecharta wurde 

durch die Sanktionen verstärkt, auch eine gemeinsame europäische Verfassung stand und 

steht seither verstärkt zur Debatte. 
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Résumé en français: 

 

La réaction commune des quatorze pays de l’Union européenne contre l’Autriche lors 

de la formation du gouvernement ÖVP-FPÖ en 2000 est la plus sombre phase de l’Histoire de 

l’Autriche depuis sa participation à l’UE. Ce travail essaie de comparer la couverture 

médiatique des deux journaux français, Le Figaro et Ouest-France entre le 17 janvier et le 15 

octobre 2000, recouvre donc toute la période des sanctions, même un peu au-delà. Il tente en 

même temps d’analyser le rôle de la France dans cette affaire, particulièrement les réactions 

des hommes politiques, intellectuels et artistes. Les articles du Figaro, j’ai pu les consulter à 

la bibliothèque nationale de Vienne, ceux de Ouest-France nulle part en Autriche. Pour cette 

raison, je les ai consultés sur microfilm à la Bibliothèque de recherche de la BnF à Paris. Ce 

travail de recherche et de lecture était très dur et a exigé beaucoup de travail. 

Pourquoi choisir alors un tel sujet? Comment l’Autriche est vue à l’étranger, intéresse 

probablement tous les Autrichiens, mais j’attache également des raisons personnelles à ce 

thème. Pendant les six mois que j’ai passés à l’école à Paris en 2002, donc peu de temps après 

la fin des sanctions, il fallait souvent que j’explique ce qui s’est passé en Autriche. L’image 

des nombreux Français de l’Autriche était diffuse. Tout le monde avait entendu par les médias 

que l’extrême droite était au pouvoir en Autriche, mais personne ne savait ce qui se passait 

réellement et j’étais souvent confronté aux stéréotypes de la pire sorte. Ce sont justement les 

médias qui contribuent à l’image de l’Autriche en France, et comme la France était un des 

plus fervents opposants de ce gouvernement ÖVP-FPÖ, l’écho dans les journaux était 

énorme. Cependant, l’année 2002 était celle des fameuses élections présidentielles. Le Pen 

était arrivé au deuxième tour ce qui était impensable en 2000 lors des sanctions. Cela 

représentait un choc pour la plupart des Français. Pour moi, la question pourquoi l’UE a 

justement réagi contre l’Autriche et ne pas contre un autre pays, ni avant ni après, était une 

raison de plus pour choisir ce sujet puisque des partis d’extrême droite ou populiste ne sont 

pas uniquement un phénomène autrichien. 

Dans l’introduction, ce travail donne un aperçu sur les caractéristiques de la presse 

française, le développement historique et l’orientation éditoriale du Figaro et de Ouest-

France. Les plus grands journaux en France sont des quotidiens régionaux qui sont bien 

implantés dans une région et qui consacrent une grande partie de leurs pages à des 

informations locales et sportives. Ces journaux sont très importants pour l’opinion publique 

en France, mais pratiquement inconnus à l’étranger. Les quotidiens nationaux ou bien 

parisiens par contre sont bien connus à l’étranger et se sont spécialisés dans la politique 
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internationale, l’économie et la culture. La diffusion totale des journaux en France est 

inférieure comparée à d’autres pays européens. Un tabloïd, comme la Bildzeitung en 

Allemagne ou la Kronen Zeitung en Autriche, n’existe pas. La plupart des quotidiens font 

partie d’un groupe qui possède souvent plusieurs journaux à la fois. Le journalisme français a 

une longue tradition littéraire, pour cela il attache plus d’importance aux commentaires et aux 

pages d’opinion qu’aux analyses. La comparaison entre le plus ancien journal de Paris (Le 

Figaro) et le plus grand journal français (Ouest-France) promet d’être intéressante. 

Le Figaro est un quotidien pour la bourgeoisie, conservateur, intellectuel et critique. Il 

occupe d’après les statistiques de vente la troisième place en France. Ouest-France est depuis 

longtemps le plus grand quotidien français et paraît à Rennes dans 42 éditions locales 

différentes. Seulement ses huit premières pages sont consacrées aux thèmes internationaux. 

Ouest-France est également un quotidien conservateur, pourtant catholique et pro-européen. 

J’essaie de mieux motiver le choix des journaux pour mes recherches à l’aide des travaux qui 

ont déjà était réalisés sur le sujet. Ouest-France n’était jusqu’à présent pas du tout analysé, Le 

Figaro moins que d’autres quotidiens français connus. Ce mémoire est le premier à analyser 

les articles parus tout au long des sanctions, la plupart des travaux n’abordent que leur début. 

La comparaison des mes résultats avec ceux d’autres publications qui se sont penchées sur des 

médias différents fait également partie de ce travail. 

La partie générale situe les sanctions en premier dans leur contexte politique. Tout 

d’abord, le résultat des élections est brièvement mentionné. Le président Klestil charge 

ensuite le chef du SPÖ M. Klima de former un gouvernement, cette tentative échoue en 

janvier. Peu après, le ÖVP et le FPÖ annoncent leur projet de vouloir former un 

gouvernement. M. Schüssel est mis en garde contre ce projet par le président Chirac et 

d’autres hommes politiques européens. L’idée des sanctions naît et celles-ci entrent en 

vigueur lors de l’investiture du gouvernement le 4 février 2000. Les mesures se veulent 

strictement bilatérales et ne visent que le gouvernement autrichien. Elles prévoient les trois 

mesures suivantes: refus de tout contact officiel, contacts techniques avec les ambassadeurs 

seulement, gel des grandes nominations internationales. La France a joué un rôle principal 

lors de l’instauration des ces sanctions. Autour des mesures, un profond sentiment 

d’incompréhension s’est développé, l’Autriche ne comprenait pas quelle était sa faute, la 

France ne pouvait pas accepter l’accès au pouvoir du FPÖ. 

Le front contre l’Autriche au début unanime commence à disparaître peu à peu et les 

quatorze se trouvent devant le dilemme comment sortir de la crise. Un comité de trois sages 

est nommé en juillet qui est chargé d’évaluer la situation en Autriche et la nature du FPÖ. 
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Beaucoup d’Autrichiens avaient très vite le sentiment que les mesures ne s’arrêtaient pas au 

bilatéral et il y avait effectivement des entreprises, organisations et universités qui ont 

néanmoins revu leurs relations avec leurs partenaires autrichiens. La couverture médiatique 

intensive en France a sans doute contribué à l’impression chez beaucoup d’Autrichiens que 

l’Autriche serait rejetée en bloc. Les trois sages remettent finalement leur rapport le 8 

septembre à la présidence française de l’UE et suggèrent une levée immédiate des sanctions, 

bien qu’ils critiquent le FPÖ. Les sanctions sont levées le 12 septembre contre la volonté de la 

France qui estime que les mesures ont été utiles. 

Suit un chapitre sur les relations franco-autrichiennes surtout au 20e siècle. En France, 

il y avait depuis longtemps deux traditions politiques opposées, une favorable à l’Autriche, 

l’autre défavorable. Après la Première Guerre mondiale, l’Anschluss de l’Autriche à 

l’Allemagne est interdit. La France opte pour l’autonomie de l’Autriche, mais reste passive 

vis-à-vis des revendications de plus en plus exigeantes de l’Allemagne. Après la Seconde 

Guerre mondiale, la France tente de ne pas refaire les mêmes fautes d’avant la guerre et essaie 

de soutenir l’Autriche psychologiquement et culturellement. Après le Traité d’Etat, les 

relations entre la France et l’Autriche ne sont plus de premier ordre, la France privilègie le 

rapprochement avec l’Allemagne. Dans les relations franco-autrichiennes, il y a toujours 

l’Allemagne comme troisième partenaire invisible. Vienne est perçu dans l’hexagone comme 

la ville de la modernité viennoise, le chemin autrichien du partenariat social et la politique de 

Kreisky sont vus comme modèles à suivre. Le choc de la présidence de Waldheim est donc 

d’autant plus grand, le passé de l’Autriche remonte. Culture et Histoire ne peuvent pas être 

discutées séparément, la réception de la culture autrichienne se concentre sur Thomas 

Bernhard, Peter Handke et Elfriede Jelinek. L’entrée de l’Autriche dans l’Union européenne 

mène à une réévaluation des relations. Mais l’image de l’Autriche en France reste diffuse, les 

connaissances très limitées. Quelques stéréotypes dominent. L’image négative revient avec le 

résultat des élections de 1999 et l’annonce de ÖVP et FPÖ de vouloir former un 

gouvernement. L’ascension du FPÖ de Haider est pour beaucoup un développement 

surprenant et soudain, parce qu’en France on s’occupe plus de littérature et de culture, pas 

trop de l’Histoire (contemporaine) de l’Autriche. 

Pour pouvoir mieux comprendre les réactions en Europe et en France en particulier, il 

est indispensable de retracer l’Histoire du FPÖ. La naissance du VdU en 1949 regroupe 

beaucoup d’anciens nazis et marque le renouvellement du mouvement de tendance nationale 

pro-allemande quoi que les leaders du début aient des visions relativement libérales. Après un 

premier succès électoral, des querelles internes entre libéraux et nationaux mènent à la 
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dissolution du VdU et le FPÖ est fondé en 1956. Premier chef de parti devient un ancien 

officier SS. Très vite, le FPÖ est courtisé par les deux grands partis autrichiens, socialistes et 

conservateurs, qui veulent faire pression sur leur partenaire en utilisant le FPÖ. Après un 

intermezzo libéral dans les années 80 et une première participation au gouvernement avec le 

SPÖ, Jörg Haider prend la tête du parti et le FPÖ revient sur son parcours nationaliste. Haider 

modernise le mouvement, positionne le parti comme parti de contrôle face au SPÖ et ÖVP et 

mène une politique d’opposition radicale avec de violentes attaques contre les étrangers. Il 

s’oppose à l’entrée à l’Union européenne et plus tard à l’élargissement de celle-ci. La longue 

dominance des socialistes et conservateurs est un facteur non négligeable dans l’ascension du 

FPÖ. Les experts ne sont pas d’accord sur le classement politique du parti de Haider. Selon 

les définitions différentes, le parti est soit d’extrême droite, soit de droite populiste ou 

extrémiste. Tout au long de l’Histoire du FPÖ, on peut trouver des éléments nazis, un fait que 

le parti essaie toujours de nier ou d’en minimiser la gravité. 

La partie principale est consacrée d’abord aux réactions du président Chirac, du 

gouvernement, des partis, mais également des intellectuels et artistes français. Les deux pays, 

la France et l’Autriche, sont confrontés à une montée des partis d’extrême droite. Mais 

l’organisation du système politique est tout à fait différente, le scrutin majoritaire en France 

complique les choses pour l’extrême droite, le vote proportionnel en Autriche facilite le 

succès du FPÖ. En France, le Front National de Le Pen est isolé, ce qui n’est pas le cas du 

FPÖ en Autriche. Les élections présidentielles de 2002 jouent déjà un rôle au moment des 

sanctions. Un des plus fervents opposants du FPÖ était le président Chirac qui réagit très tôt et 

force ainsi la gauche à réagir également. L’UDF et le RPR veulent même exclure le ÖVP du 

Parti populaire européen. Du côté de la gauche, M. Moscovici est un des plus stricts 

opposants au gouvernement autrichien. Au début, la France espère pouvoir empêcher la 

formation du gouvernement, plus tard elle veut sensibiliser les Autrichiens. Elle a peur d’un 

„danger de contagion“ un peu partout en Europe. Martine Aubry quitte même une réunion 

des ministres des affaires sociales quand sa collègue autrichienne commence à parler. 

Ce qui est frappant, c’est que la droite conservatrice et la gauche soutiennent les 

mesures. Parfois, ils exigent même des réactions plus dures, par exemple le rappel des 

ambassadeurs. Ils sont d’avis que l’Autriche aurait avec la participation du FPÖ au 

gouvernement transgressé le consensus de l’Europe de l’Ouest de ne plus jamais revenir au 

fascisme ou national-socialisme. L’extrême droite autour de Le Pen et Mégret est 

naturellement contre les mesures, de même les souverainistes autour de Pasqua et de Villiers 

qui sont d’avis que les mesures sont outrancières et parlent d’ingérence dans les affaires 
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intérieures d’un Etat souverain. L’extrême droite française compte sur plus d’acceptation dans 

la société française et par la suite sur plus de voix électorales pour leurs partis. Après la 

grande manifestation contre le gouvernement le 19 février à Vienne, la politique française 

appelle à soutenir les Autrichiens qui n’ont pas voté pour Haider. Fin juin, Moscovici dit que 

la France n’accepterait pas la levée des sanctions sous sa présidence de l’UE dans la deuxième 

moitié de l’année 2000. Lors de la fin des sanctions en septembre, tous les hommes politiques 

français soulignent que les mesures ont été utiles. Certains observateurs estiment que la 

politique française faisait seulement semblant de s’occuper des affaires autrichiennes, mais 

qu’en réalité c’était à la France et à l’extrême droite française qu’ils s’intéressaient. 

Les intellectuels et artistes sont divisés en deux camps opposés. Il y a ceux qui 

refusent de participer à tous les événements officiels en Autriche, mais aussi ceux qui 

continuent à travailler en Autriche pour soutenir la résistance en Autriche. Les deux journaux 

intimes de Le Rider et de Pasteur m’ont aidé à retracer les débats entre les intellectuels s’il 

faut aller en Autriche ou pas, parce que ni Le Figaro ni Ouest-France informent beaucoup sur 

ces controverses. Quelques intellectuels publient des déclarations dans lesquelles ils 

dénoncent la participation du FPÖ au gouvernement, d’autres dénoncent les mesures. Après la 

manifestation du 19 février, certains des intellectuels ou artistes reconsidèrent leur choix. La 

perception de la politique et des intellectuels est réduite, l’argumentation tourne autour de la 

personne de Haider et des ses déclarations. 

Le nombre des articles parus sur l’affaire autrichienne montre que les journaux sont 

très intéressés à ce qui se passe en Autriche. Le nombre des gros titres sur la première page 

souligne cet intérêt qui se manifeste surtout au début lorsque paraît à peu près un tiers des 

articles. Le Figaro informe avec 353 articles beaucoup plus sur la situation en Autriche que 

Ouest-France avec 118. Malgré la grande attention à l’égard de l’Autriche, le sujet reste un 

sujet parmi d’autres, comme par exemple la marée noire d’Erika, la réforme du Quinquennat 

et de l’UE, le championnat d’Europe de football et la catastrophe aérienne du Concorde. 

Le Figaro envoie un envoyé spécial à Klagenfurt, le „fief de Haider“ pour en relater. 

Le quotidien commence une série d’analyses de l’extrême droite un peu partout en Europe et 

fait une comparaison avec l’Autriche. Bien que d’autres journaux (entre autres Le Monde, 

Libération) emploient beaucoup de caricatures, Le Figaro et Ouest-France n’en utilisent 

pratiquement pas. Les deux publient un peu plus de photos qui montrent souvent Haider. A 

cause de cette présence massive des photos de Haider et de son nom quasi omniprésent dans 

les articles sur l’affaire autrichienne, on pourrait croire en France que Haider est chancelier en 

Autriche ou occupe au moins un poste important au gouvernement. Les sanctions sont parfois 
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même intitulées „affaire Haider“ . Cette construction des articles autour d’une seule personne 

est une parallèle avec l’affaire Waldheim qui a également abîmée l’image de l’Autriche dans 

le monde. Une différence importante est cependant que Waldheim a essayé d’escamoter son 

passé problématique et dans le cas de Haider, c’était sa politique à l’époque actuelle qui était 

discutable. 

Au début, les articles du Figaro critiquent le projet de formation d’un gouvernement 

entre droite classique et droite populiste, mais très vite les mesures sont rejetées par une 

grande partie des articles du Figaro parce qu’il s’agirait d’une ingérence dans les affaires 

intérieures de l’Autriche et en plus les élections auraient été parfaitement démocratiques. 

Néanmoins, il y a aussi de la place pour d’autres opinions mais aussi pour des interviews avec 

Haider et Schüssel. La rubrique Débats et opinions est pleine des commentaires sur la 

situation en Autriche. Le Figaro est d’avis que les sanctions ont été contre-productives, les 

articles montrent de la sympathie pour le ÖVP qui aurait sorti l’Autriche de la passivité. En 

tout, Le Figaro prend une position très éloignée des partis conservateurs et du président 

Chirac. Le rôle de toute l’UE est mis en valeur, pas particulièrement celui de la France. Dans 

les courriers des lecteurs, parus uniquement dans Le Figaro, les mesures sont sévèrement 

critiquées, de même le gouvernement français et les medias. Les lecteurs défendent souvent 

des points de vue audacieux. Contrairement à Ouest-France, il y a beaucoup d’analyses dans 

Le Figaro Économie qui essaient d’expliquer les raisons pour le succès du FPÖ aux élections. 

Le journal parisien dispose en plus de correspondants ce qui n’est pas le cas du journal 

régional. 

Ouest-France essaie dès le début d’informer de manière très impartiale sur la situation 

en Autriche. Le journal thématise très tôt la résistance en Autriche contre le gouvernement et 

appelle à la soutenir. Ce qui est surprenant, c’est que le quotidien régional donne des 

informations excellentes sur l’Autriche dans le peu d’espace dont il dispose pour les thèmes 

internationaux. En général, Le Figaro et Ouest-France informent beaucoup plus 

objectivement sur la situation en Autriche que la plupart des autres medias même s’ils 

diabolisent Haider. Surtout Le Monde et Libération critiquent très sévèrement le 

gouvernement autrichien et l’Autriche en général, qui serait depuis toujours un pays néonazi. 

Ils consacrent plus d’espace aux informations sur les débats entre les intellectuels sur la 

situation en Autriche. 

L’Autriche devient une référence pour d’autres pays, d’autres hommes politiques de 

droite populiste sont souvent comparés à Haider. Les stéréotypes qui reviennent sans cesse 

sont entre autre le passé national-socialiste de l’Autriche, le travail de mémoire insuffisant 
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(l’Autriche aurait été la première victime de Hitler), l’affaire Waldheim et la longue 

dominance des deux partis (SPÖ et ÖVP). Les connaissances quelquefois très faibles sur 

l’Autriche sont frappantes et ont mené à des jugements hâtifs. La traduction de „FPÖ“ est un 

problème pour les journalistes, qui utilisent souvent des termes un peu différents, qui vont de 

parti d’extrême droite jusqu’à parti libéral. Dans la transcription des noms des politiciens ou 

partis, les journaux font souvent des fautes, mais aussi en ce qui concerne le contenu, ce qui 

est étonnant surtout pour Le Figaro qui dispose d’une correspondante à Vienne. 

La fin de la couverture médiatique sur les sanctions est très faible comparée à son 

début, elle commence tard et ne contient guère des analyses. Pendant l’été, les informations 

sur l’Autriche dans les journaux se font rares. Des premières spéculations sur le contenu du 

rapport des trois sages paraissent début septembre. Les journaux estiment qu’avec les 

propositions et estimations du rapport même les purs et durs, la France et la Belgique, ne 

peuvent plus qu’essayer de sauver la face et mettre un terme aux sanctions. Le caractère 

symbolique des mesures est une fois de plus mis en avant. Les journaux sont d’avis que la fin 

des sanctions est une capitulation de la France et que les mesures ont bloqué l’UE et la 

présidence française. Après la levée, on peut constater une banalisation de la participation du 

FPÖ au gouvernement dans les médias, parce que ceux-ci ne disent presque plus rien sur 

l’Autriche, un effet qui n’était explicitement pas souhaité par la politique dès le début. 

Commentaires et interviews paraissent dans les deux journaux. Ce qui saute aux yeux 

c’est que les auteurs des commentaires ou partenaires pour les interviews ne sont quasiment 

que des hommes d’un certain âge. A peu près un tiers des commentaires et interviews est 

réalisé par ou avec des Autrichiens, mais non pas avec des critiques du gouvernement. A des 

artistes, les journaux ne donnent guère la possibilité de prendre position. Ouest-France publie 

(relativement) plus de commentaires que d’interviews, dans Le Figaro c’est l’inverse. Le 

maximum se trouve également au mois de février. Dans Le Figaro, ce sont souvent des 

hommes politiques conservateurs qui peuvent prendre position. Ils sont souvent favorables au 

ÖVP. Ouest-France est plus objectif dans le choix des partenaires pour un commentaire ou 

une interview, il publie par exemple même une longue interview avec Paul Pasteur, un 

excellent expert de l’Autriche. 

Les conséquences historiques, sociales et celles pour l’Union européenne sont 

brièvement analysées dans la conclusion. Après la fin des sanctions, l’émotion internationale 

s’affaiblissait très vite et l’Autriche est redevenue un membre fréquentable de la communauté 

internationale. Le gouvernement a tenté de faire oublier les sanctions le plus vite possible et a 

renoncé à prendre des mesures juridiques. Le but des sanctions, d’empêcher la formation du 
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gouvernement ÖVP-FPÖ n’a définitivement pas été atteint, de même que la chute du 

gouvernement autrichien et le maintien des sanctions tout au long du gouvernement. Les 

mesures ont au contraire provoqué un réflexe nationaliste des Autrichiens et consolidé le 

gouvernement de Schüssel. En revanche, les mesures ont freiné les ambitions à la chancellerie 

de Haider et ont renforcé la position de Schüssel au sein du gouvernement. Les pertes du FPÖ 

aux élections régionales ont finalement été une petite confirmation pour les sanctions, bien 

que ces pertes aient eu aussi des raisons de politique intérieure. De plus, le changement de 

l’article 7 du traité d’Amsterdam reste une conséquence directe des mesures. 

L’ Union européenne a réagi contre l’Autriche et non pas contre un autre pays, ni avant 

ni après, parce que nulle part en Europe un mouvement comme le FPÖ a obtenu tant de voix 

qu’en Autriche. En outre, le FPÖ doit être évalué autrement que d’autres mouvements 

d’extrême droite à cause de son arrière-plan historique qui s’inscrit dans la tradition national-

socialiste. La réaction face à la participation du FPÖ au gouvernement n’aurait peut-être pas 

été si forte, si cette participation n’avait pas coïncidé avec le succès électoral de l’extrême 

droite dans de nombreux pays européens. De plus, il s’agit quant à l’Autriche d’un pays avec 

un passé nazi. Mais il semble que l’UE ait fait des différences entre l’Autriche et par exemple 

l’Italie, le Danemark, le Pays-Bas etc. qui n’ont pas été sanctionnés. En fin de compte, le 

gouvernement ÖVP-FPÖ a été reconduit sans protestation internationale après les élections 

anticipées de 2002 et Haider réélu dans le Comité des régions. Ces exemples mettent les 

sanctions encore plus en cause. 

Au bout des quelques mois, les sanctions sont même devenues un véritable obstacle 

pour le travail dans l’UE. Dans la hâte dans laquelle elles ont été conçues, aucune stratégie de 

sortie n’était prévue ce qui explique le dilemme de l’UE avant la levée des sanctions. 

L’affaire autrichienne a montré qu’une véritable culture politique européenne n’existe pas et 

que la politique de l’UE est encore largement dominée par les intérêts nationaux des Etats 

membres. De plus, le conflit entre les petits Etats membres et les grands a été rallumé, les 

candidats à l’adhésion ont été préoccupés de perdre à nouveau une bonne partie de leur 

souveraineté. L’appel à une charte des valeurs communes a été renforcé, le débat autour d’une 

constitution européenne commune a été relancé et est depuis un sujet de première importance 

dans les débats autour de l’avenir de l’UE. Si l’avertissement aux partis populistes de droite a 

été bien entendu en Europe, il peut être contesté. Ce qui reste des sanctions c’est un 

scepticisme profond des Autrichiens envers l’Union européenne et une dégradation profonde 

de l’image de l’Autriche dans le monde. 
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Zusammenfassung: 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der Berichterstattung von Le Figaro und 

Ouest-France über Österreich während der Sanktionen der EU gegen die schwarz-blaue 

Regierung im Jahr 2000. Als Untersuchungszeitraum wurde die Zeit vom 17. Jänner bis zum 

15. Oktober 2000 gewählt. Im Vordergrund der Sanktionen stand deren bilateraler Charakter, 

der sich nur auf die offiziellen Kontakte auf politischer Ebene bezog. Nichtsdestotrotz wurde 

die Zusammenarbeit mit Österreich(-ern) auch kritisch hinterfragt. Nach einer Darstellung der 

Besonderheiten des französischen Zeitungsmarktes sowie der Geschichte und Ausrichtung der 

untersuchten Tageszeitungen wird kurz auf den derzeitigen Forschungsstand eingegangen. 

Mit dem Vergleich der ältesten französischen Tageszeitung (Le Figaro) mit der im Ausland 

weitgehend unbekannten größten (Ouest-France) und der Vollerhebung aller im oben 

genannten Zeitraum erschienenen Artikel, wird Neuland betreten. Ein Überblick über die 

damaligen Ereignisse und die historische Entwicklung der Beziehungen zwischen Frankreich 

und Österreich folgen. Danach wird auf die Geschichte der FPÖ eingegangen, von deren 

Entstehung bis hin zur Entwicklung der Partei unter Jörg Haider. Mögliche Gründe für den 

Erfolg der FPÖ werden ebenso thematisiert. Den Abschluss bildet ein Überblick über die 

Einordnung der FPÖ in rechtsextreme, radikale bzw. populistische Partei. 

Der Hauptteil beschäftigt sich zunächst mit der Haltung des offiziellen Frankreich, 

also jener von Staatspräsident, Regierung, Parteien aber auch von Intellektuellen und 

Künstlern. Auffallend ist dabei, dass sowohl das linke, als auch das bürgerlich-konservative 

rechte Lager die Maßnahmen fast einhellig befürworten. Sie sind der Meinung, dass gegen 

einen Grundkonsens Westeuropas, die endgültige Ablehnung von Faschismus und Nazismus, 

verstoßen wurde. Chirac, in dessen Überlegungen wohl auch innenpolitische Gründe eine 

Rolle gespielt haben, übt durch seine frühe Reaktion auf die drohende Regierungsbeteiligung 

der FPÖ Druck auf die Linke aus, auch zu reagieren. Naturgemäße Gegner der Maßnahmen 

sind die Politiker des rechten Rands Le Pen und Mégret, aber auch die Souveränisten um 

Pasqua und de Villiers. Das intellektuelle Lager ist in der Österreichfrage gespalten, einerseits 

gibt es Leute, die jede Teilnahme an Veranstaltungen in Österreich ausschließen, andererseits 

tragen andere wesentlich zum Kulturleben bei, um, wie sie sagen, den „Widerstand“ in 

Österreich zu unterstützen. 

Ein zahlenmäßiger Vergleich der Artikelanzahl zeigt, dass das Interesse an Österreich 

ausgesprochen groß ist, verdeutlicht durch die Österreichschlagzeilen auf Seite 1. Die 

Maßnahmen werden in Le Figaro meist klar abgelehnt. Es ist aber auch Platz für Befürworter 

der Sanktionen. Insgesamt bezieht der konservative Figaro jedoch eine von der Haltung 
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Chiracs und der großen Rechtsparteien überraschend deutlich abweichende Position. Der 

Blattlinie entsprechend bringt die Zeitung viel mehr Korrespondentenberichte aber auch 

Analysen im Wirtschaftsteil als Ouest-France. Diese wiederum versucht von Anfang an sehr 

sachlich über die Sanktionen zu berichten. Schon sehr früh wird dort auch auf den Widerstand 

in Österreich gegen die neue Regierung hingewiesen. Im Gegensatz zu anderen Zeitungen 

verwenden Le Figaro und Ouest-France kaum Karikaturen, sie setzen eher auf den Einsatz 

von Fotos. Durch die massive Präsenz von Fotos von Haider in den Medien, gepaart mit der 

häufigen Nennung seines Namens in Zusammenhang mit den Sanktionen, entstand in der 

französischen Öffentlichkeit der Eindruck, Haider sei Bundeskanzler oder übe zumindest eine 

wichtige Funktion in der Regierung aus. Es ist jedoch allgemein festzuhalten, dass beide 

Zeitungen sachlicher als andere Medien über die Lage in Österreich berichten. In den in Le 

Figaro erschienenen Leserbriefen wird großteils scharfe Kritik an den Sanktionen und der 

französischen Regierung geübt. 

Österreich wird zur Referenz für andere Beiträge, andere rechtspopulistische Politiker 

oft mit Haider verglichen. Immer wiederkehrende Themenbereiche in den Zeitungen sind die 

NS-Zeit, die mangelnde Vergangenheitsbewältigung („Opferrrolle“), die Affäre Waldheim 

und die lange Regierungszeit von SPÖ und ÖVP. Auffallend sind teils mangelnde Kenntnisse 

über Österreich, die zu vorschnellen Urteilen geführt haben. Das Ende der Berichterstattung 

fällt verglichen mit deren Beginn relativ knapp aus. Gastkommentare bzw. Interviews 

erscheinen in beiden Zeitungen. Überraschend ist, dass die Autoren der Gastkommentare bzw. 

die Interviewpartner durchwegs ältere Männer sind, und dass Ouest-France bei der Auswahl 

der Autoren objektiver vorgeht. 

Im Schlussteil werden die historischen, gesellschaftlichen und europapolitischen 

Auswirkungen kurz analysiert. Das Vorgehen der EU zeigt auf, wie schwach das europäische 

Gemeinschaftsbewusstsein noch ist und wie stark nationale Interessen weiterhin dominieren. 

Der Ruf nach einer Grundrechtecharta wurde dadurch verstärkt, auch eine gemeinsame 

europäische Verfassung stand und steht seither verstärkt zur Debatte. Was Effizienz und 

Sinnhaftigkeit der Maßnahmen betrifft, herrscht auch heute noch keine Einigkeit unter 

Experten. Das primäre Ziel, nämlich die Verhinderung einer FPÖ-Regierungsbeteiligung 

wurde definitiv nicht erreicht. Ob die damit verbundene Warnung an andere 

rechtspopulistische Parteien und deren potenzielle Koalitionspartner auch angekommen ist, 

darf bezweifelt werden. Was bleibt ist ein schaler Beigeschmack und eine tiefgehende EU-

Skepsis der Österreicher. Bewirkt haben die Sanktionen auf alle Fälle die Abänderung von 

Artikel 7 des EU-Vertrages, der nun um einen Maßnahmenkatalog erweitert wurde. 
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